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Die Ermittlung von Grundstüd<swerten

Von Ministerialrat Dipl.-lng. Josef Konstanzer, Nieders. Ministerium des Innern

l. Aufgaben und bisherige Tätigkeit der Gutadrteraussdrüsse

De Aufgaben, die das Bundesbaugesetz (BBauG) in seinem Siebenten Teil stellt,
werden seit 8 Jahren wahrgenommen. Die Verordnung über die Bildung von Gut-
adrteraussdrüssen und über die Anlegung von Kaufpreissammlungen bestimmte,
wie die Gutadrteraussdrüsse zu bilden sind, und bradrte nähere Bestimmungen für
die Tätigkeit der Gutadrteraussdrüsse. Hier befindet sidr im § 8 Abs. 3 die Vorsdrrift,
daß ein Gutadrten sdtriftlidr zu erstatten und zu begründen ist. Die Verordnung
der Bundesregierung vom 7. 8. 1961 bradrte Grundsätze für die Ermittlung des

Verkehrswertes von Grundstüd<en. De Gutadrteraussdrüsse sollen das Gesdtehen

auf dem Grundstüd<smarkt transparent madrenr einmal punktweise durd'r die Er-
stattung von r,I7ertgutadrten nadr § 136 BBauG und ferner für Gebiete durdr die
Ermittlung und Bekanntmadrung von Ridrwerten gem. § 143 Abs. 3 und 4 BBauG

und durdr die Verordnung des Niedersädrsisd,en Landesministeriums über die Ridrt-
werte von Grundstüdcen vom 4. 3.1964.

Einige Zahlen mögen den Umfang der bisherigen Tätigkeit kennzeidrnen.

Bei den Gesdrliftsstellen der Gutadrteraussdrüsse wurden in die Kaufpreissammlung
übernommen (Zahlen stehen erst ab 1964 zur Verfügung),

im Jahre

1964

t965
1966

t967

1 968

Kauffälle

53 400

57 673

57 180

62 210

66 824

Zahl der Gutadrten

771

t 917

1 528

t 706

2 349

2 817

3 567

3 896

Bei 4,2 Millionen Flurstüd<en in Niedersadrsen kann man''sagenr daß jährlidr für
etwh l,5oÄ der Flurstüd<e Kaufpreise anfallen, so daß die Zahl der gesammelten

Kaufpreise bis jetzt ungefähr lTo/o der Zahl der Flurstüd<e erreidrt haben dürfte.

Von den Gutadrteraussdrüssen in Niedersadrsen wurden Einzelgutadrten erstattet:

im Jahre

t96t
t962
I 963

t964
t965

t966
t967

1 968
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Die Zahlen zeigen eine steigende Tendenz. Von den 3 896 Gutadrten, die im Jahre
1968 erstattet wurden, entfielen 2775 a:of unbebaute Grundstüd<e und 1.121 auf
bebaute Grundstüd<e; das ist ein Verhältnis von etwa 2,5 27.

Im Jahre 1968 wurden außerdem 1 803 gutadrtlidre Außerungen abgegeben, im
Durdrsdrnitt der letzten Jahre wurden jährlidl 2 00O gutadrtliche Außerungen
erteilt. Ferner wurden 462 sdrriftliche Auskünfte über Richtwerte gegeben und
für 3 573 Gemeinden Richtwerte veröffentlid-rt. Für das Jahr 1968 liegt eine Auf-
sdrlüsselung der vorstehend genannten T,ahlen auf die Regierungsbezirke vor. Die
bei einem Gutadrteraussdruß vorgenommene Aufsdrlüsselung nadr Interessenten-
gruppen ergab, daß 26olo der Gutadrten von Privatpersonen, 66 0/o von Behörden
und 8 0/o von Gerichten beantragt wurden.

Die Gutadrten der Gutadrteraussdrüsse haben keine rechtlidre \7irkung. Ihre
Bedeutung liegt darin, daß die ermittelten Verkehrswerte in der Regel die Crund-
lage für die Kaufpreisverhandlung von Privaten, Industrieunternehmen, in Steuer-
angelegenheiten, in Erbauseinandersetzungen und für gerichtlidre Entsd'reidungen
sind. Gerade in Verfahren vor den Geridrten kommt ihnen häuffg eine schieds-

richterlidre Funktion zu, ebenso audr bei der Errechnung des Erbbauzinses oder
einer Rente. Oft vereinbaren die Vertragspartner ein solches Gutachten im voraus
als verbindlidr. Im Umlegungsverfahren nad'r dem BBauG sollen in sdrwierigen
Fällen Gutadrten vom Gutad,teraussd-ruß herangezogen werden, während bei einer
Enteignung die Enteignungsbehördg nadr § 108 BBauG verpflidrtet ist, ein Gut-
adrten des Gutadrteraussdrusses einzuholen.

Untersuchungen von Vermessungsdirektor Dr. Gerardy haben ergeben, daß bei
125 Gutad-rten etwa 60 0/o der ermittelten Preise dem Verkehrswert entspradren,
10o/o wid-ren bis zu 10o/o ab, weitere 1O'0/o bis zu 20olo und nur bei etwa 20 0/o

ergaben sich größere Abweidrungen, vor allem bei den Gutadrten der ersten Jahre,
als Informationen und Erfahrungen noch nidrt ausreichend zur Verfügung standen.

Die Ridrtwerte sind eine wesentlidre Hilfe bei der Festsetzung der Einheitswerte
durdr diq Finanzämter, sie dienen Privatpersonen, Gemeinden und Finanzierungs-
stellen als Anhalt. Das rege Interesse der Bevölkerung kommt zum Ausdrud< in
Presseveröffentlichungen', Rundfunk- und Fernsehmitteilungen. Die Richtwerte wir-
ken audr preisregulierend. Nad-r der Bekanntgabe der Rid-rtwerte haben sidr die
Kaufpreisforderungen gleidrmäßiger eingespielt. Audr bei untersdriedlicler Beur-
teilung im einzelnen ist insgesamt wohl die Feststellung beredrtigt, daß die Gut-
adrteraussdrüsse durdr ihre Tätigkeit - soweit dies im Rahmen ihrer sehr begrenzten
Möglidrkeiten gesdrehen kann - zu einer gewissen Ausgewogenheit des Grund-
stticksmarktes beigetragen haben.

2. Einwendungen gegen die Tätigkeit der Gutadrteraussdrüsse

§7enn der vorstehende Uberblicft auch beweisen dürfte, daß die Cutadrteraus-
sdrüsse in Niedersadrsen erfolgreidr tätig sind, gibt es dodr zahlreidre Stimmen,
vor allem aus anderen L'ändern, die die Erfahrungen, die mit den Gutadrteraus-
sdrüssen gemadrt worden sind, zum Teil redrt negativ beurteilen. Als Gründe
werden genannt:

Die Gutadrten werden nur in geringem Umfang beantragt und dann fast aussdrließ-
tidr von Behörden und Geridrten; aus der Baulandnot heraus sind die Kaufbewerber
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bereit, audr überhöhte Grundstüd<spreise zu zahlen. Die Tiitigkeit der Gutadrter-
aussdrüsse hat keinen erkennbaren Einfluß auf das Preisgefüge ausgeübt.

Die Einridrtung der Kaufpreissammlungen und die Ermittlung der Ridrrwerte sind
mit einem sehr großen Verwaltungsaufwand verbunden; bei einigen Gutachter-
aussdrüssen liegen 8.000 bis l0 COO Kaufverträge unbearbeitet. Kaufpreissamm-
lungen sind zum Teil nidrt einmal angelegt, gesdrweige forgeführt.

Die Markttransparenz und die Absidrt, die Grundstüd<spreise niedrig zu halten,
werden nidrt erreidrt. Es werden in den Verträgen Kaufpreise angegeben, die er-
heblidr unter den tatsä&lidr gezahlten Beträgen liegen. Die Kaufpreissammlungen
geben deshalb kein wirkliches Bild von der Lage am Grundstüd<smarkt. Nodr nie-
mand hat eine Auskunft über Ridrtwerte verlangt (die ja auch nidrt stimmen).

Die Ermittlung von Ridrtwerten ist vielfadr daran gesdreitert, daß entweder nidrt
genügend Verkäufe innerhalb eines Cebietes mit gleidlwertigen Voraussetzungen
getätigt worden sind oder daß die gezahlten Kaufpreise so erheblidr voneinander
abweidren, daß aus ihnen keine durdrsdrnittlidren Lagewerte gebildet werden
konnten. Gutadrten über Ridrtwerte haben oft nur die §7irkung, dai3 überhöhte
Baulandpreise allgemein bekannt werden.

Die Finanzämter im Rahmen der Einheitsbewertung und die statistisöen Amter
erfüllen bereits ähnlidre Aufgaben wie die Gutad,teraussdrüsse.

Es ist wohl nidrt erforderlidr, im einzelnen nadrzuweisen, daß diese Kritik für die
niedersädrsisdren Verhältnisse ausnahmslos nidrt zutrifft. Es sei z. B. nur darauf
verwiesen, daß eben weil Ve,rkehrswerte und Ridrtwerte nur anhand einer gut
geführten Kaufpreissammlung zuverlässig zu ermitteln sind, der Sammlung der
Kaufpreise entsdreidende Bedeutung zukommt. Die Führung der Kaufpreissamm-
lung wird edeidrtert oder erst dadurdr möglidr, daß ein ständig fortgeführtes
Liegenschaftskataster zur Verfügung steht. In Niedersadrsen ist audr durdl die
Zusammenarbeit mit der Finanzverwalrung bei der Kaufpreissammlung und der
Verwendung der Ridrtwerte jede Doppelarbeit ausgeschaltet.

3. Sdrwierigkeiten und Probleme

Die Aufgabe besteht darin, den Verkehrswert zu ermitteln, meist mit Hilfe von
Vergleichspreisen, Richtwerte festzustellen und zu veröffentlidren und damit den
Grundstücksmarkt transparent zu madren. Dieser Grundstüd<smarkt untersdreidet
sidr von den üblidren lvlärkten dadurdr, daß er vom Angebot her begrenzt ist.

Aus der Enge des Angebotes ergibt sidr für den Verkäufer eine starke Stellung,
die der Grund dafür ist, daß die Grundstüclspreise in den Nadrkriegsjahren an

vielen Stellen wesentlich stärker gestiegen sind als z. B. die Baukosten. Es ist
nidrt möglich, die zahlreichen Fragen, die sidr bei der rJü'ertermittlung stellen, in
den nadrfolgenden Vorträgen vollständig zu behandeln. Auf einige sei hier kurz
hingewiesen.

Selbst wenn Vergleidrspreise und Rid'rtwerte zur Verfügung steh,en, sind bei der
§/ertermittlung die Besonderheiten des zu bewertenden Grundstüd<s zu berüd<'
sidrrigen. Nur in Ausnahmefällen werden Gutadrten beantragt, die einfadr sind.
In der Regel wird der Gutachteraussdruß dann zu Rate gezogen, wenn sdrwierige
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Verhältnisse vorliegen und die Parteien allein keine ausreidrenden Möglidrkeiten
für eine eigene Meinungsbildung besitzen.

Nadr der Verkehrswert VO soll der Verkehrswert- vor allem für unbebaute Grund-
stücke - in erster Linie durdr das Vergleicl-rswerwerfahren ermittelt werden. §7ie
bereits erwähnt, ist eine möglidrst vollständige, gut geführte und übersichtlidre
Kaufpreissammlung die Voraussetzung für eine ricl-rtige §Tertermittlung. §7ie widrtig
die Kaufpreissammlung ist, geht aus d,en Bemühungen anderer Stellen und Personen
hervor, Einblid< in die Kaufpreissammlung zu gewinneri, was im Interesse der
Personen, die an dem registrierterr Kauf beteiligt waren, nidrt mOglidr ist. Man
kann die Bedeutung der Kaufpreissammlung ferner daran erkennen, daß dem
Vergleidrsverfahren seine Eignung für eine zutreffende §Tertermittlung von denen
abgesprodren wird, die selbst nicht über eine Kaufpreissammlung verfügen. In der
Bedeutung der Kaufpreissammlung liegt u. a. audr die Eignung der Katasterämter
als Gesd, äftststellen der Gutachteraussdrüsse begründet.

Bei der Ermittlung des Verkehrswertes sind alle Verhältnisse des Bewertungsobiektes
zu erfassen, die auf den Verkehrswert einen Einfluß ausüben, die allgemeine Ver-
kehrslage, das Maß der baulidren Nutzung, die Oberflädrengestaltung, der Baugrund,
der Ausbau der Stiaßen, das Fehlen uon Ve.ro.g.rngsleit-ungen, däs Vohnäilieu,
etwaige Immissionen. Gründlidre Feststellungen hinsidrtlid'r der Baulandeignung
und der in den Planfeststellungen niedergelegten Untersdriede in der baulidren
Ausnutzbarkeit der Crundstüd<e (Zulassung gewerblidrer Bauten, mehrgesdrossige
Bauweise, Kleinsiedlung usw.) sind erforderlidr.

Bei der Anwendung des Vergleidrswertverfahrens sind Kaufpreise von Vetgleidrs-
grundstürken aus Gegenden mit gleid'rer oder ähnlicher Verkehrs-, Gesdräfts- und
§Tohnlage heranzuziehen; audr Gesdräftsräume in §Tohnvierteln sind zu beadrten.
Die Vergleichspreise müssen eine ähnlidre oder gleicle Ausnutzbarkeit der Flädre
und Höhe aufweisen. Das Vergleichswertverfahrea ist audr für bebaute Grundstücke
durd-raus anwendbar. Ertrags- und Sadrwertverfahren stellen im wesentlidten redr-
nerisdre Methoden dar, die nur einen Teil der den Verkehrswert bildenden
Faktoren eines Grundsttid<s erfassen können. Alle redrnerisdr nidrt erfaßbaren
Momente bleiben unberücksidltigt, wie z. B. das Bestreben, Kapital in Sadrwerten
anzulegen, die Mode und sonstige psyd,ologisdre Einflüsse, also irrationale \7ert-
faktoren, die die redrnerisdren Faktoren überlagern.

Uber die Anwendung des Verfahrens für die §[ertermittlung von Grundstüd<en
des öffentlidr geförderten §[ohnungsbaues siehe Gerardy/Thun in ,,Gemeinnütziges
I§Tohnungswesen" Heft 4/ 1968.

De §/ertminderung der cebäude ist nicht mehr in dem Maße wie früher von seiner
tedrnisdren L,ebensdauer abhängig. Vegen der stürmisch fortsdrreitenden \7oh-
nungs- und Einridrtungsted'rnik sind die Absdreibungszeiten wesentlidr kürzer.
Für die Bewertung von Gemeinbedarfsflädren wird der Gutadrteraussdruß häuffg
bei Enteignungen zur Bestimmung der Enteignungsentsdlädigung gem. s 95 BBauG
in Ansprudr genommen.

Die Bewertung des Erbbaugnrndstti&s muß vom Bodenwert ausgehen und nidrt
Vom Erbbauzins, der eine Belastung des Erbbaugrundstüd<s ist. Der Erbbauzins
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kann über oder unter dem marktüblidren Bodenzins liegen. Nadr Vollmar*) müßte
bei marktgeredrten Erbbauzins die Verzinsung des Bodenwertes dem Eigentümer,
die des Bauwertes dem Erbbauredrtsnehmer zufallen. Die Kenntnis des jeweiligen

Erbbauredrtsveftrages ist notwendig. Das Erbbauredrt, früher ein Vorteil für den
ffnanzsdrwadren Bauwilligen, ist heute durdr die umfangreidren Möglidrkeiten einer
Gleitklausel eher ein Risiko geworden.

§ 9 Abs. 2 der Verordnung über das Erbbauredrt sdrreibt vor, daß der Erbbauzins
nadr Zeit und Höhe für die ganze Erbbauzeit im voraus bestimmt sein muß. Es

können jedodr sdruldredrtlidre Vereinbarungen getroffen werden, durdr die die
jeweilige Höhe des Erbbauzinses vom Eintritt bestimmter Ereignisse abhängig
gemadrt wird. Einsdrränkungen sind nur insoweit gegeben, als währungsredrtlidre
Vorsd'rriften vedetzt werden oder das angemessene Verhältnis von Leistung und
Gegenleistung gestört wird. §Tertsidrerungsklauseln beziehen sidr auf wesentlidre
Veränderungen der wirtsdlaftlidlen Lage, also auf Anderungen der Bodenwerte.
Die Formulierungen dieser \Tertsidrerungsklauseln sind untersdriedlidr, häufig un-
klar abgefaßt und daher auslegungsbedürftig. Die Bindung des Erbbauzinses an die
Anderung des Bodenpreises ist besonders problematisdr. Ein Gesetzentwurf will
die Anderung des Erbbauzinses von der Verändenrng der allgemeinen Lebens-
halrungskosten abhängig madren. Es ist audr zu berüd<sid,tigen, daß die wirtsdraft-
lidre Lebensdauer von \Tohngebäuden sidr in Zukunft immer mehr verringern
wird. Eine zufriedenstellende Lösung könnte so besdraffen sein, daß die Steigerung
des Gesamtwertes sowohl dem Erbbauberedrtigten als audr dem Grundstüd<seigen'
rümer zugute kommt, und zwar im ursprünglidren Verhältnis des Bodenwertes
zum Gesamtwert. Der Erbbauzins soll sidr bestimmen nadr der Höhe des Boden-

wertanteils am Gesamtwert im jeweiligen Zeitpunkt.

Der - vom Bundestag nidrt verabsdriedete - ,,Entwurf eines Städtebau- und
Gemeindeentwid<lungsgesetzes" sieht bei der Sanierung audr Aufgaben für die
Bodenordnung und Grundstüd<sbewe'rtung vor. Danadr sollen Gutadrten der Gut-
adrteraussdrüsse die Grundlage für Ausgleidrs- und Entsdtädigungsleistungen sein

und audr als Grundlage für ein vorgesehenes ,,Gemeindli&es Grunderwerbsredrt"
dienen, das zudätzlidr zu dem bereits aus dem BBauG bekannten Vorkaufsred'rt
festgelegt werden soll. Dieses ,,Grunderwerbsredrt" ist allerdings als ,,unzulässige
vereinfadrte Enteignung" stark umstritteo. Eine Bindung der ausführenden Stellen
an das Gutadrten ist vorgesehen. Probleme, die dabei angesprodren werden, sind,

ob z. B. überzeugende Bewertungsgrundlagen für §7ertänderungen, die durdr die
Aussidrt auf Sanierung eintreten, vorhanden sind, ob §/ertänderungen vor dem
Verfahren berüd<sidrtigt wefden sollen und ob die vorgesehene Deffnition der
wertbeeinflussenden Umstände im Gesetzentwurf notwendig und hinreidrend ist.

Der Ermittlung und Bekanntgabe der Ridrtwerte kommt erheblidre Bedeutung zu;
diese öffentlidre Aufgabe des Gutadrteraussdrusses wird mitunter für widrtiger
gehalten als die private Inansprudrnahme für die Ermittlung von Grundstüd<swerten.
Nadr der Verordnung über die Ridrrwerte von Grundstüd<en vom 4. 3. 1964 sind

die Rid,twerte jeweils zum Jahresende zu ermitteln, erstmals war das zum 31. 12.

'l 'Zut Bewertung v()n Erbhaurectrten, ZfV 1967 S, 165.
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1963 der Fall. Sie sind bis zum 30. Juni jeden Jahres füt die Dauer eines Monats
offentlidr auszulegen. Außerdem sind sie zum selben Zeitpunkt der höheren Ver-
waltungsbehörde mitzuteilen. Nadr dem Runderlaß vom 13. 12. 1968 fertigen die
höheren Verwaltungsbehörden Ubersid-rten über die Ridrtwerte auf der Grundlage
der Karten der Gemeindegrenzen 122N0O0. Je zwei Lidrtpausen sollen die
höherenVerwraltungsbehörden erstmalig zum 7.10. 1968 nadr dem Zeitpunkt der
Ermitdung vom 31. 12. 1967 dem Niedersäd-rs. Minister des Innern und dem
Niedersädrs. Sozialminister vorlegen.

Mit dem Erlaß vom 18. 4. 1969, sind vorläufige Ridrtlinien für die Herstellung
und Fortführung der Ridrtwert-Ubersidrtskarte 1 : 200 000 und ein Muster übersandt
worden. Gleidrzeitig wurde angekündigt, daß die Rid-rtwert-Ubersichtskarte
1:2OO@O nidrt nadr dem Stand vom 31. 12. 1967, sondern nach dem Stand
vom 31. 12. 1968 gdrud<t werden soll.

4. Zum Verfahren bei der Erstattung von Gutadrten

Ein Gutadrten muß sadrlich richtig sein. Dazu muß der Sadrverhalt erforsdrt und
niedergelegt werden. Dann folgt die \Tertermittlung nadr den Bewertungsvor-
sdrriften. Vidrtig ist die Begründung; sie ist im § 139 Abs. 1 BBauG und im § 8
Abs. 3 der Verordnung über die Bildung von Gutachteraussdrüssen und die
Anlegung von Kaufpreissammlungen verbindlidr vorgesdrrieben. Ein Geridrt hat
ausgeführt, ,,Ein Gutachten, das dem Geridrt nidlt möglidlt, den Gedankengängen
nadrzugehen, sie zu prüfen und sidr ihnen anzusdrließen oder sie abzulehnen, ist
für den Redrtsstreit wertlos". Es ist also in der Regel erforderlidr, die beim
Vergleidr verwendeten Kaufpreise anderer Grundstüd<e zu benennen. Dabei handelt
es sidr, oft um beridrtigte Kaufpreise, aus denen nidrt ohne weiteres auf den
tatsädrlich erzielten Kaufpreis gesdrlossen werden kann, der durdr Nebenleistungen
und ähnlidres beeinflußt sein mag. Ferner ist es ausreichend, nur die ungefähre
Lage des Grundstücls zu dem §7'erternr,ittlungsobjekt anzugeben, es aber nidrt
durch die katasteramtlidre Bezeidrnung oder durdr Straße und Hausnummer zu

bezeidrnen. Es kommt außerdem darauf an, bei der Abfassung des §Tertgutadrtens
die vorhin erwähnten wertbeeinflussenden Faktoren anzugeben.

Die Gutadrter sind nadr § 139 Abs. 1 BBauG bei ihrer Tätigkeit an §7'eisungen
nidrt gebundeny sie sind also sadrlidr unabhängig. In der Frage, ob und wieweit
§flertgutad,ten im Verwaltungsredrtsweg angefochten werden können, wird im
Kommentar von Brügelmann zum BBauG die Auffassung vertretenf daß u. a. audr
gegen das Gutadrten selbst eine Anfedrtungsklage möglidr ist, wob,ei jedodr eine
soldre Klage nur dann Erfolg haben dürfte, wenn der Gutadrteraussdruß gegen
das Gesetz oder die Verkehrswert VO verstoßen hat oder wenn offensidrtlidre
materielle Fehler vorliegen.

Von der nidrt gegebenen \fleisungsbefugnis ist die Einflußnahme auf die Gesdräfts.
führung der Gutadrteraussdrüsse zu untersdleiden. Idr darf hierzu aus dem Rund-
erlaß des Bauministeriums des [^andes Nordrhein-§Testfalen vom 13. 12. 1964
zitieren: ,,ldr bitte sicherzustellen, daß audr dort, wo eine andere organisatorisdre
Regelung getroffen ist, die Gesdräftsführung der Gutadrteraussd'rüsse und ihrer
Gesdräftsstellen von Ihnen (Regienrngspräsident) fadrtechnisd-r geprüft wird. . . . .

Bei der Gesdräftsprüfung ist darauf zu adrten, daß die Kaufpreissammlung ent-
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spredrend der tedrnisdren Anleitung ftir die Sammlung von Grundstüc*skaufpreisen
eingeridrtet ist und geführt wird. Hierzu gehört audr die Feststellung, ob die Kauf-
preise vor der Ubernahme in die Kaufpreissammlung darauf geprüft worden sind,

:l .s,:, 
0** ungewöhnliche oder persönlidre Verhältnisse beeinflußt worden sind.

5. Ermittlung von Crundstü*.swerten im Ausland

Auf dem Xll. FIC-Kongreß in London im September 1968 wurden von der FIC-
Kommission 9 ,,Bewertung und Grundstüd<sverkehr" in sieben Sitzungen mit 18
Referaten Fragen der Ermittlung von Grundstüd<swerten behandelt. Darüber hat
Stemmler im Sonderheft l4 der Zeitsdrrift für Vermessungswesen beridrtet. Einige
interessante Angaben aus diesem Beridrt seien zitiert:

Zum Bewertungsberuf: ln England hat sidr aus dem allgemeinen Berufsstand der
Surveyor heraus schon verhältnismäßig früh der Berufsstand der Bewertungssadr-
verständigen entwidcelt. Die Ausbildung von Bewertungssadrverständigen wird an

Universitäten und Kollegs betrieben. In Amerika werden seit 1930 die Bewertung
und die Bodenwirtsdraft an Universitäten und Kollegs verstärkt betrieben. Die
amerikanisdre Bewertungsliteratur ist heute umfangreidrer als die der übrigen
§7'elt zusammen, sie umfaßt von 1959 bis 1966 über 500 Veröffentlidrungen.

Bewertungsverfahren: Vergleidrswertverfahren, Sadrwerwerfahren und Ertrags-
wertverfahren sind fast in der gan,zen §{relt bekannt, werden jedodr mit unter-
sdriedlidrem Gewidrt angewendet. Als Sdrwtidre des Vergleidrswerwerfahrens
wird das Fehlen von Vergleidr,spreisen, selbst in Citylagen, angesehen, aber auö
Preisverzerrungen bei spekulativen Märkten, bei Haussen und Baissen, zählen dazu;
beim Sadrwerwerfahren wird das Mißverhältnis zwisdren Angebot und Nadrfrage
und beim Ertragswertverfahren die kurz- und langfristige Variabilität der Erträge
als Sdrwädre angesehen. Eine Verfeinerung des Ertragswertverfahrens in den USA
spaltet den Reinertrag auf in Hypothekenkapitaldienst und Eigenkapitalverzinsung,
weldr letztere der Amerikaner mit 10o/o ansetzt. Der für grobe Ertragswert-
sdrätzungen benutzbare Vervielfadrer (Verhältnis §flert : Reinertag) wird in
einem wohl als typisdr anzusehenden Beispiel mit etwa 10,4 angegeben.

Gebäudeabsdrreibung: §flährend in Großbritannien die Neigung besteht, die
Lebensdauer eines Cebäudes als unbegrenzt an2usehen, sdrreibt man in USA wegen
der günstigen steuerlidren Möglidrkeiten außerordentlidr stark ab.

Bedeutung des Bewertungsberufs. Da die Bodenwerte in den letzten 20 Jahren
in der ganzen \(elt gestiegen sind, wird die überragende Bedeutung des Bewertungs'
berufes im Erkennen und Beurteilen der bestmöglidren ßenutzung des Bodens

sowie darin gesehen, eine wirtsdraftliöe Fehleinsdrätzung potentieller Boden-
benutzung zu verhindern.

Enteignungs-Entsdrädigung. Das Probtem der Enteignungsentsdrädigung ist weltr,r,eit.

Man versudrt es mit dem Verkehrswert. Planungsgewinnabsdröpfung und Planungs-

entsdrädigung sind nodr nirgends zufriedenstellend gelöst. Die audr in den west-

lidren Ländern wachsenden öffentlidren Eingriffe in die Boden' und §Tohnungs-

nutzung verlangen,,objektive" rVertfestsetzungen.

Stadterneuerung: Im Zusammenhang mit dem bei uns viel diskutierten Entwurf
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des St'ädtebauförderungsgesetzes sind die Verfahren und Erfahrungen interessant,
die in USA bei der Stadterneuerung gewonnen wurden. Die neuen baulidren
Gebiete Iassen sehr differenzierte öffentlidre und private Besitzredrte entstehen, die
sich in I;änge, Breite, Höhe und Art untersdreiden und teilweise überlagern. Die
herkömmlidrste Bodenbewertung auf der Basis des Quadratmeters Bodenfladre
reidrt nidrt mehr aus. Neue Vergleidrseinheiten wie der Preis je qm vorgesehener
oder fertiggestellter Büroflächen, je \flohnhaus, rVohnung, §{rohnraum, Hotel- oder
Motelzimmer werden als Maßstab verwendet.

,,Die Erkenntnis verdichtet sid'r, daß auf dem ernsten Hintergrund des Bevölkerungs-
wachstums die Verteilung und die Nutzung der in ihrer Größe unveränderlidren
Bodenfläche eine immerwährende und sidr ständig neu stellende Aufgabe der
Mensdrheit bleiben werden. Jedem Mensdren den ihm gemäßen Lebensraum zu
geben, heißt ihm ein irgendwie geartetes Nutzungsrecht am Boden zu versdraffen.
Die Verteilung dieser Nutzungsredrte setzt das Erkennen ihres §Tertes voraus.
Um dieses Erkennen bemühen sidr die Bewertungssadrverständigen in aller §[elt.
Für das deutsdre Bewertungswesen bleibt nodr viel nadrzuholen. Eine Vertiefung
und Ausweitung der Ausbildung sowie eine stärkere Aktivität in der Berufsaus-
übung sind notwendig."

Das Auswerten von Kaufuerträgen

Von Vermessungsamtmann Kurt Thun, Katasteramt Hannover

l. Vorbemerkung

Auf Grund des § 143 des Brmdesbaugesetzes (BBauG) voer 23.6. 1960 ist jeder
Vertrag, durdr den sidl, jemand verpflidrtet, das Eigentum an einem Grundstü&
gegen Entgelt zu übertragenf von der beurkundenden Stelle in Absd'rrift dem
Gutadrteraussdruß zu übersenden.

Die Verträge sind auszuwerten und in die bei den Gesdräftsstellen der Gutachter-
aussdrüsse - Katasteramt - einzq,rid'rtende und zu führende Kaufpreissammlung
zu übernehmen.

Diese Kaufpreissammlung ist die wichtigste Arbeitsgrundlage der Gutadrteraus-
sdrüsse zur Ermittlung von Ridrtwerten und Verkehrswerten.

Von der Auswertungsmethode hängt die Anwendung und Güte des Vergleidrs-
wertverfahrens zur Ermittluflg von Verkehrswerten, die möglidrst marktgerecfite
Information der Offentlidrkeit durdr Ridrtwerte und sdrließlidr audr das Ansehen
der Gutadrteraussdrüsse und der Katasterämter in der Offentlidrkeit ab.

Das Auswerten der Kaufverträge ist im § 143 BBauG nur in groben Zügen geregelt.
Audr die niedersädrs. Verordnung über die Bildung von Gutadr,teraussdrüssen
und über die Anlegung von Kaufpreissammlungen vom 29. 12. 1960 und die Ridlt-
linien des Niedersädrs. Ministers des Innern ftir die Anlage und Führung von
Kaufpreissammlungen vom 24. 3. 1961 enthalten keine wesentlidren Anleitungen
für die Auswertungsarbeiten.
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Nad den bei der Gesöäftsstelle der Gutadrteraussdrüsse beim Katasteramt
Hannover gesammelten praktisd'ren Erfahrungen habe idr folgende Ridrtlinien
zur Auswertung von Kaufuerträgen für die Zwecke der Grundstüd<sbewertung
zusammengestellt und werde sie durdr Beispiele erläutern.

2. Ridrtlinien für das Auswerten von Kaufuerträgen

2.1. Allgemeines

1. Das Auswerten der Kaufverträge muß nadr einheitlidten und klar gegliederten
Merkmalen erfolgen.

2. Die Kaufpreissammlung muß mtiglidrst vollständig sein. Es ist darauf zu adrten,
daß die Notare ihrer Pflidrt zur Ubersendung der Absdrriften der Kaufverträge
nadrkommen. In Hannover übersendet der Landgerid'rtspräsident auf Grund eines
SdTreibens vom Jahre l96l alljährlidr eine Liste der in seinem Bezirk zugelassenen

Notare und ergänzt sie laufend durdr Mitteilung von Zu- und Abgängen. Die
Notare sind durdr besondere Sdreiben auf die Vorlagepflidrt (§ 143 BBauG) hinge-
wiesen worden. Säumige Notare werden an diese Pflidrt von Zeit zu Zeit erinnert.

3. Alle geeigneten Kaufpreise einsdrließlidr derjenigen land- und forstwirtsdraftlidr
genutzter Grundstüd<e sind zu erfassen. Audr Erbbauredrtsverträge werden aus-

gewertet, wenn aus dem Erbbauzins ein Rüd<sdrluß auf den Verkehrswert gezogen

werden kann.

4. Die Kaufpreissammlung muß ständig auf dem laufenden gehalten werden, damit
sie den Forderungen eines gut funktionierenden Gutadrteraussdrusses an sie geredrt
werden kann.

2.2. Zwe&, des Auswertens

Die aus den Kaufverträgen in die Kaufpreissammlung zu übernehmenden Grund-
stüd<spreise sollen nadr den §§ 3 und 4 der Verordnung über Grundsätze für die
Ermittlung des Verkehrswe.rtes von Grundstüd<en vom 7. 8. 1961 (\{tert-VO) u. a.

der Ermittlung von Verkehrswerten durdr Preisvergleic} dienen. Der Preisvergleidr
ist die praktisdr braudrbarste und sidrerste Methode der §/ertermittlung. Nadr § a

der VO

sollen die Vergleidrsgrundstüd<e hinsiütlidr der ihren §7ert beeinflussenden

Umstände mit dem zu bewertenden Grundsttid< soweit wie möglidl überein-
stimmen und dürfen Kaufpreise, bei denen anzunehmen ist, daß sie durdr unge-

wöhnlidre oder persönlidre Verhältnisse beeinflußt worden sind, nur zum Preis-

vergleidr herangezogen werden, wenn sie bei der Aufnahme in die Kaufpreis-

sammlung beri&tigt worden sind.

Das sind audr die beiden Kriterien für das Auswerten von Kaufverträgen. Das Ziel
des Auswertens ist daher, festzustellen:

a) Vertbeeinfl ussende Umstlinde des verkauften Grundstüd<s

b) Preisbeeinflussende Umstände des verkautten Grundstüdrs durdr ungewöhnlidre

oder persönlidre Verhältnisse. Kann der Preis berichtigt werden und wie ist er zu

beridrtigen?

Das Bundesbaugesetz und die Verordn,ungen der länder haben das lVr:n ,,heridr'
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tigen" gewählt. Der Kaufpreis ist aber nidrt fehlerhaft. In den Vorsd'lriften der
früheren Preußischen Katasterverwaltung wurde dieser Vorgang ,,bereinigen"
genaflnt, ein Ausdrucl< der zutreffender die Maßnahmen bezeidrnete, welche dazu
dienen, die Kaufpreise von ungewöhnlid,en Einflüssen zu befreien.

2.3. Das Auswerten

2.3.1. Vertbeeinflussende Umstände

Die festzustellenden rüTertmerkmale im Sinne des § 4 der §[ert-VO sind folgende:

a) Der Ersdrließungszustand des Grundstiid<s (Ridrtwertverordnung vom 4. 3. 1954)
und zwar,

Baureifes land (B)

Rohbauland (R)

Bauerwartungsland (E)

b) Die allgemeine Art der bauliüen Nutzung (Baunutzungsverordnung in der Neu-
fassung vom 26. 11. 1968) und zwar

§7ohnbauflächen

Gewerbliche- und Industriebauflächen (G)

Cemischte Bauflächen

Sonderbauflächen

Nr)

(M)
(s)

(für vorwiegend übergemeindlidre Zwed<e,

z. B. Universitäten, Kliniken, Hafenanlagen usw.)

c) Die Art der Baugebiete und das zulässige Maß der bauliüen Nutzung
(Baunutzungsverordnung)

2.8., Allgerneine §flohngebiete, 4gesdrossige Bebauung CI7A IV)
Dorfgebiete, 2gesdrossige Bebauung (MD II)
Kerngebiete, 6gesdrossige Bebauung (MK VI)

d) Bei den sonstigen Arten der Bodennutzung (§ 5 BBauG) sind festzustellen und
zu untersciheiden,

Gemeinbedarfsflädren (2. B. für Sdrulen, Kird,en und sonstige öIfentlidre
Gebäude)

Verkehrsfl ädren (Straßen-, Sdrienen-,'§ü'asser- und Lufwerkehr)

Grünflächen (Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Bade-
plätze, Friedhöfe)

Abbauflädren (2. 8., Steinbrudr, Kiesgrube, Sandgrube)

Ad<erland, Cartenland, Grünland und Holzung sowie andere.

Die Feststellung dieser sonstigen Arten der Bodennutzung ist für den Gutadrter-
aussdruß von großer §(ridrtigkeit, denn ein erheblidrer Teil der Gutadrten wird für
derartige Grundstücle beantragt. \ü7egen der verhältnismäßig geringen Zahl von
Kauffällen sold-rer Grundstücke ist es zwed<mäßig, derartige Kaufpreise in beson-
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deren Listen nadrzuweisen. Ein Beispiel über die Sammlung von Ad<erlandpreisen
in Listen werde iclr im letzten Teil meiner Ausführungen unter 2.7.1. bringen.

Es erscheint mir in diesem Zusammenhang sogar zwed<mäßig, auch für Ad<erland
und Grünland Ridrtwertkarten ähnlidr wie für Bauland herzustellen.

e) Besonderheiten der Lage
z. B. Ed<vorlage, Vorder- und Hinterland, Baulücke u. a.

f) Form und Cröße
z. 8., l)reieckige Form, kleine Fläche, nicht selbständig bebaubar.

g) Die wertbe€influssenden Umstände der bebauten Grundsttidre werden nadr den
Gebäudearten wie folgt untersdrieden,

Siedlungshäuser

Einfamilienhäuser

Zweif amilienhäuser

Eigentumswohnungen

Mietwohnhäuser

Mietr,vohnhäuser mit Gesch^äft

Gesdräftshäuser

Büro- und Verwaltungsgebäude

Fabriken, V'erkhallen, l,agerhäuser

Unterhaltungs - und Gaststätten

Sdrulen, Kirdren u. a.

Die Feststellung der unter a) bis g) genannten wertbeeinflussenden Umstände ist oft
schon nadr Angaben in den Kaufverträgen möglidr. Andernfalls sind die Ri6rwert-
karten oder die Flurkarten heranzuziehen. Falls danad, keine Feststellung möglidr
ist, ist bei einem der Kaufpartner anzufragen. Ein Anfrageformular ist im letzten
Teil meiner Ausführungen unter 2.8.1. abgedrud<t.

Die unter a) bis g) angegeb,enen Merkmale sind handsd'rriftli$ in die Absdrriften
der Kaufverträge zu übernehmen. Sie werden dann in die Karteikarten übernommen.
Bei sorgfältiger Auswertung der Kaufverträge braudrten die Kaufverträge nidrt auf-
bewahrt zu werden. Die Karteikarten können die Kaufverträge ersetzen. Es ist nidrt
notvvendig, die §flertmerkmale in die Kaufpreiskarte zu übernehmen, da die Kartei-
karten im Bewertungsfalle mit diesen Angaben zur Verfügung stehen. Das Fassungs-

vermögen der Kaufpreiskarte reidrt außerdem hierfür nicht immer aus. Die Kauf-
preiskarte dient hauptsädrlidr zur Orientierung über die [.age der Grundstücke.

Es ist zwed<mäßig, für die §üertnrerkmale die amtlidlen Abkürzungen wie (B), (§Ür)

usw. sowie in der Niedersächs. Vermessungs- und Katasterverwaltung (masdrinetl
geführtes Liegensdraftskataster) eingeführte oder andere leidrt verständlidre Ab-
kürzungen zu verwenden und Abkürzungen in einer Liste zusammenzustellen
(siehe 2.3.5.1. bis 2.3.5.3.).

2"3.2. Preisbeeinflussende Umstände

Nach § 12 der einganfis genannten Nds.VO vonr, 29. 12. 1960 sind Kaufpreise zu
beritfitigen (bereinigen), wenn die Höhe des vereinbarten Kaufpreises durdr unge-
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wöhnlidre oder persönlid-re Verhältnisse beeinflußt wurde (siehe audr s 143 BBauG)
oder sie sind nidrt in der Kaufpreissammlung zu berücksichtigen, falls diese Fest-
stellungen mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden sind. Ist es zweifel-
haft, ob der Kaufpreis durdr soldre Verhältnisse beeinflußt worden ist, dann ist
dieses nadr der VO in der Kaufpreissammlung zu vermerken. Die Beridrtigung
(Bereinigung) der Kaufpreise soll durdr Zu- oder Absdrläge erfolgen, dazu sollen
zum Vergleich durdr ungewöhnlidre und persönlidre Verhältnisse unbeeinflußte
Kaufpreise gleichartiger Grundstüd<e herangezogen werden.

Mit welclren Unsicherheitsfaktoren eine soldre Korrektur der Kaufpreise durdlZu-
oder Absclläge belastet ist, braudrt wohl nidrt besonders hervorgehoben zu werden.

Meines Erachtens ist sie sogar unzulässig, denn das ist keine Kaufpreisbereinigung,
sondern die Festsetzung des Verkehrswertes eines Grundstüd<s durch Preisver-
gleidr. Das ist ebenso unsicher wie die Ermittlung eines Verkehrswertes durd-r eine
Vielzahl von prozentualen Zu- und Absdrlägen.

Es bliebe also nur die Alternative, soldte Kaufpreise entweder nid-rt in die Kauf-
preissammlung zu übernehmen oder diese Sonderverhältnisse in der Kaufpreis-
sammlt/ng zu vermerken.

Damit wäre jedodr der Zwecl< der Vorsdrrift, Kaufpreise zu bereinigen, bedeu-
tungslos geworden. Das wäre wenig oder nidrts.

Bei der Geschäftsstelle der Gutadrteraussdrüsse in Hannover wird das Problem der
Eliminierung der Preisbeeinflussung in den Kaufpreisen durd'r ungewöhnlidre oder
persönlidre Verhältnisse zwed<entspredrender gelöst und zwar wie folgt:

2.3.3. Kaufpreisbereinignug

2.3.3.1. Ungewöhnlidre Verhältnisse nadr § t2 (2) der VO vom 29. 12. 1960.

1. Die Veräußerung ist zum Zwed<e der Erbauseinandersetzung erfolgt. Bei Erb-
auseinandersetzungen reguliert sidr der Kaufpreis erfahrungsgemäß durdr das
Angebot desjenigen, der das Grundstüd< behält und die Kaufpreisforderung des
Abzuffndenden. Bei Erbauseinandersetzungen wird oft mehr um den Kaufpreis
gefeilsdrt, als bei anderen Kauffällen. Uber die Auseinandersetzung wird oft
geridrtlidr entsdrieden. Die Vermutung, daß soldre Kaufpreise nidrt marktgerecht
sind, ist sehr gering. Die Kaufpreise bei Erbauseinandersetzungen werden daher
in die Sammlung übernommen und durch ein E (Abkürzung für Erbauseinander-
setzung) gekennzeichnet.

2. Der Kaufpreis soll in Raten oder in Form einer Rente entridrtet werden.

Falls für die Ratenzahlung die üblidren Zinsen zu zahlen sind, liegen keine unge-
wöhnlichen Verhältnisse vor. Zinslose Ratenzahlung auf Iängere Dauer kommt
sehr selten vor. In diesem Falle kann man diesen Vorteil nadr der Zinseszinsrech-
nung ermitteln und dem Kaufpreis zuredrnen. Es findet dann eine Bereinigung des
Kaufpreises statt. Das_Kennzeichen für die Bereinigung von Kaufpreisen sind zwei
kurze Stridre (2. B. 37,- DM/qm). §7enn ein Teil des Kaufpreises in Form einer
Rente entricl-rtet wird, erfolgt die Ausweitung wie in nadrstehendem Beispiel ange-
geben. In_dem Beispiel ist das Grundstüd< außerdem mit einem lebenslänglichen
unentgeltlidren §Tohnrecht belastet.
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a)

b)

c)

Auswertungsbeispiel eines Kaufpreises mit Renten- und §/ohnredrt

Auswertung im Kaufvertrage

Barpreis

Valuten von Hypotheken und Gnrndschulden

Kapitalwert eines lebenslänglichen unentgeltlichen
§Tohnrechts und einer leben,slän,glichen Rente

: 100 000,- DM

- 56 396,85 DM

Jahreswert des \üü ohnrec}ts

Jahrlidre Rente (766,10 DM X 12)
- 2 gg0,_ DM
: 9 193,- DM

zus. 12 O73,- DM

Alter der Berechtigten 62 Jahre

Kapitalwert
nach Tabeltre aus GERARDY ,,Bewertungspraxis"

(noch nicht veröffentlicht)

11 ,23 x t2 073,- DM _ t 35 580,- DM

291 976,85 DM

Kaufwert rd. R 292 000,- DM

R - Abkürzung für Rente und Wohnrecht

Ubernahme in die Karteikarte: wie a bis c

Ubernahme in die Kaufpreiskarte: ä
A - Zeidren ftir bebaute's Grundstück

Der Kapitalwert der Rente kann audr nach der Tabelle im Nds.MBl. Nr. 2611965
über die mittlere Lebenserwartung nach der allgemeinen Sterbetafel 1960162 und
der Hilfstafel 2 zu § 13 des Bewertungsgesetzes (Bundesgesetzblatt I 1965 S. 1861)

erredrnet werden.

3. §7egen der Bebauung oder Bepflanzung eines Grundstüd<s sind außergewöhn-
lidre Zu- oder Absdrläge zum Bodenpreis vorgenommen worden. Es handelt sidr

demnadr um ein bebautes oder bepflanztes Grundstüd<. Bei'bebauten Grundstüd<en

wirft bekanntlidr der Anteil des Bodenwertes am Gesamtwert eine Reihe von Prob-
lemen auf.

Falls das Grundstüd« behaut bleibt, ist es nidrt zweclmäßig den Bodenpreis zu

bereinigen, denn der Karrfpreis gilt dann für die wirtsdraftlidre Einheit. Der mandr'
mal bei rVeiterverkäufen angegebene Anteil des Bodenpreises am Gesamtpreis dient
meistens steuerliahen Abschreibungszwed<en und beeinflußt den Gesamtpreis über'
haupt nidrt. Dieser Bodenpreis ist daher für die Zwed<e der Kaufpreissammlung
ungeeignet. In diesen Fällen wird nur der Cesam,tpreis des bebauten Grundstücls
übernommen.

Falls ledodr aus dem Kaufvertrage hervorgeht, daß die Gebäude abgebrodren werden
oder dieses kommt sonst zrrr Kenntnis, ist es nidrt sehr sdrwierig die Abbrud*osten
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zu berüd<sidrtigen, sei es durdr Anfrage beim Käufer oder durdr Sdrätzung eines
Mitgliedes des Gurad-rterausschusses.

Bereinigt werden soldre Kaufpreise dadurdr, daß die Abbrudrkosten dem Kaufpreis
zugesdrlagen werden, denn es handelt sid'r ja um eine Baureifmadrung. Diese berei-
nigten Kaufpreise werden durdr ein A (Abkürzung für berüd<sid'rtigte Abbruü-
kosten) zusätzlidl kenntlidr gemadrt (2. B. A 318,- DM qm). Diese Fälle sind in
Zentren der Städte für die Kaufpreissammlung von ganz besonderem rJ7ert, da in
diesen Gebieten kaum noch unbebaute Grundstü&e vorhanden sind und audr Ridrt-
werte deshalb nur sehr sdrwierig ermittelt werden können. Sd-ron wenige soldrer
Kaufpreise sttitzen die §/ertermittlungen erheblidr.

Falls der Kaufpreis durd, Bepflanzung beeinflußt sein könnte, das trifft meistens
bei Kleingärten zu, wird bei einem der Kaufpartner, zwed<mäßig beim Verkäufer,
angefragt. Der §7ert des Aufwuchses wird in diesem Falle vom Kaufpreis abge-
zogen und so der Kaufpreis bereinigt. Die Bereinigung des Kaufpreises wird audr
hier durch zwei kurze Stridre über dem Kaufpreis kenntlidr gemadrt.

4. Bei Trümmergrundstüd<en wird wie bei den abzubredrenden Gebäuden ver-
fahren, falls jetzt überhaupt nodr Gebäudereste vorhanden sind. Meistens ist es

nur nodr das Kellergesdroß, weldres für den §Tiederaufbau benutzt wird. Eine
Bereinigung des Kaufpreises wird daher sehr selten notwendig sein.

5. Das Grundstüd< ist mit einer Dienstbarkeit oder einem ähnlidren Redrt zugunsten
Dritter belastet.

Die Berüd<sid-rtigung der Preisbeeinflussung von Dienstbarkeiten und ähnlidrer
Redrte ist zwar nidrt'gänzlidr unbestimmbar, sie ist jedodr sehr sdrwierig und im
Einzelfalle mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. In diesem Falle
wird die Art der Belastung in der Kaufpreissammlung nur vermerkt (2. B. \7ege-
redrt). Es bleibt dem Gutacihteraussdruß überlassen, die §Terterhöhung oder lVert-

minderung durdr diese Belastungen im Bedarfsfalle zu berücksid,tigen.

2.3.3.2. Persönlidre Verhältnisse nadr § 12 (3) der VO vom 29. 12. 1960

1. §Tirtschaftlidre Notlage,

2. Gefälli gkeitspreise we gen Verwandtsdraft und Freundsc.haft,

3. Uebhaberpreise wegen eines außergewöhnlidren Interesses,

4. Erwerb eines Crundsti.id<s, um vorhandenen Grundbesitz aus betrieblichen oder
sonstigen Gründen zu vergrößern.

Auch bei diesen Fällen wird bei der Gesdräftsstelle des Gutadrteraussdrusses in
Hannover das vorgesdrriebene Zu- und Absdrlagsverfahren aus den sdton angege-
benen Gründen nidrt angewandt. §(rir sind zwar beshebt, rnöglid'rst ein Optimum
an Kaufpreisen in die Sammlung zu übernehmen, aber man kann schwerlidr den
Grad der wirtsdraftlichen Notlage sowie der verwandtsdraftlidren und freundschaft-
lid'ren Verbundenheit durch einen Preis ausdrüd<en.

Bei den sogenannten Liebhaberpreisen ist zu beachten, daß ,,Liebhaberpreis" ein
sehr dehnbarer Begriff ist, der auf viele Käufe anwendbar ist. Falls bei den aufge-
zfilten Fällen eine Preisbeeinflussung durdr persönlidre Verhältnisse feststellbar
ist oder vermutet wird, wird der Kaufpreis durch ein Ausrufungszeidren kenntlidr
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gemaclt (2. B. I 375,- DM/qm). Das Ausrufungszeichen bedeutet, daß der Kauf-
vertrag bzw. die Karteikarte eingesehen werden soll, falls der Kaufpreis bei Grund-
stücksbewertungen berüd<sichtigt wird.

Oft werden besonders hohe oder niedrige Kaufpreise von den Antragstellern der
Gutachten angegeben. Es ist ein Nadteil, wenn dem Gutadrterausschuß eine der-
artige Preisbeeinflussung nidrt bekannt wäre.

§(reit häufiger als bei den eben behandelten Fällen ist jedodr eine Bereinigung der
Kaufpreise wegen der Ersd-rließungsbeitragspflicht notwendig.

2.?.3.3. Ersdrließungsbeiträge

Um einen möglidrst homogenen Kaufpreisnadrweis für Bauland zu erhalten, ist es

bei unbebauten Grundstüd<en sehr widrtig, festzustel,len, ob Ersdrließungsbeiträge
bereits erhoben oder nodr zu zahlen sind. Die Ersdrließungsbeiträge weid'ren je
nadr Lage der Grundstücke erheblidr voneinander ab. Nadr einer Beredrnung, die
das Institut für Bauforsdrung in Hannover durchführte, betragen z. B. die Ersdrlies-
sungskosten in Hannover auf den Quadratmeter §Tohnflädre umgeredrnet zwisdren
9,- und 46,- DM. §7enn die Ersdrließungsbeitragsfrage nadr dem Vortlaut des
Kaufvertrages nid-rt geklärt werden kann, erhiilt der Verkäufer einen Fragebogen
(Antragsformular im letzten Teil abgedrudct), in dem gleidrzeitig Fragen über
Nebenkosten, ungewöhnlidre oder persönlidre Verhältnisse, zukünftige Nutzung
usw. gestellt werden. Nach Auswertung der Anfworten werden die Kaufpreise gege-
benenfalls bereinigt. Das Zeidren für die Bereinigung des Kaufpreises sind audr hier
zwei kurze Stridre über dem Kaufpreis. Geht aus dem Kaufvertrage bereits hervor,
daß Ersdrließungsbeiträge nodr nidrt erhoben sind, wird über dem Kaufpreis ein
kurzer Stridr angebradrt, (2. B. 15,- DM/qm). Falls die Ersd,ließungsbeiträge
bereits erhoben sind und der Grundstüd<seigenttimer sie nidrt kennt, wird über dem
Kaufpreis ein Kreuz angebradrt 12. B. fS,- DlvVqm).

2.3.4. Angaben des Liegensdraftskatasters, Vertragsdatum, Kaufpartner, Koordinaten
Für alle in die Kaufpreissammlung zu übernehmenden Kaufpreise werden die
Angaben des Liegensdraftskatasters nadr Identifizierung, Vertragsdatum sowie Ver-
käufer und Käufer in abgekürzter Bezeichnun1 @.8. P/P : Privat/Privat) und die
ungefähren Koordinaten der Mitte des Grundstüd<s in die Karteikarten über-
nommen.

2.3.5. Abkürzungen für Kaufpartner und Hinweise beim Kaufpreis unbebauter und
bebauter Grundstü&e
Für die Auswertungspraxis ist es, wie bereits unter 2.3.1. erwähnt, zwed<mäßig,
neben den amtlidren Abkürzungen leidrwerständlidre Abkürzungen und Hinweise
zu verwenden.

2.?.5.1. Abkürzungen ftir Kaufpartner

P : Privat
B : Bauunternehmen

A : Ardritekten
G : \Tohnungsbaugesellsd,aften

M: Makler
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0 : Uffentlid're Hand
K : Offentlidl redrtlidre Körpersdraften

F : Firma

V : Vereine

Bemerkung: Statt dieser 9 Abkürzungen könnte man mindestens folgende Abkür-
zungen verwenden' P für P, A, M, F und V; G für G und B; U für () und K.

2.3.5.2. Hinweise beim Kaufpreis unbebauter Grundstüd«e

i6 OU/q. : ohne Ersdrließungsbeiträge

zb DNVqm : Ersdrließungsbeiträge sind sdron früher erhoben worden,
sie sind jedodr dem jetzigen Grundstüd<seigentümer nidlt
bekannt.

! 20 DM/qm : ungewöhnlidre oder persönlidre Verhältnisse
(Kaufvertag einsehen)

0 20 DtvVqm : Kauf oder Verkauf der öfientlichen Hand (außer Straßen-
land)

Ta 20 DM/qm : Tausdr

R 20 DM/qm : kapitalisierte Rente

5 0/0 @ 20 DM/qm : Erbbauredrt begründet und Erbbauzins kapitalisiert
(2. B. 5 0lo)

@ ,o DM/qm : nadr Aufhebung eines Erbbaured,ts

E 20 DM/qm : Erbauseinandersetzung

,1, fö'' OUlqm : nadr Berüd<sidrtigung von Abbrudrkosten

16' OU/qm : Kaufpreis ist bereinigt worden

§fE 20 DM/qm : zur ErrichtungvonEigentumswohnungen

2.3.5 .3. Hinweise beim Kaufpreis bebauter Gnrndstäd<e

_ bebautes Grundstück, 68 : Kaufjahr

: nach Ubernahme in Typensammlung

Erb,baurecht verkauft

Erbausei nanders etzun g

Verkauf oder Kauf der öffentlichen [{and

*t A : \Tohnungseigentum

Bemerkung: Mit dem Zeidlen T werden alle weiterveräußerten bebauten Grund-
stüd<e gekennzeidrnet, die zur Anwendung des Vergleidrswertverfahrens für bebaute
Grundstücke auszuwerten sind. Das Vergleidrswertverfahren für bebaute Grunä-
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stüd<e ist zur Anpassung der Ertrags- und Sadrwerte an die Markdage notruendig.
Durdr die Gutad-rteraussdrüsse beim Katasteramt Hannover sind in dieser Hinsidrt
bereits mehrere bemerkenswerte Gutadrten erstattet worden, die ein bedeutungs-
voller Fortsdritt gegenüber der Bewertungspraxis privater Gutadrter sind.

Durch die Abkürzungen und Hinweise wird in prägnanter §[eise auf Besonderheiten,
die bei der Kaufpreisbildung eine Rolle gespielthaben können, hingewiesen.

2.4. Beispiele ftr das Auswerten der Kaufuerträge

In allen Beispielen sind die das Grundstüd< betreffenden Angaben fingiert.

2.4.1. Kaufuertrag

Auf der ersten Seite des Kaufvertrages werden farbig untersridren bzw. farbig
handsdrrifdidr angegeben' das Vertragsdatum, die Kaufpartner in abgekürzter Form
und bei vorhandenen Rahmenflurkarten oben red'rts die ungeffiren Koordinaten
der Mitte des Grundsttid<s. Mit Hilfe dieser Koordinaten ist die Lage des Grund-
stüd<s audr bei späteren Veränderungen der Grundsttid<sgrenzen festgelegt. Bei
Verwendung von Randlodrkarteikarten ergeben sidr dadurdr nodr weitere Vorteile,
die idr unter 2.5. behandeln werde. Falls das Grundstüd< bebaut ist, wird das
Zeidren A angebradrt (Stempel).

Beispiel 1

Teil der 1. Seite

Abschrift

Nr. 180 der Urkundenrolle Jahrgang 1969

PP
Ve r h a n d e I t

zu \ü7enni gsen / Deister
am 18. März 1969

Vor mir, dem unterzeidrneten Notar im Bezirk des Oberlandesgeridrts Celle

Günther Kühn

mit dem Amtssitz zu \ü7'ennigsen/Deister

ersdrienen t

1. die Ehefrau Magda Rahn geb. Franke,
Bredenbeck, Deisterstraße 1

2. deren Ehemann, der Kaufmann lü(/'alter Rahn,
wohnhaft ebenda

3. der Kaufmann Fritz Franz, Berlin 2, Manfredsaaße 14

4. dessen Ehefrau Helga kanz geb. §7eber,
wohnhaft wie der Ersöienene zu 3

3347ft5?r
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Auf den weiteren Seiten der Kaufverträge werden die in die Sammlung der Kauf-
preise zu übernehmenden Angaben und Auswertungsmerkmale ebenhlls farbig
unterstridren bzw. farbig handsdrriftlidr eingetragen.

Beispiel2

§1

Die Erschienene zu 1.), im folgenden,,Verkäuferin" genanng verkauft hiermit an
die Ersdrienenen zu 3.) und 4.), und zwar je zur ideellen Hälfte, im folgenden
,,Käufer" genannt,von ihrem im Grundbudr von Bredenbed< Band 9 Blatt 22 ein-
getragenen Grundstücl<en das Flurstüd< 348/2 der Flur 3 Gemarkung Bredenbedc
in der Größe von 786 qrn.

2)
Dieses Flurstüd< gehört r.r7c"bi.t des Bebauungsplanes Nr. 3 - BU/AZo -
und ist gemäß Genehmigung@ in Hannover vom
5. 10. 1966 Bauland.

§2

Der Kaufgegenstand geht in dem vorhandenen Zustand auf die Käufer über. Für
bestimmte Größe, Güte und Besdraffenheit wird keine Gewähr geleistet, audr
keine Haftung für Fehter oder Mängel übernommen.

Der Kaufpreis für das Grundstüd< 348t2beträgt DM ialqm :
786 qm ä DM 23,- .... DM 18 078,-
Hinzu kommt ein \Wegeanteil von DM 2tl? / q :
786 qm ä DM 2,13 DM t 674,tg

DM t9 7 52,183/ 7 r- J-h4.-*ro* käq a. Vr*&
ry,<.r52 r.-4 /z g, - eZ/?Q,. ro.bd / tz,r ?/ at&,r,

(in §Torten:
Deutsche Mark neunzehntausendsiebenhundertzweiundfü nfzig I 8 / 1 0 0).

Dieser Kaufpreis ist zahlbar unmittelbar nach Absdrluß des Vertrages.

§3

Das Flurstüd< soll für die Erridrtung eines Einfamilienhauses für die Käufer im
Rahmen des sozialen §ü'ohnungsbaues dienen. Die Käufer beantragen deswegen
Erlaß der Grunderwerbssteuer und der Eintragungskosten.
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Bei dem nächsten Beispiel handelt es

familienhaus, weldres zur Auswertung
ist.

sidr um ein bebautes Grundsti,id<i ein Ein-
ftir die Gebaudetypensammlung vorgesehen

Beispiel 3

§1

DieErschienene zu 1) - im folgenden,,Verkäuferin" genannt -, verkauft hier-

mit als Erbin des noch eingetragenen Grundstüd<seigentümers und Ehemannes

Hermann Ehlers, ihr im Grundbuch von Hannover-Davenstedt Band 1 Blatt 42

verzeidrnetes bebautes Grundstüd<, Yrat.ktt.g-Nü Flur 2, Flurstüd< 49617

zur Größe von 750 qm, an die Erschienenen zu 2) und 3) je zur ideellen Hälfte
im folgenden ,,Käufer" genannt - , fÜrr den vereinbarten Kaufpleis von

60 ooo, - DM

(in Budrstaben: sedlzigtausend Deutsche Mark)

't/7rr*rt*""-Z;*'/'-t2züft
§2

Der Kaufgegenstand geht in dem vorhandenen Zustand auf die Käufer über. Für
bestimmte Größe, Güte und Besdraffenheit . . . .

Bemerkungen: Beim Beispiel 2 ist die Art des Baugebietes und das zulässige Maß
der baulidren Nutzung nadr dem angegebenen Bebauungsplan 3 festgestellt worden.

Die in den Beispielen 1-3 unterstridrenen Angaben des Kaufvertrages und die

durdr 1) usw. gekennzeidrneten Auswertungsergebnisse sind in die Karteikarten
zu übernehmen. D.r Kaufpreis mit Hinweiszeid,en, Jahr und Monat des Kauffalles

werden in der Kaufpreiskarte nadrgewiesen.

2.4.2. Yeriag über die Begündung eines Erbbauredrts

Nach den §§ 145 (1) i. V. mit § 143 (1) BBauG haben die beurkundenden Stellen
audr Verträge über eine entgeltlidle Ubertragung eines Erbbauredrts zu übersenden.

Das Entgelt ist der Erbbauzins. Es muß daher festgestellt werden, ob aus der Kapi-

talisierung des Erbbauzinses ein Rüd<süluß auf den \[ert des Grundstüd<s gezogen

werden kann.

Nadt einer Untersudrung von Erbbauredr,tsverträgen der letzten Jahre entspridrt
der Erbbauzins bei §Tohngrundstüd<en einer Verzinsung von 3,5 0/o bis 5 o/o und
bei gewerblidr genutzten Gundsttid<en einer Verzinsung von 5 0/o bis 5,5 0/o der
zum Vergleidr herangezogenen Kaufpreise bzw. Ridrtwerte.
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Bei der Auswertung sind folgende Fälle zu untersdreiden:

t. Fall Die Kapitalisierung des Erbbauzinses mit den oben genannten Znsfü(kn
führt zu plausiblen §7erten,z. B. jährlidrer Erbbauzins 1,- DM/qm (§(ohn-
grundstüd<), Ridrtwert : 25,- DNUqm, der Erbbauzins entsprid'rt einer
4 0/oigen Verzinsung des Ridrtwertes von 25,- DlvUqm

Auswertung wird übernomr€n: 4 o/. @ 25,- DlvVqm.

2. Fall Die Kapitalisierung mit den obengenannten Zinsfüßen führt nidrt zu einem
plausiblen §7ert, z. B. jährlidrer Erbbauzins 0,50 DlvVqm (§[ohngrund-
stüd<), vergleidrbare Kaufpreise benadrbarter Grundstüd<e : 20,- Dll//qrn.
Der Erbbauzins entspridrt nur einer 2,5oloigen Verzinsung des Ridrtwertes
von 20,- DM/qm.

Auswertung wird ni&t übernommen.
Die Verträge werden in einer Sonderakte gesammelt.

Zeidren auf Kaufvertag, S @
(§ : Sonderakte)

3. Sonderftille Im Kaufuertrag sind angegeben:

a) Erbbauzins und ein Zinsfuß
z. B. Erbbauzins 0,50 DlWqm, Zinsfuß 201o,

kapitalisiert ergibt das 25,- DM/qm, Ridrtwert 25,- DM/qm.

Auswertung wird übernom-.r, @ 25,- DlWqm.

b) Erbbauzins und Bodenwert

z. B. Erbbauzins 0,75 DlvVqm, Bodenwert 25,- DlvVqm. Der Erbbauzins
entspridrt zwar nur einer 3,3 o/oigen Verzinsung des Bodenwertes, da das
Mittel aus vergleidrbaren Kaufpreisen audl 25,- DM/qm beträgt, wird
die
Auswertung übernommen, @ ZS,- DM/qm.

c) Bodenwert und Zinsfuß

1. Der im Kaufvertag angegebene Bodenwert ist annähernd gleich dem
Ridrtwert, z. B. Bodenwert nadr Kaufvertrag 28,- DM/qm , Zinsfuß 3 0lo,

Richtrn'ert 25 t- DM/q*.
Der Bodenwert wird übernommenr @ 28,- DM/qm.

2. Der im Kaufvertrag angegebene Bodenwert weicht stark ab, z. B. Boden-
wert nadr Kaufvertrag 10,- DtWqm, Zinsf:uß 5 0lo,

Ridrtrn'ert 25,- DM/q*.
Der Bodenwert wird nidrt übernommen.
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Auswertungsergebnisse eines Erbbaurechtsvertrages

2.

2

Beispiel 4

l. Begründung eines Erbbaurechts auf die Dauer von 99 Jahren ab l. 1. 1969 für
4gesdrossiges Mietwohnhaus.

\Wertsicherungsklausel, Steigen oder Fallen des allgemeinen Lebenshaltungs-

kostenindex um mehr als 10 Punkte.

Jahrlicher Erbbauzins - 6.45 DM/qm
Der Erbbauzins entspricht einer 4,3 'lloigen Verzinsung des Richtrnrertes von
1,50,- DM/qm. Die Verzinsung ist angemessen. Bodenwert - 150,- DM/qm.

4,Jolo @ 150,- DM/qm.

2.5. Die Ubernahme der Auswertung in die Karteikarte

Die Auswertungen in den Kaufverträgen werden in Karteikarten übernommen.

Bei der Gesdräftsstelle der Gutadrteraussdrüsse beim Katasteramt Hannover werden
die bei den anderen Katasterämtern eingeführten Karteikarten nidrt verwendet. Sie

sind hier nadr Gesidrtspunkten, die sidr aus der Praxis ergaben, einfadler gestaltet
worden und außerdem mit einer Randlodrung versehen. Die einzelnen Lödrer der
äußeren Reihe oder zwei übereinander angeordnete Lödrer werden nadr besonderen
Schlüsselplänen, Auswertungsmerkmalen und Daten der Kaufpreissammlung zuge-

ördnet. Die Lödrer werden mit einer Randkerbzange durdl fladre (erste Lodrreihe)
oder tiefe Kerben (erste und zweite [,odrreihe) geöffnet. Mit Hilfe von Nadeln,
die durdr die befragten lridrer gesteckt werden, fallen nadr Anheben des Kartei-
kartenpakets durdr die Sd'rwerkraft nur die an den genadelten Stellen gekerbten

Karten heraus. Es sind u. a. versd'rlüsselt (Zahlensdrlüssel) und werden gekerbt,

Kaufpreis, Kaufjahr, Gemeinde und Koordinaten der Rahmenflurkarte. Es können

z. B. in kurzer Zeit sämtlidre Karteikarten der Kaufpreise von 20,- DM/qm des

Jahres 1968 für das Gebiet einer Rahmenflurkarte aus den Karteikarten, die grund-

kartenweise aufuewahrt werden, aus der Sammlung herausgesdrüttelt werden'

Die Benutzung von Randlochkarteikarten ist kein Streben nad'r Perfektion sondern
ein Ordnungsprinzip im Hinblid< auf die große Anzahl von Karteikarten (Kaufver-

träge des Jahres 1968 : rd. 4 500 Stück).

Die Einridrtung der Randlodrkarteikarten (gelbe für unbebaute Grundstüdce und
grüne für bebaute Grundstüd<e) und die aus den Kaufverträgen übernommenen

Auswertungen sind in den folgenden zwei Beispielen ersidrtlidr.
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In Karteikarten werden audt die Ergebnisse von Verkehrswertgutachten eingetragen.
Zur Untersd'reidung wird die obere Lochreihe dieser Karten mit einem Filzschreiber
gefärbt. Auf der Rückseite der Karteikarten für bebaute Grundstücle können in
vorgedrud<te Spalten Ergebnisse des Verkehrswertgutadltens, z. B. Ertragswert,
Sadrwert, Gebäudeart, Baujahr u. a. eingetragen werden.

2.6. Die Ubernahme der Auswertungsergebnisse in die Kaufpreiskarte

In die Kaufpreiskarte werden übernommen (rot): De Kaufpreise je Quadratmeter
des Grund und Bodens, Kaufjahr und -monat; bei bebauten Grundstüd<en nur das

Zeid-ren A mit Kaufjahr und jeweils die bereits erläuterten zusätzlidren Zeidrcn
und Abkürzungen. Nadr dem nachstehend abgebildeten Teil einer Kaufpreiskarte
ist z. B. der Grund und Boden des Flurstücks 55 im April 1964 für einen Preis von
15,- DM je qm verkauft worden.

Falls für ein Gnrndstüd< ein Verkehrswertgutadrten erstattet worden ist, werden
zusätzlidr in Klammern Antragsnummer und Jahr des Gutadrtens blau und bei gut-
achtlidren Außerungen ebenfalls so in grün eingetragen.

2.6. 1. Teil einer Kaufpreiskarte mit eingetragenen Auswertungsergebnissen

Beispiel 7

lbl55H't5 </ ,&11 , /r-1- /L

A
R

23
6719 Lle

3

tt7



2.7. Die Ubernahme von Kaufpreisen in Usten
Unter 2.3.1. habe idr bereits darauf hingewiesen, daß es zwed<mäßig ist, Kauf-
preise für sonstige Arten der Bodennutzung, wie z. B. Gemeinbedarfsflädren, Ad<er-
Iand und Grünland, wegen der verhältnismäßig geringen Zahl der Kauffälle außer
in den Karteikarten in Listen zu erfassen.

2.7.1. Kaufpreisliste über A&erland

Beispiel 8

Gemeinde §Tassel

Flur Flur-
stück

119

32

477
145

27

318

329
393

63

458

1

3

1

3

2

4
4
1

3

I

Fläche
qm

5 089

I 201

2 665

5 242
t 363

6 880

4 390

3 372

30 002

9 741

Datum

4/61
2/ 65

5 /65
5 /65

tt/65
10/«
t2/«

5 /67
8/ 67

t0/ 67

I A.k"r- I

| ,ahl 
I

Karte

6298/ 5

lt

u

u

62e6/ 5

6098/ 5

n

6298/ 5

ll

n

1,6

2,6

"r_tl

n_
-l

3,-
2,2

2,1

3,2

2,6

2,5

55

54

58

48

56

44

44

70

54

63

Zur Untersudtung besonderer Probleme der Grundstücksbewertung führe idr u. a.
zusätzlidle Listen über Kaufpreise für aufgehobene Erbbauredrte und über das
Verhältnis zwisdren Rohmieten und Kaufpreisen von Altbauten in Hannover.

2.7.2. Kaufpreisliste über aufgehobene Erbbauredrte

Beispiel 9

Aufgehobene Erbbauredrte

Gemarkung

Misburg
n

Rethen
,t

Laatzen
,l

Langenhagen
n

Gehrden
Ronnenberg

184 / 20

219 / l0
35 /9
96
1670 / 8t3
tt24/ 54

791
t17 l3
380

247

Kauf-
vertrag

24. 3.66
22. 2.66
30. 3.67
11. 8.66
11. 8.66
22. 8.66
22. 12.6
28. tt. 67
11. 9.67
18. 7.68

5807 c
5607 D
56e4 B

56e4 B

5398 A
5398 D
501 1 C
49tO A
4197 c
4498 B

Flur

8

1

J

3

2

2

t2
l4

3

4

Part-
ner

Karte

0,30

0,04
0,40

0,12
o,24
0,O7

0,05

0,25

0,10
0,04

9,50
9,50
8,-
4,50

12,-
12,50

20,-
35,-
17 ,-
10,-

25,-
25,-
20,-
22,-
30, -
45,-
35,-
45 ,-
40,-
27,-

OP
OP
OP
OP
OP
GP
OP
PP

OP
OG

Diese Uste enthält nur einen Teil der gesammelten
für die Bewertung von Erbbaurechten aktuell und
Mittel wesentlich unter den Richrwerten liegen.
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2.7.3. Liste über Kaufpreise und Rohmieten von Altbauten/Mietwohngrundstäü.en

Beispiel 10

Altbauten/ Mehrfamilienhäuser
Typ Linden

Lage Kaufdatum 

I 

r""nt ' Kaufpreis 
ii,:[ru;.

DM i nr,t

Kaufpreis
Rohmiete

DM
I

1 Fröbelstr. 17

2 Viktoriastr. 3

3 Tonstr. 1

4 Pestalozzistr.6

5 Iü(/unstorfer Str. 9

6 Elisensr. 4l

7 Kötnerholzweg 3

8 Leinaustr. 5

9 Ungerstr. 16

l0 Limmerstr. 9

6. 3.68 i re08

13. 5.68

3. q.68

2. r0.6s

7. 10. 68

13. 10. 68

21. 1 1. 68

1 3. t.69
16. t. 69

3. 1.69

1 850

1910

tw2
1 887

1 894

1907

1906

1910

1 898

1 40 000

50 000

t67 5W

90 000

205 000

1 30 000

245 000

1 40 000

1 25 000

360 000

t2 052

5136

17 131

I 72)

22 674

12 üX)

23 484

t4 tw
10 580

33 340

11,6

9,7

9,8

10,3

9,0

10,8

|CI,4

9,9

1 1.,8

10,8

Mittel -- lo,4

Diese Liste enthält Auswertungsergebnisse der vorn erwähnten Anfrageformulare.
Sie ergibt, daß für Grundstüd<e mit Altbebauung etwa das lOfadle der Jahres-
rohmiete gezahlt wird. Das ist eine gute Stütze für die Verkehrswertermittlung von

Altbauten nadr dem Ertragswerwerfahren und ein Hilfsmittel zur Anpassung von
Ertragswerten an die Marktlage (Verkehrswert). Meine Feststellungen stimmen
mit einem Preisspiegel des ,,Ring Deutsdrer Makler" überein'

2.8. Anfrageformulare
Zur intensiven Auswertung der Kaufverträge habe idr Anfrageformulare für unbe-
baute und bebaute Grundstücke gesdraffen. Durdr sie werden die in den Formularen
gestellten Fragen, und zwar bei unbebauten Grundstüd<en über die Ersdrließungs'
beiträge, Nebenkosten und ungewöhnlidre oder persönlidre Verhältnisse sowie bei
bebauten Mietwohngrundstüclen über die Ertragsverhältnisse geklärt. Die Formulare
für bebaute Grundstüd<e dienen der Gebäudetypensammlung. Die Rü&seite der
Formulare ist für die Antworten vorbereitet. In fast allen Fällen werden die Fragen

beanrwortet und dadurdr das Auswerten der Kaufverträge erheblidr vervollständigt.

t 19



2.81

Gesdräftsstelle

der Gutachterausschüsse

für die Stadt und den Landkreis Hannover

Katasteramt - Katasteramt -
1 llannover, l./armbüchenstraße 1 J

Eemn/Frau
Hannover, den .. ... . . ....
Fernruf 2 77 26 - 174

Aktz. ,O84 N

Betr. : Kaufpreissammlung

Sehr geehrte

Die Geschäftsstelle der Gutachterausschüsse für Grund.stückswerte beim
Katasteramt Hannover erhäIt auf Grund. des § 14, des Bund.esbaugesetzes
von 21.6.1960 von d.en beurkund.end.en Stellen Abschriften alIer Kaufver-
träge über Orunde tücke im Stad.t- und. Landkreis Hannover.

Auf Orund. der in Kaufpreissammlungen z\ übernehmend.en Kaufpreise sind
d.urchschni ttliche Lagewerte (Ricfrtwerte ) ,u ernitteln. Außerdem sind die
Kaufpreise für die Erstattung von Gutachten nach § 116 des Bundesbeu-
gesetzes heranzuziehen. Daher muß bei allen Orundstückskaufpreisen festge-
ste1lt werdenr ob sie für d.ie vorstehend, genannten Zvecke geeignet slnd..

Nach d.er von d,err Notar ..................... hierher gesandten Abschrift
d.es Kaufvertrages vom ...... (Ur.Nr. ..oo./195..) haben Sie das / dle
Flurstück .. o.......... o. d.gr Flur . o. in d,gr Gemarkung ....... r........
verkauft / ervorben. Kaufpreis; ............... DIt{

AusdenobengenanntenGrtind'enbitteichSieuBe-
antwortung folgender Fragen:

1. ) Sind vor dcm Verkauf bereits Erschließungsbeiträge von der Oemej-nde
erhoben norden und uenn ja, in uelcher Eöhe?

2.) Sind in dem Kaufpreis sonstige durch d.en Erwerb des Grundstücks v€x-
ursachte tläEent<osten enthalten (r.8. Oerichts- llr Notarkosten, Ver-
messungskosten u.a. )t-1Gffi-rosten sind. d.as und. wie hoch sind eie?

,.) Ist die Höhe des vereinbarten Kaufpreises aus irgend einem anderen
Grund.e beeinflußt word.en (u,8. Gefälligkeitsprei-s wegen Verwand.t-
echaf t, Verschwägerung oder Freund.schaft d,er Vertragspartner, Lieb-
haberpreis uegen außerordentlichen fnteresses d.es Käufere oder uegen
Vergrößerung vorhandenen GrundbeEitzes aus betrieblichen oder sonstl-
gen Gründ.en ) ?

4.)

fch bitte, d.ie Fragen auf d.er vorbereiteten Rüekseite dieser Anfrage zv
beantuorten und. dieses Schreiben hierher zurückzusend.en.

1 Freiurnschlag liegt bei.

Eo chach tungsvo 1 I
In Auftrag
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Zu 2.81

An dt
0ee
ftu0

,.)

4.)

tgstelle d,er Outachterausschilsse
Stadt unÖ den Isndkrcls Eerurover

terant -

nnover
enstraße 1,

ltlgen Fragen rerden vie folgt beantrortett

1.) or den Yerkauf glnd. von der Gemelnde
rei ts Erschlleßrurgebelträge . €r-

oben vord.cn I Je / nein

Lg gind aonstlgc llebenkoeten
üha11eni-JsL rclg

te ües Fomulers tur Ecentro dcr
tticken

bel unbcbeuten

.......aaaataaaaa...at den a...a.aaao

l{enn Ja:

........oo.. DU

............ DU

............ Dl{

............ DltI

e Böhe deg KaufpreLgee rurd,e d.urch folgende eonstlge Oründe
cinflußtl Je / nein

t o a a a a a a a. a. a a a. a a. a a a a o ao a. a a. a a. a a a aa o a oa a a a a a a aa a a a aaa aa

a a aa aa aa a t a a a a a a a a oa a,a aa a a aaa aa a o o d oaaa a a a aaoaa a a a a. . a a a a. a oa a a a

Unterschrtft
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2.82 Vorderseite deg F'ornulars für Fragcn lei weiterveräußerteLbebauten

Gesdräftsstelle
Mie tgrunds tücken

der Gutadrterausschüsse

für die Stadt und den Landkreis Hannover

- Katasteramt -
Katas teramt

, Ilannover , Warnbüchens traße 1,

Herr fBrau
Eannovert dgn .. ...... o..
Fernruf 2 77 26 - ,74

Aktz. ,O84 N

Betr. : Kaufpreissammlung

Sehr geehrte

Die Geschäftsstelle der Outachterausschüsse für Grundstückerrerte beim
Katasteramt Hannover erhä1t auf Grund, des § 14, d.es Bundesbaugesetzes
vom 2r.6,195O von d.en beurkundenden §teIlen Abschriften a1ler Kaufver-
träge über Orundstücke irn Stad.t- und Landkreis Hannover.

Die Kaufpreise sind in Kaufpreissamnlungen z,u übernehrnen und. für die
Erstattung von Gutachten über d.en Verkehrswert and.erer Grundstücke
nach der Verordnung über Grund.sätze für die Ermittlung dee Yerkehrs-
wertes von 0rundstückeir vom 7.8.1961 zum Vergleich heranzuziehen. Daher
nuß bei a1len Grundstückskaufprei.sen festgestellt werd.en, ob sie für
die vorstehend genannten Zwecke geeignet sind.

Nach der von dem Notar ... .. o................. hierher gesand.ten Abschrift
d.es Kaufvertrages vom ...o... (Ur.Nr. ...o./195..) haben Sie d.as / die
Flurstückg .............. dgr Flur ... in d,er Gemarkung ........o.........
verkauft / erworben. Kaufprei.g,............... DM.

Aus d.en oben genannten Gründen bltte ich Sie r die auf d.er vorbereiteten
Rückseite gestellten Fragen möSli,chst bald zrt beantworten und. dieses
Schreiben dann hierher zurückzusdnd.en.

1 .F'reiumechlag llegt bei.

Eo chachtungsvo I I
In Alrftrag
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Zu 2.82 Rückseite ales Foroularg zur Beantuortun8 der trbegen bei
veiterveräußerten bebauten ületgrundEtücken , den .
An die
Cegohäftsstolle dcr Outachto!&usachüase
für rlie Staalt und ilen Icnitkrele Hannovor
- Ketgeter&nt -

Hannover
l,r/arnbüchenstraße 1 1

Frage

1. ) tJelche Jahresnicte uurd.e insgesamt z.Z.
des Verkaufs erzielt?
a) Für vermietete Wohnräume

b ) Mie twert leers tehend.er hlohnräume

c ) 'r von lligenttimerwohnungen
d.e s Verkauf s

d ) für vermie tete Räume , d,ie anderen
als lrrohnzwecken dienen:

Ladenräume

Büroräume

Lagemäune rlr & o

e) Mietnert von leerstehende" @
f) n von eigengenutzt"t @

2.) Sind in den Jahresnieten zv 1. ) Unlaggn enthalten?
ttenn ja, vie hoch sind diese insgesamt?

,.) Falls außer d.en Jahresmieten zu 1. ) Unlagen
erhoben werden, nie hoch eind d.iese?

4.) flat sich die Jahresmi.eteinnahne seit dem Kauf
geänd.ert? hlenn ja, um wieviel S.nsgesamt?

5. ) Baujahr?

Antnort

-
aaaaaaa.aaaa

a o a a. r a a a aaa

aaaaaaaaaaao

a o a a a a a a a aa a

aaaaaaaaaaaa

a a a a a a a t a aaa

aa..aaoaaaaa

aaaaoa.aaaa.

DM

DM

DM

DM

DM

DIuT

DII{

........o..o DU

............ DIt{

............ DIt{

5.)

Frage

Sind d.ie Mie ten für die t{ohnräume
oder liegen Eons tige Uns tänd.e vor,
stück beeinflußt haben?

noch preisgebunden (Sozialwohnungen)
velche den Kaufpreis fi,ir das Grund.-

Antwort

Unte rs chrift

t23



3. Statistik

Die Kaufpreissammlung ist nach dem gesdrilderten Auswertungsverfahren und den

in Randkrchkarten ge;mmelten Daten, die auf einfadre Art ausgewählt werden,

kdhnen, audr Grunälage für statistisdre Erhebungeit z. B. über die Preisentwid<'

l,rng des Baulandes ini Landkreis Hannover: Häufig müssen bei. Verkehrswerter-

,oiü,rrrg.n Kaufpreise früherer Jahre, herange-zogen 1erd9n. Man muß deshalb

die PrÄentw,ictdung in den einzelnen Jahren kennen' Zu. diesem Zwed<e wurden'

paulandpreise in d'emeinden des Landkreises Hannovef' zusammengestellt' und

statistisdr ausgeweftet.

Diese Untersuchung ist füf diese Veröffentlidrung ?qsamm'engefaßt worden.

3.1. Baulandpreisindex ftir das Gebiet des Landkreises Hannover

Zusammenfassung einer Untersudrung über die

Preisentwiddung von baureifem Land

für zweigesdrossige Bebauung

im Landkreis Hannover
in den Jahren 1962-1968

Frmittlung von Freisindi.ill* der Basis 1962 : l0o

Untersudrungsgrundlage' Baulandpreise in 22 Gem:einden (rd. 30o/o aller Gerrlein-'

den des Lar,älireises),it. di. in jedem der Jahre 1962-1968 mindestens mehrere

Kaufpreise in der Kaufpreissammlung nachgewiesen waren'

Summe der jährlichen Durchschnittspreise je qm. aller 22 Gemeinden

1962 1e63 1964 1961 tr66 rrÜ rrffi
Summe der DurchschnittsPreise

Basis 1962 -

369 419 5t4 57 3 643 680 685

100 t14 t39 1 55 174 1 84 186

Nadr Abrundung auf je 5 Punkte

Baulandpreisindex

Landkreis Hannover

1962 : 100

1957: 115

1964: L4O

1965 :155
1966: 175

1967 : r85

1968 : 185

Meines rvissens hat keine andere Stelle einen Baulandpreisindex für das Cebiet des

Landkreises Hannover ermittelt. Die jähdidre Steigerung der Baulandpreise nimmt

ab und ist zunädrst ab 1967 zum Stillstand gekommen.
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a. Sdrluß

Eine gut geführte und ausgewertete Kaufpreissammlung ist nicht nur für die Gut-
adrteraussdrüsse eine unentbehrlidle Arbeitsgrundlage, sondern sie wird audr für
die Zukunftsaufgaben voraussidrtlidr nodr an Bedeutung gewinnen. Idr darf hier
nur an die planerisdren'l und Sanierungsaufgaben sowie auf die Bestrebrmgen für
ein Städtebauförderungsgesetz hinweisen. Es ist notwendig, sich redrtzeitig darauf
einzuridrten.

Idr empfehle schließlich einen zentral gelenkten Informationsaustausdr für die Gut-
achterausschüsse und ihre Geschäftsstellen bei den Katasterämtern und schlage
eine Neufassung der Ridrtlinien für die Einridrtung und Führung der Kaufpreis-
sammlungen vor.

Crundsätzliches zum Vergleichswertverfahren

Von Vermessungsdirektor Dr. Theodor Gerardy, Katasteramt Hannover

§ 141 Abs.2 BBauGlautet:

,,Der Verkehrswert wird durdr den Preis bestimmt, der in dem Zeitpunkt, auf
den sidr die Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nadr den Eigen-
schaften, der sonstigen Besdraffenheit und der Lage des Grundstüd<s ohne Rüd<-
sidrt auf ungewöhnliche oder persönlidre Verhältnisse zu erzielen wäre. "

§(ras im gewöhnlichen Cesdräftsverkehr zu erzielen wäre, kann man nur wissen,
wenn man Kaufpreise sammelt, sie analysiert und das Ergebnis bei der §Terter-
mittlung anwendet. Die gesetzlidre Definition des Verkehrswertes führt also folge-
ridrtig auf das Vergleichswertverfahren. Der Verkehrswert wird aber audr als eine
statistische Größe definiert, nämlidr als der Durdrsdrnittswert der auf dem Crund-
stüd<smarkt üblidrerweise gezahlten Kaufpreise. Es ist daher angebradrt, bei der
Verkehrsermittlung statistisdre Bezeichnungen und Methoden zu verwenden. Bei
der Anwendung des Vergleid'rswerwerfahrens erheben sich drei grundsätzlidre
Fragen,

l. §Tieviel Vergleidrspreise muß man haben, um daraus den Verkehrswert ableiten
zu können? Oder mit dem Vokabular der mathematisdren Statistik ausgedrückt'
§7ie groß muß meine Stichprobe sein, um daraus einen statistisdr gesidrerten Durdr-
sdrnittswert ermitteln zu können?

2. §7ie erkenne idr, ob meine Stichprobe keine Preise enthält, die durdr unge-
wöhnliche oder persönlidre Verhältnisse beeinflußt sind? Aus den Kaufverträgen
oder den übrigen Umständen beim Verkauf geht nicht immer klar hervor, ob solcle
Verhältnisse vorgelegen haben. ldr muß also Kriterien entwickeln, nach denen id-r

soldre Preise aussdrließen kann.
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3. Vie muß idr die Ausgangsgrößen - die Vergleidrspreise - auf die Verhältnisse
des Bewertungsobjektes umformen? §7ie müssen die Vergleidrsmaßstäbe besdraffen
sein?

Die Frage 1 läßt sidr für den Geodäten auf einfadre lVeise beantworten. Er weiß
aus der Fehlertheorie, daß bei wiederholter Beobadrtung einer Größe die Genauig-
keit von einer bestimmten Zahl an nidrt mehr erheblidr anwädrst. Das zeigt die
nadrfolgende Abbildung aus GROSSMANN,,Grundzüge der Ausgleidrungsred'r-
nung" 1. Aufl. (1954) S.22. Man erkennt, daß von n : l0 an die Genauigkeit
langsamer zunimmt, und daß ab n : 2o die Zurahme kaum nodr wahrnehmbar
ist. Analoges gilt für eine Reihe von Vergleidrspreisen. Die Zahl der Vergleid,s-
preise soll daher zwisdren 10 und 20 betragen.

M, = l'o

0,5

0510t5202530

Abbildung 1 Rückgang der Standardabweiihung mit wachsendem R

Audr auf die Frage 2 weiß der Geodät eine Antwort. Man weiß aus der Geodäsie,
daß Beobadrtungen der gleidren Größe sidr entspredrend der Gaußsdren Verteilung
(in der mathematisdren Statistik Normalverteilung genannt) anordnen. Gleidres
gilt für Vergleichspreise, die zumindest nadr Umformung rJü'erte der gleid'ren Gröfie,
nämlidr des Verkehrswertes, darstellen.

Abbildung 2 Normalverteilung

Ein Kriterium dafür, ob die Verteilung der Stidrprobe der Normalverreilung der

Grundgesamtheit entspridrt, ist die .Variationsbreite, d. h. der Bereidr, innerhalb
dessen die Einzelwerte streuen. Man weiß empirisdr und wir haben das durdr
Untersudrungen erhärten können, daß sowohl bei unbebauten als audr bei bebauten
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Grundstüd<en, die einander völlig gleidr sind, die Kaufpreise vom Mittelwert bis
zu l5nlo streuen können. Das liegt an den individuellen Untersdrieden der Kauf-
partner. Je nachdem, ob sie hartnäckig oder nadrgiebig, reidr oder arm sind, ver-
laufen die Kaufverhandlungen mit untersdriedlidrem Ergebnis. Da wir es bei unseren
Vergleidren nidrt mit völlig gleidren Vergleidrsobjekten zu tun haben, können wir
als Kriterium dafür, ob unsere Reihe normalverteilt ist, setzen, daß die Extremwerte
nicht mehr als 20 o/o vom Mittelwert abweichen sollen. §Teidren einzelne rVerte mehr
als 20 o/o ab, kann man entweder untersudren, worauf die Abweidrungen beruhen
und den Kaufpreis entsprechend bereinigen, oder aber den betreffenden \7ert als
ungeeignet streichen. In der Praxis stellt sidr allerdings meist heraus, daß es gleich-
gültig ist, ob man soldre §7'erte beläßt oder streidrt, weil bei der Division durdr
Zahlen zwisdren lO und 20 die Abweichungen sid-r beim Durdrschnittswert kaum
auswirken.

Die Beantwortung der Frage 3 ist nidrt so eindeutig möglidr. \Wir werden versudren,
sie durch sdrrittweises Vorgehen zu klären. Es bedarf keiner großen Erläuterung,
daß im folgenden Falle der Verkehrswert eines Grundstüd<s in dieser Lage im
Zeitpunkt Januar 1966 25,- DM/qm becug. Auch ein Laie wüßte diese Anwort
zu geben.

25
66,2

;---tV@N.it3
u

65n2zs@
u
66,9

25
65 t12

{@
2sI
- 

I

G6r4l

mzs
eu65'1

6unr*

Abbildung 3
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Anders verhält es sicl im nadrfolgenden Fall. Die Grund«id<e sind zwar gleidr-
artig, die Kaufpreise liegen aber zeitlidr weit auseinander. Das Beispiel enthiilt
tatsäälidl gezahlte Kaufpreise, die aber aus Platzgründen zusammengetragen
wurden.
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Abbildung 4 Kaufpreise im Stadtteil Kirchrode von Hannover

Trägt man die Kaufpreise, bezogen auf den Kaufzeitpunkt, auf, so ergibt sidr das
folgende Bild 

'
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Abbildung 5 Graphisdre Darstellung der Kaufpreise aus Kirc{rrode

De einzelnen Kaufpreise lassen sidr durdr eine ausgleidrende Gerade vermitteln,
an der man nun den Verkehrswert eines derartigen Gundstüd<s zu jedem beliebigen
Zeitpunkt dieses Zeitraumes ablesen kann. Man kann aber audr die Preisentwid<-
Iung durdr einen Index ausdrüd(en, bei dem als Basisjahr das Jahr 1962 : 100

gewählt wurde, weil in diesem Jahr sidr die Aufhebung des Preisstops zum ersten
Male voll auswirkte. Es sei hier vorweggenommen, daß dieser Preisindex nur für
Kirchrode gilt. Dort ist nämlidr in dem behandelten Zeitraum eine Strukturwand-
lung eingetreten, weldre den Charakter dieses Stadtteils völlig verändert hat. Der
allgemeinen Preisbewegung ist dort also nodr eine lokale überlagert.

Bodenpreisindex in Hannover-Kirdrrode

t961 -- 73

1962 - 100

1963- 127

1964 == I -t.l

1965 - 177

19t66 - 2O3

lL)67 - 23A

I 968 : 256

Meist wird allerdings die Preisbewegung in weiten Cebieten gleichförmig verlaufen
sein, jedenfalls konnte man das aus vers<*riedenen Anzeichen vermuten. Um diese
Vermutung zu erhärten, wurde in der nadrfolgenden Untersudrung auf die \7erte
des Bundesamtes für Statistik in \ü'iesbaden zurüd<gegriffen. Dort werden viertel-
jährlich auf Crund von Mitteilungen der Finanzämter durchsdrnittlicfie Bodenpreise
für versctriedene Kategc»rien von Grundstüclen beredrnet und veröffentlicht. In der
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folgenden Tabelle wurden die Kaufpreise einiger Kategorien zusammengestellt
und ansdrlieflend indiziert. Man sieht, daß die Indexzahlen gut übereinstimmen.
Die einzige Ausnahme zeigt sidr 1965 bei den Gesdräftsgrundstüd<en; sie ist wohl
dadurdr verursadrt, daß in dieser Kategorie die Tahl der Verkäufe relativ gering
ist und daß mehrere unridrtig eingestufte Kaufpreise daher das Bild erheblidr
verzerren können.

Bundesamt ftir Statistik

Preise ftir baureifes Land

Jahr Baugebiete
insgesamt

Gemeinden
50-100 000
Einwohner

Geschafts-
und §trohn-

gebiet

Nieder-
sachsen

insgesamt

Mittel

1962

1963

1964

t965
1966

1967

1962

1 963

1964

1965

1966

1967

14,83

16,92

18,46

21 ,89
23,61

25 ,71

27 ,10

30,82

33 §o
37,74

40,73

43,87

100

tt4
t24
t39
150

162

34,81

37,77

42,97

63,52

5 5 ,9'l
56,32

8,04

9,39

101t
11 ,03

11 ,69
t2 §3

100

117

126

137

145

t60

Indexreihen

100

tt1
121

t48
t59
t71

100

118

123

t82
t6t
162

100

tt6
124

141

t54
164

Leider liegt für die Zeir vor 1962 keine einheitlidre Bodenpreisstatistik vor. Man
muß aber häufig aud'r für diesen Zeitraum Kaufpreise umredrnen, weil es oft vor-
kommt, daß Preise vor 1962 für das Vergleidrswertverfahren benutzt werden
sollen oder daß ein Verkehrswert fih einen zurüd<liegenden Zeitpunkt zu ermitteln
ist. ldr habe im folgenden einige lndexreihen gegenübergestellt, die vermutlidr bei
geeigneten Nadrforsdrungen erheblidr vermehrt werden könnten. Audr hier bleiben
die Abweichungen relativ gering. Vor allem ist die Ubereinstimmung in den Jahren,
weldre diese Reihen mit der aus der Bundesstatistik abgeleiteten gemeinsam
haben, überrasdrend gut, so daß man beide Reihen ohne Bedenken vereinigen
kann. Man erhält auf diese §7eise einen allgemeinen Preisindex, weldrer die Preis-
bewegung im Bundesgebiet wiederspiegelt. Diese Preisbewegung kann durdr lokale
Bewegungen überlagert seini man muß daher vor der Anwendunp; sidr vergewissern,
ob er auf das betreffende Gebiet anwendbar ist"
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Einige Indexreihen zwisdren 19?6 und 1967

Jahr

1936

195 5

1956

1957

l 958

1959

l 960

1961

1962

1963

1964

1965

1,966

1967

Stadte-
tag

Ham-
burg

Han-
nover
Stadt

t9
26

31

39

48

61,

80

95

100

110

124

133

143

143

Han-
nover
Land

t9
20

20

28

36

44

60

80
100

110

140

155

165

175

Helm-
stedt

t7
23

28

33

40

47

60

79

100

108

tt5

Vor,s-
felde

l6
20

23

28

34

4t

55

75

:

Gif-
horn

;
72

100

120

133

Mittel

t9
22

25

32

39

45

60

82

100

tt5
126
t40
149

159

l8
24

25

29

35

46

59

95

100

128

t9
21

34

39

46

50

81

100

108

Aus den vorstehenden Reihen abgeleitetEr Bodenpreisindex für das Bundesgebiet

Jahr

1936

t95 5

1956

1957

1 958

1959

1 960

Index

19

22

25

32

39

45

50

Jahr

1961

1962

1963

1964

1965

1966

1967

Index

82

100

116

124

t4t
154

164

Nad-r dem wir die Umformung zeitlidr versdriedener Kaufpreise behandelt haben,
mtissen wir auf die Vergleichbarmadrung von Kaufpreisen für Grundstüd<e unter-
sdriedlidrer Nutzung eingehen. Es kommt immer wieder vor, daß in einer Gemeinde
dreigesdrossige und höhergesd,ossige Gebäude erridrtet werden sollen und nadr
dem Bodenwert soldrer Grundsttid<e gefragt wird. Bisher sind in soldren Gemeinden
nur Kaufpreise für zweigesdrossig zu bebauende Grundstüd<e registriert worden.
Kann man diese Kaufpreise zu einem Vergleidrswertverfahren heranziehen? Um
dies zu klären, haben wir die Preise von zweigesdrossig zu bebauenden Grund-
stüd<en zu denen von dreigesd'rossig zu bebauenden Grundstüd<en in Beziehung

gesetzt.
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Vergleich der Ridrtwerte

ftir zweigeschossig und dreigeschossig bebaubare Grundstücke

Stadtteil

Badenstedt

Burg

Mittelfeld

Oberricklingen

Stöcl<en

§7ülfel

Döhren

Misburg

Die Preise zweigeschossig bebaubarer Grund-
stücfte verhalten sich zu denen dreigeschossig
bebaubarer Grundstücke also wie 2 : 3.

zweiges«frossig

35 DM

40 DM

30 DM

30 DI\{

40 DM

40 DM

45 DM

25 DM

dreigeschossig

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

DM

qla

t70

150

170

r80

125

150

r 35

160

1 240
:8

Mittel 155 olo

60

60

50

55

50

60

60

40

Auf den ersten Blid< ersdreint dieses Ergebnis trivial. In §Tirklidrkeit verbirgt sidr
dahinter ein komplexer Zusammenhang. Zweigesdrossige Häuser sind nämlidr
bezogen auf die Einheit um rd. 25oloteurer, die Ausnutzung des Grundstüd<s ist
geringer. Man sollte daher erwarten, daß der Kaufpreis für diese Grundstüd<e
entspredrend niedriger läge. Da aber zweigesdrossige Häuser in aller Regel Eigen-
heime sind, während dreigesdrossige Häuser Mietwohnungen enthalten, stellt sidt
das vorstehende einfad're Verhältnis ein. Auf gleidre li7eise kann man ableiten,.daß
sidr die Kaufpreise zweigesdrossig zu bebauender Grundstüd<e zu denen vier-
gesdrossig zu bebauender Grundstüd<e wie 2 , 3,5 verhalten.

Nützlidl ist es oft audr, den Verkehrswert von Bauerwartungsland oder Rohbau-
land aus den Kaufpreisen für baureifes Land abzuleiten, weil letzteres überwiegend
zum Verkauf kommt. Die folgende Zusammenstellung zeigt die Preise von Bauer-
wartungsland im Vergleidr zu den Ridrtwerten. Man kann aus ihr ablesen, daß Bau-
erwartungsland in der Regel zu Preisen verkauft wird, dle 25olo bis 600/o des
baureifen l-andes betragen. Die Einstufung von Bauerwartungsland in diesen Rahmen
muß entspredrend dem Grad der Bauerwartung erfolgen. Für Rohbauland ergibt
sidr der Rahmen zwisdren 50-80 o/0. Audr hier hängt die Höhe des Prozentsatzes
von dem Zeitraum ab, der voraussidrtlidr nodr bis zur Baureife verfließt. [m wesent-
lidren drüd<t sidr in den untersdriedlid,en Preisen der Zinsverlust aus, der bis zur
Baureife entsteht.
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Nr. Gemeinde

Bauerwartungsland

Kauf -

preis
Richt-
wert

KXlOO
R

1 Hainholz
2 Letter
3 Ahlem
4 Ronnenberg
5 Arnum
6 Bornum
7 Laatzen
I Bemerode
9 Gehrden

1O Rethen
I I Kirchrode
12 Letter
13 Egestorf
l4 Egestorf
15 Letter
l6 Gehrden
17 Misburg
18 Anderten
19 Grasdorf
20 List
2l Döhren

t4
r0
r0
7

7
10
r5
15

t2
10

20
t5
11

t2
tt
t5
15

8

25
26
25

50
35

35
25
22
30
45
45
30
25

50
35
25
25
23

30
30
t5
45
45
40

29,0/o
28 0lo

28 0lo

28 0lo

32 olo

33 0lo

33 0lo

33 o/o

40 o/o

4O 0lo

4O 'o lo
43 ülo

44 0lo

48 0la

48 0/o

50 o/o

50 o/o

53'olo
55'alo
58 o/o

62 olo

Häuffg gerät man in Verlegenheit, wenn man die Verkehrswerte von Gemeinbe-
darfsflädren, wie Sportplätze und Friedhöfen bestimmen soll. Die nadrfolgende
Tabelle zeigt eine überrasdrende Ubereinstimmung mit der vorhergehenden des
Bauerwartungslandes. Der Grund ist einfadr der, daß Friedhöfe und Sportplätze
in erreidrbarer Nähe an der Peripherie der Ortsd'raften angelegt zu werden pflegen,
eben im Bereidr des Bauerwartungslandes.

Nr. Gemeinde

Sportplätzez

Kauf-
preis

Richt-
wert

K X lOO

R

1

2

3

4
5

Misburg
Grasdorf
Herrenhausen
Hiddestorf
Hiddestorf

5

6
10
7
8

25
28
30
20
20

20 0lo

21 0lo

3? alo

3 5 'o/o

40 ,o lo
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Nr. Gemeinde

Friedhofsland,

Kauf-
preis

Richt-
wert

K X lOO

1 Arnum
2 Ernpelde
3 K l. ltuchh.rlz
4 Godshorn
5 Kl. Buchholz
6 Kl. tsuchholz
7 Ahlem
8 KI. Buchholz
9 l-etter

10 §tisburg
I 1 I -erveste

12 Kl. lJuchholz

,.3

\
6
r)

10

7
n
I

12

7
t2
I

18

30

35

2t)

27

30
20
20
30
15

25

1,5

30

10 '0,/o

1 'l olo

30 {r/o

33 o/o

3 3 ,0/o

35 ola

35'ola
40 o/o

47 'o lo

48 o/o

5 3 ,0/o

60 olo

Al. ich kürzlich auf einer Tagung in Mündren auf die Frage eines Teilnehmers,
§üie nran ausgebeutete Kiesgruben bewerten solle? anwort€te: ,,lm Vergleidls-
wertverfahren", erntete idr Ladren. Alles glaubte, daß idr einen Sdrerz madren
wollte. Tatsädrlidr habe idr vor kurzem in einem solcllen Falle Vergleidrspreise
benutzen können, wie das nachfolgende Bild zeigt.

Lage

Kaufpreise ausgebeuteter

Jahr Fläche
ha

Bemerkungen

Kiesgruben

Kaufpreis
je qm

Engern
Engern
Hess. Oldendorf
Rohden
Kleinwieden
Ahe
I{emmingen
Hemmingen
Döhren
Laatzen
Laatzen
Laatzen
Harkenblecl<
§Tilkenburg
Mtillingen
Harkenbleck
§Tilkenburg
\Wilkenburg

1966
1 968
1966
1968
1 968
1967
1961
1966
1961
1961
1961
1961
1966
1967
1965
1967
1963
t963

ü,13
0,25
4,79
9,35
8,93

10,53
1,04

0,93
I ,21
0,24
A,26
1 ,52
5 ,12
3,94
0,30
0,66

o,7o DM
o,9o DM
o,2o DM
0,13 DM
o,o4 DM
o,o4 DM
0,19 DM
o,7o DM
1,44 DM
o,5o DM
o,5o DM
1,oo DM
ü,o7 DM
a,o7 DM
O,4O DM
o,og DN{
2,oo DM
2,Oo DM

Fischereiverein
Fisdrereiverein

Rückkauf

Zu t la aufgefüllt
Fischereiverein
Fischereiverein
Fischereiverein
Fischereiverein
Rücl<kauf
Rücl<kauf

Rückkauf
Privates
Freizeitgelände
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Auf den ersten Blid< sd-reinen die Preise weit auseinander zu gehen. Gliedert man

sie aber nach der Art der künftigen Nutzung, so ergibt sidr, daß für Kiesgruben
die als Freizeitgelände geeignet sind, Kaufpreise je qm zwisdren 0,70 DM und 1,50
DM je nadr Ortsnähe und Eignung gezahlt werden. Die Preise für andere Kiesgruben
dagegen bewegen sidr nur zwisdren 0,05 und 0,20 DM/qm. Der Preis von 2 DM/qm
ist zweifellos durdr persönlidre Verhältnisse beeinflußt, er ist auszusdreiden. Der
Käufer hat sidr dort ein privates Freizeitgelände gesdraffen und sdreut keine Kosten,
um es zu arrondieren.

Sdrwieriger wird der Vergleidr, wenn sidr die Vergleid,sgrundstücke vom Bewer-
rungsobjekt hinsidrtlidr der Lage, des Grades der Ausnutzung und der Art der
Nutzung wesentlich untersdreiden, wie es bei Gesdräftsgrundstüd<en der Fall zu sein
pflegt. Hier wird inan selten Objekte finden, die einander in jeder Hinsidrt gleiöen.
In dem folgenden Beispiel sind zur Vergleidrung die Richtwerte von 1936 benutzt
worden, die in Hannover für jedes Grundstück ermittelt worden waren. Sie gaben
audr in derZeit kurz nadr dem Kriege die rVertbeziehungen zwisdren Grundstücken
ausreidrend wieder,-so daß sie als Vergleidrsmaßstab geeignet waren. Obwohl Ahn-
liches nur in seltenen Fällen möglidr ist, will idr das Beispiel hier wegen einiger
Besonderheiten der Behandung vorführen.

Frage: §Telchen Verkehrswert besaß das Grundstück Gr. Pad<hofstraße 1 4 am
I . 1 . 1952? Sein Richtwert am 1. l. 1936 war 310 DM/qm.

Liste der Vergleidrspreise:

Nr. Lage Kauf- Richt-
jahr wert

Kauf-
preis

KXlOO
R

I

2

3

4

5

6

7

8

9

r0

il
t2

r.l

t4

I5

Gr. Packhofstr. 43

Gr. Packhofstr. 25

Bahnhofstr. 4

Schillerstr. 15

Gr. Packhofstr. 26

Gr. Packhofstr. 1 3

Karmarschstr. I6

Bahnhofstr. 3

Luisenstr. 1 I

Bahnhofstr. 6

Gr. Packhofstr. 17

Schillerstr. l4

Schillerstr. 2 3

Gr. Packhofstr. 28

Rathen auplatz 14

1949

1949

1949

I 950

1 950

1950

I 950

t95 t

t951,

t951

1951

t951

t95 t

r 951

t952

1 000

400

530

200

390

990

590

750

350

500

400

200

350

400

340

667

400

458

150

240

575

460

750

272

317

274

150

300

336

305

67 olo

100 o/o

86 o/o

Z5 olo

60'o/o

58 o/o

78olo

100 o/o

7g ,o lo

64 olo

69 0lo

75 ola

86'o/o

g4 ,0lo

g0 ,0/o

135



Nr. Lage Kauf-
jahr

Richt-
wert

Kauf=
preis

K X lOO

t6

t7

18

t9

20

21

22

23

24

Karmarschstr. 18

Rathen auplatz 13

Schillerstr. 3 2

Gr. Pad<hofstr. 22

Luisenstr. 1

Sdrillerstr.. 3O

Gr. Pacl<hofstr. 18

Luisenstr. 10

Andreasstr. 1 3

1952

1,952

1952

1952

1952

1952

1952

1952

195?

600

425

240

360

450

230

310

250

350

620

397

178

326

490

285

209

224

364

1 03 o/o

93 0/o

71olo

9l 'o la

109 o/o

124 'o la

68 o/o

g0 ,0/o

lO4 o lo

Man kann die ermittelten Verhältniszahlen zwisdren Kaufpreis und Ridrtwert
graphisdr auftragen und erhält dann die nadrfolgende Darstellung. Die ausgleidrende
Gerade ist nadr dem Gefähl ermittelt. Da es sidr im vorliegenden Falle aber um
eine geridrtlidre Auseinandersetzung handelte, war es erwünsdrt, sie auf redrne-
risdrem §7ege zu ermitteln. De sog. Regressionsgerade läßt sidr nadr einem in jedem
Lehrbudr der Statistik besdrriebenen Verfahren erredrnen; aber audr in GRO§S-
MANN ,,Ausgleidrungsredrnung" wird ihre Bered,nung (S. 2at ) behandelt.

Verhältniszahlen aufgetragen als Funktion des Kaufzeitpunktes.
K
R
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Beredrnung der Regressionsgeraden

x - Kaufmonat, bezogen auf Dezember 1948 - 0; y : Verhältniszahl
(Kx10o):R.

Yi I *,' 
I

67

r00

86

75

60

58

78

100

78

64

69

75

86

84

90

103

93

74

9t

109

124

68

90

104

9

t44
144

225

289

441

529

625

676

729

84t

841

t 024

t 296

t 764

t 764

2 025

2 025

2 tt6
2 tt6
2 209

2 304

2 304

2 601

x. v.
lJ I

201

1 200

1 032

t 125

I A20

I 218

t 794

2 500

2 028

t 728

2 001

2175
2 752

3 024

3 780

4 326

4 185

3 330

4 186

5 014

5 828

3 264

4 320

5 304

I

2

3

4

5

6

7

8

9

10

tl
12

13

t4
t5
t6
17

18

t9
20

2t

22

23

24

3

12

12

t5
t7
2t

23

25

26

27

29

29

32

36

42

42

45

45

46

46

47

48

48

5t

x

v

b

Sdrwerpunkt t

: 32,0
_: 84,5

lxyl - r. [yJ

[x2]-x.[xJ
Y: 84,5+

+ 0,50 (x - 32)

Für x : 37 isty:87,3
Verkehrswert des Grund-
stüd<s am 1. 1. 1952 -
3 10 X 0,873 :

rund 270 DM

767 67 335

Die redmerisdre Behandlung des Problems bietet zudem die Möglidrkeit, Angaben

über die erzielte Genauigkeit zu madren, indem man das sog. Konfidenzintervall
beredrnet, d. h. den \Vert, innerhalb dessen das Ergebnis streuen kann. De Beredr-
nung wird aber hier nidrt ausgeführt, es wird dazu auf die Lehrbüdrer der mathe-

matisdren Statistik verwiesen.

2 026 I 29 041
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Je mehr wir uns zeitlidr von den Ridrtwerten 1936 entfernten, umso ungewisser
wurde es, ob man sie nodr als Vergleid-rsmaßstab anwenden dürfe. Das ist ja nur
zulässig, wenn sie die heutigen §Tertuntersdriede nodr einigermaßen ridrtig wieder-
geben. Daher wurde in dem folgenden Falle audr nod, ein zweiter Preisvergleidr
über die Rohmieten geführt. Er ergab, daß in diesem Falle die Ridrtwerte von 1936

die §Terwerhältnisse nodr einigermaßen zutreffend wiedergaben.

Zu bewerten: Arnswaldstr. 5. Der Richtwert für 1936 ist 60 DM/qm. Die
Rohmiete je qm Grundstücksflache beträgt 144 DM. Die Kauf-
preise sind bereits auf den Bewertungsstichtag reduziert.

Nr.

I

2

3

4

5

6

7

8

9

r0

l1

Lage

Hindenburgstr.

Berliner Allee

Alexanderstr.

Prinzenstr.

Berliner Allee

Arnswaldstr.

Marienstr.

Hildesheimer Str"

Thielen platz

Brahmsstr.

Odeonstr.

Kauf-
preis

435

600

820

810

110

25A

7to

I 0_§0

1 460

250

Richt-
wert

45

70

80

r15

110

160

150

Ver-
gleichs-
wert I

580

515

6t5

420

530

500

ago

390

585

500

415

317

370

90

159

Ver-
gleichs-
wert II

860

475

s65

400

410

50

30

30

65

Ir'timel

Die Bewertung von lndustrie- und Gewerbegrtrndstücken stößt vor allem deshalb
auf Sdru'ierigkeiten, weil in der Nadrbarschaft des Bewertungsobjekts nur wenige

oder gar keine Vergleidrspreise vorhanden sind. Es erhebt sidr daher die Frage, ob
man Kaufpreise aus entfernteren Gebieten oder gar aus anderen Gemeinden zun:

Vergleidr heranziehen kann. Idr habe diese Frage vor Jahren mit Ihrer Hilfe unter'
sudrt; das Ergebnis ist in der nachf«rlgenden Karte dargestellt. Ich werde an anderer
Stelle auf diese Untersuciung zurüd<kommen; hier sei nur soviel gesagt, daß sidl
aus der kanenmäliigen Darstellung ein gesetzmälSiges Verhalten der Kaufpreise ab-

lesen lällt, so daß im konkreten Falle aus Kauffällen in anderen Orten auf den

Verkehrswert geschlossen werden kann.
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Zeichenerktärung
bis 3 DM,r 6DM,I 10 DM,. 15 DM,. 20 DM

über 20 DM

o
O
o
o

Abb. 6 Kaufprelse für Industriegrundstäd<e in Niedersadrsen in den Jahren 1950 - 63

Die nadrfolgende Ubersidrt der Ridrtwerte für Gewerbegrundstüd<e in Hannover
ergab, daß sidr die'§?'ertzonen in konzentrisdten Ringen um das Stadtzentrum

,rro.dr.n. In dem mittleren Kreis, der einen Durdrmesser von rund 4 km hat,

liegen die Richtwerte über 100 DNUqm. In dem ansdrließenden Ring_von rd. 1 km
Breite betragen die Ridrtwerte zwischen 50 und 75 DM/qm, während sie in einem

weiteren Rirrg ror, 1 km Breite auf 35-50 DlWqm abgesunken sind, um sdrließlidr
an der Peripherie der Stadt zwisdren 25 und 30 DM/qm zu betfagen. Man kann

also allein aus der Lage eines Gewerbegrundstüdces auf die ungefähre Höhe seines

Verkehrswertes sdrließen.
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Das Verhältnis, in welchem die Ridrtwerte in den einzelnen Zonen zueinander
stehen, kann dazu dienen, Vergleicl'rspreise aus den verschiedenen Gebieten auf die
Lage des Bewertungsobjekts umzuredrnen.

Ein ähnlidres gesetzmäßiges Verhalten läßt sidr audr bei den Preisen für §[ohn-
grundstüd<e feststellen, wie die nadrfolgende Darstellung beweist.

L---,t/aoolrsr5---\,1
1 Huiet \75

'dk'us 1
t/tundcrloho o'rc*a5 

f ,.:. G/r
Hallenolatchheil.l

Richtwerte 1961

WRIIo
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lolz-.-

l'n b q',
tiärp'".hYrr

Zeichenerktärung
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,, 
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o
o
o
o

über 2s.-DM O
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Abbildung 8 Ridlhvertübersidrt für den Regierungsbezirk Hannover



Man erkennt leidrt, daß mit der Lage an Bundesstraßen die Grundstüd<spreise
ansteigen, und daß die Preise in zentralen Orten erheblidr über denen der Um-
gebung liegen. De Begrenzung des Großraumes Hannover läßt sidr leidrt an den
hohen Bodenpreisen ablesen, wie überhaupt zu erkennen ist, daß der Raum südlidr
der Autobahn Ruhrgebiet-Berlin bzw. südlidr des Mittellandkanals eine andere
Struktur aufweist, was ebenfalls an den im Durchsdrnitt hölreren Preisen ablesbar
ist. Ein Vergleich mit Abb. 6 zeigt, daß sowohl bei den Industrielandpreisen wie
bei den Preisen für \Tohngnrndstüd<e ansdreinend die gleidren Ursadren wirksam
sind. Es ist also zu erhoffen, daß uns eines Tages durdr eine umfassende Analyse
der Rid'rtwerte Klarheit über die Haupttendenzen der Preisbildung besdrert wird.
Es wird dann möglich sein, für jeden Ort an Hand einiger bestimmender Merkmale
den angemessenen Grundsttid<spreis aus den in anderen Orten gezahlten Kauf-
preisen abzuleiten.

An die Bewertung von bebauten Grundstüd<en mit Hilfe des Vergleidrswertver-
fahrens gehen viele Sachverständige nur mit Zögern heran; viele verneinen über-
haupt die Möglichkeit, weil sie glauben, daß man die einzelnen Objekte nidrt mit-
einander vergleic}en könne.
Dabei ist das Vergleichswert-
verfahren nicht nur überzeu-
gend, sondern auch beruhi-
gend. \W'er gesehen hat, wie
man bei einseitigem, ten-
denziösem Vorgehen Eruags-
werte und Sachwerte mani-
pulieren kann, ohne daß man
nachweisen könnte, das der
betreffende Sadrverständige
falsdr verfahren ist, wird
nur mit Unbehagen ein sol-
dres Verfahren zur alleinigen
Grundlage der Verkehrswert-
ermittlung machen. Dazu ein
kleines Beispiel: Der Gut-
achteraussdruß wurde vom
Geridrt beauft 

^*, 
den §ürert

eines bebauten Grundstücks
im Jahre 195 4 zrt ermitteln.
Es l"g bereits ein Parteien-
gutadrten vor, das zu einem
\Wert von 150 000 DM ge-
langt war. Der Gutachter-
aussdruß gelangte zu einem
Sachwert von 90 000 DM.
setzte aber den Verkehrs-
wert in der Beratung auf
Veranlassung eines ehren-
amtlichen Gutachters, der
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Makler war, auf 60 000 DM herab. §7egen der enormen Abweidrung zwisdren
den beiden Gutaclten beauftrage das Gericht einen Obergutadrter, der zu
einem Sadrwert von ebenfalls 90 000 DM gelange und diesen als den Verkehrs-
wert erklärte. In der Auseinandersetzung zwisdren den Parteien legte nun der
Gutachterausschuß die drei dargestellten Kaufpreise vor.

Audr dem blutigsten laien wird beim Anblid< der vorstehenden Kartendarstellung
klar werden, daß ein Verkehrswe'rt von 9O 00O DM falsdr sein muß, ja daß audr der
vom Gutadrteraussdruß genannte Verkehrswert von 60 000 DM nodr zu hodr ge-
griffen war.

§fenn wir uns nun der Praxis der Vergleidrsbewertung von bebauten Grundstüd<en
zuwenden, so zeigt das folgende Beispiel, daß der Vergleidr, ebenso wie bei unserer
Abb. 3, dann unfioblematisdr ist, wenn die verkauften Objekte völlig gleidrartig
sind und etwa zur gleidren Zeit verkauft wurden.

Siedlungshäuser, Bauiahr 1943

Lage

Rebhuhnweg 1

Kiebitzweg 3

Birkhahnweg 10

Birkhahnweg 17

Rebhuhnweg 9110

§Tietzegrund 3

Mittel rd. 44 500 DM

Audr bei den folgenden Vergleidrsgrundstüd<en handelt es sidr um bebaute Grund-
stüd<e von gleidrer Bauausführung, gleidler Entstehungszeit und gleidrer Lage.
Versdrieden sind aber die Grundstti&sgrößen und die bebauten Flädren. Es fragt
sidr nun, wie man diese Untersdriede berüd<sidrtigt.

Methode I

Kaufpreis

4t 500 DM
4t 650 DM
48 550 DM
45 750 DM
42 280 DM
47 900 DM

Nr. Lage Kauf-
jahr

-monat

Grund-
sttid<s-
flache

reduz.
Kauf-
preis

1

2

3

4
5

6
7
8

9

Ebellstr.
§Tallmodenstr.
Ebellstr.
Mündrhausenstr.
Senator-Bauer-Str.
Senator-Bauer-Str.
rüTallmodenstr.

Mündrhausenstr.
§Tallmodenstr.

6tltt
6212
6212
63110
6318
6315

65 14

66lr
66/ |

376 qm
446 qm
168 qm
329 qm
261 qm
251 qm
319 qm
417 qm
457 qm

110 qm
1389m
75 qm

107 qm
80 qm
87 qm

107 qm
107 qm
143 qm

260
250
400
490
045
100
630
370
145

1 38 600
173 200
105 000
t59 300
83 600
96 000

174 500
t 46 600
163 400
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Es liegt nahe, vom Kaufpreis zunädrst den Bodenwert abzuziehen. Man kann den
jeweiligen Bodenpreis aus dem Ridrtwert leidrt mit Hilfe des Bodenpreisindex ab-

leiten. Nadldem das gesd-rehen ist, könnte man den verbleibenden Preisrest durdl
den umbauten Raum teilen, um so den jeweiligen Kaufpreis je cbm zu ermitteln
(Methode I). §(/enn man aber bedenkt, daß bei diesen Gebäuden die Geschoßhöhen
gleich sind und daß sie audr hinsidrtlid-r der Dadrform übereinstimmen, scheint es

ausreichend, den Kaufpreisanteil je qm Gebäudefläd-re auszurechnen, wie es in der
letzten Spalte gesdrehen ist. In der folgenden Tabelle (Methode II) ist, ausgehend

von dem Gedanken, daß beim Kauf eines bebauten Grundstüd<s die Größe der vor-
handenen Freiflädre unter städtisdren Verhältnissen heute eine untergeordnete Rolle
spielt, während das Hauptaugenmerk des Käufers auf das Haus und seine Ausstat-
tung gerid'rtet ist, der Kaufpreis durch die Gebäudefläd-re geteiltworden.

Methode II

Nr. Lage Kauf-
jahr

-monat

Gebaude-
flache

GF

Kauf-
preis
KP KP:GF

6tltl
6212
6212
63110
6318
631 5

65 l4
661 |
661 1

Trägt man die mit Hilfe der Methoden I und II erhaltenen Kaufpreisanteile je qm
Gebäudefläd-re auf, so sieht man leiüt, daß die Streuung der §flerte im Fall I nidrt
geringer ist als im Fall II, daß also die Berüd<sidrtigung der Bodenwerte keine
bessere Angleidrung der Vergleid,spreise gebracht hat.

DM

1 500

I 000

t963 1964 1965

Gebaudeanteil ie qm Gebaudefladre
(Methode I)

1

2
3

4

5

6
7
8

9

Ebellstr.
§/allmodenstr.
Ebellstr.
Münchhausenstr.
Senator-Bauer-Str.
Senator-Bauer-Str.
§ürallmodenstr.
Münchhausenstr.
§Tallmodenstr.

110 qm
138 qm
75 qm

107 qm
80 qm
87 qm

107 qm
107 qm
143 qm

1 60 000
200 000
1t5 000
1 80 000
100 000
111 500
200 000
1 80 000
200 000

145 4

1449
1533
1682
1250
t28t
1 869
1682
1398
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I )Nl
2 0()r)

1 500

1 000
te62 te63 t964 1965

Kaufpreis ie qm Gebaudeflädre

(Methode II)

Die Ausgleidrung der stark streuenden §ürerte durdr eine Gerade befriedigt nidtt
redrt. Besser ersd'rien es mir, die \7erte auf den Bewertungsstidrtag mit Hilfe des
Baukostenindex umzurecfinen. §(enn die Bodenwerte sidr nidrt in den Kaufpreisen
wesentlich auswirken, ersctreint es bered'rtigt, nur den Baukostenindex zu berüd<-
sidrtigen. Redrnung I unter Berüd<sidrtigung der Bodenwerte ergibt denn audr
das gleidre Ergebnis wie Redrnung II, die den Vorzug der Einfadrheit hat.

Umredrnung auf den Bewertungsstidrtag mit Hilfe des Baukostenindex

Methode I

Gebäude-
wertanteil

Methode II

Kaufpreis-
anteil

Bewertungsobiekt :

Grundstücksflädre
Gebaudeflädre

Redrnung II:

110qm X 1 660

320 qm
110 qm540

520
700
640
160
23A
650
370
140

12 950
:9

: rd. I 44O DM

790
750
850
830
370
4t0
870
680
,100

14 950
:9

: 1660DM

Rechnung I:

320 qm X 80 DM : 25 600
110qmX l44ODM:158400

184 000

DM : 182 600

Man kann daher als Ergebnis festhalten, daß der Vergleidrsmaßstab umso gröber
sein kann, je mehr sidr die Vergleichsgrundsti'rd<e hinsichtlidr des Alters und des
Typs gleidren. Unser Bemühen nruß daher darauf geridrtet sein, die Kaufpreise

t45



bebauter Grundstüd<e nactr Typen zu ordnen, damit geeignete Vergleidrspreise
durdr Selektion der Kaufpreiskarten schnell herausgefunden werden können. Uber
das Ergebnis dieser Bemühungen wird an anderer Stelle zu gegebener Zeit zu be'
ridrten sein.

Um das Vorgesagte zu erhärten, sei hier noch ein zweites ßeispiel angefügt. Es

handelt sidr um ein viergesd'rossiges Mietwohnhaus, das um die Jahrhundertwende
in guter li(ohnlage gebaut wurde. Auch hier wurde ursprünglich die Beredrnung

so ausgeführt, daß zunächst der Bodenwert vom Kaufpreis abgezogen wurde und
dann der auf das Gebäude entfallende Kaufpreisanteil ermittelt wurde. Hierauf
wurde in unserem Beispiel verzidrtet, weil sich zeigte, daß das auf den Verkehrswert
ohne Einfluß ist. Es wurde der Kaufpreis durdr den umbauten Raum geteilt, der
erhaltene §7ert je cbm mußte dann noch mit Hilfe des Baukostenindex auf den

Zeitpunkt der Bewertung umgeredrnet werden. Nadr unseren im vorhergehenden
Beispiel angestellten Uberlegungen hätte man audr einfach den Kaufpreis durdr
die Grundflädre des Gebäudes teilen können, weil der Rauminhalt bei gleidrartigen

Gebäuden unmittelbar aus der Grundfläche hervorgeht.

Nr. Vergleichsobjekt

1 Oeltzenstr.
2 Oeltzenstr.
3 Gerberstr.
4 Nedderfeldstr.
5 Rautenstr.
6 Flüggestr.
7 Yorkstr.
8 Fundstr.
9 Oeltzenstr.

10 Rautenstr.
11 Stolzestr.
12 Hartwigstr.

Kauf-
datum

Kauf-
preis

Preis
je cbm

35 ,7
33,2
29,4
34,8
39,2
24,3
3 +,o

?2,2
37 ,l
3 8,5
46,0
28,8

Zeitpreis
je cbm

47,3
40,7
34,1

40,0
44,4
26,8
38,1
35 ,3
40,6
42,0
47,8
29,0

lUmbauter I

I Ru.,* 
I

1

2

Verkehrswert 3 700

Niedrigster \Wert 3 700 X 34,1 _
Höchster \Wert 3 700 X 47,8 _

1 50 000
1 90 000
I t6 000
1 06 000
98 000

165 000
1 80 000
125 000
1 00 000
1 50 000
205 000
1 45 000

. Mittel (alle \Werte) 466,1 , 12 - 28,8 DM/cbm

. Mittel (ohne 6 und t 2) 41,0,3 : 10 : 41 ,0 DM/cbm

cbm X 4l ,O DM/cbm - 151 700 DM

126 170 DM
176 860 DM

19601t2
1961 19

196214
196218
1962111
196316
196317
196318
196319
1963110
19641t0
1965 l5

4 200
5 700
3 950
3 060
2 500
6 800
5 170
3 880
2 700
3 900
4 46A
5 000

Herkömmlidrerweise würde man den Verkehrswert des Hauses mit Hilfe des Er-
tragswertverfahrens zu bestimmen versudrt haben. Nadrfolgend ist diese Ertrags-

wertberedrnung ausgeführt. In der ersten Beredrnung ist von einer 5 o/oigen Ver-
zinsung ausgegangen, so wie es z. B. die Bewertungsridttlinien vorsdrreiben. Es

ergibt sidr dann ein Ertragswert von rd. 50 000 DM. Es wurde deshalb eine zweite
Beredrnung mit einer 4oloigen Verzinsung zum Vergleidr durdrgeführt. Audr dieser
Vert liegi mit 75 O0O DM beträdrtlidr unter dem im Vergleidrswertverfahren
ermittelten \(ert. Idr glaube, daß darin zum Ausdrud< kommt, daß beim Verkauf
bereits mit dem Fortfall der Mietpreisbindungen gerechnet wurde.
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Ertragswtertverfahren I

Rohrniete jährlidr
Grundsteuer 900 DM
Betriebskosten 1 880 DM
Instandhaltungskosten (pausdrrl) 2 100 DM

4 880 DM

Reinertrag
Bodenwertanteil

Gebäudewertanteil
Gebäudewert (Vervielfältiger 13 13)
* Bodenwert

Ertragswert I

Ertragswertverfahren II
Rohmiete jährlidr
Grundsteuer 900 DM
Bewirtschaftungskosten pausdral 13 300 DM

4 200 DM
Reinertrag
Bodenwertanteil

Gebäudewertanteil
Gebäudewert (Vervielfaltiger lg,gO)
* Bodenwert

Ertragswert II

Sadrwertverfahren I (§Tertmindenrng nadr Roß)

3700 cbm X 16 DM (1913)
§Tertminderun g 59,5 o I o

Gebäudewert 1913
Gebäudewert 1967 (lndex 533,5)
* Bodenwert

Sadrwert I

Sadrwertverfahren II (§/ertminderung linear)

3 700 cbm X 15 DM
§Tertminderung TOolo

Gebäudewert l9l3
Gebäudewert 1967
+ Bodenwert

Sadrwert II

Zinssatz 5 ols

7 500 DM

- 4gg0 DM
2 620
2 250

370 DM
5 080 DM

45 000 DM

50 080 DM

Zinssatz 4'olo

7 500 DM

4 200 DM

DM
DM

3 300 DM
1 800 DMm

2e 850 DM
45 000 DM

74 850 DM

59 200 DM
35 224 DM
23 976

127 gtt
45 000

172 gtt DM

55 500 DM
38 850 DMm
88 828 DM
45 000 DM

133 828 DM

DM
QM
DM
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Die Sadrwerte liegen, wie man sieht, schon näher am Verkehrswert, wie er aus dem
Vergleidrswertverfahren gewonnen wurde. Es wäre aber gegen die Regeln der
Kunst, in einem solchen Falle vom Sachwert auszugehen. Man ersieht aus der
Gegenüberstellung zweier versd'riedener Berecl'rnungen, von denen keine als falsdt
bezeidrnet werden kann, wie sehr sid-r die \7erte mit I{ilfe der beiden anderen
Verfahren manipulieren lassen. tü/er hätte auf Grund einer soldren Berechnung

zutreffend aussa€ien wollen, wo der Verkehrswert liegt? Man sagt zwar so sdrön,

daß Sachwert- bzw. Ertragswert nodr an die Marktlage angepaßt werden müßten,
aber leider sagt niemand, wie man das macht. \ilie soll man es auch machen, wenn
man keine Kaufpreise hat!

Die Vergleidrswertmethode, das glaube ich nad,gewiesen zu haben, läßt sidr also

in allen Fällen anwenden, in denen genügend Kaufpreise für gleidrgeartete Objekte
vorliegen. Im einfachsten Falle können, wenn gleiche Typen vorliegen, die bebauten
Flädren als Vergleichsmaßstab angewandt werden. Der Vergleicl, über die bebaute
Flädre ist aber nur unter der Voraussetzung möglid-r, daß die Ertragsbedingungen
der Grundstüd<e gleidr sind. Das ist in der Regel nur bei §[ohngrundstüd<en der
Fall. Bei gemisdrter Nutzung ändern sidr die Ertragsbedingungen so unterschiedlidr,
daß in aller Regel der Vergleich nur über die Rohmieten möglidr ist, wie im nadr-
folgenden Beispiel gezeigt werden soll. Es handelt sich hier um ein älteres Gebäude,
und hier ist die Regel, daß der gewerblidr genutzte Teil des Hauses, sei es ein
Laden im Erdgeschoß oder eine §[erkstatt oder ein Lagerraum im Hof, ebenso viel
Miete erbringt, als die §Tohnungen in den Obergesdrossen insgesamt.

Bewertungsobjekt'

Dreieinhalbgesdrossiges §Tohnhaus, etwa 1890 erbaut. Im Erdgesdroß Bäd<edaden,

Rohmiete insgesamt 9 092 DM.

Ver gl ei ch s grun d stüd<e

Gerberstraße
Nedderfeldstraße
Oberstraße
Fundstraße
Hüttenstraße
Harnischstraße
Elisenstraße
Nieschlagstraße
Göttinger Straße

Rohmiete

1A 675
6 403
6 483

t2 280
10 302
24 460
10 860
6 000
9 891

Kaufpreis

1 t6 000
1 06 500
70 000

1 90 000
114000
332 000
1 30 000
76 000

1 00 000

Kaufpreis

ffi
10,9
16,7
10,8
l5 ,7
1 1,0

13,6
12,0
12,6
10,1

Im Mittel

Verkehrswert mithin 9 092 DM X 12,6 : 114 559 DM

12,6

An einer ganzen Reihe von Beispielen konnte also gezeigt werden, daß man mit
Hilfe von einfad'ren und relativ groben Vergleid,smaßstäben ausgezeidrnete und oft
überrasdrende Ergebnisse erhalten kann.
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Das Vergleichswertverfahren in Sonderfällen

Von Vermessungsdirektor Dr. Theodor Gerardy, Katasteramt Hannover

In einer Reihe von Sonderfällen besteht völlige Unklarheit darüber, wie d'er Markt
sold,e Objekte beurteilt. Alle in der Bewertungsliteratur empfohlenen Verfahren
beruhen aussdrließlidr auf theoretisdren Erwägungeni man kann sie nur dann als

anwendbar ansehen, wenn sie einer Nadrprüfung an Hand von Kaufpreisen stand-
halten. Soldre Fälle sind aber besonders geeignet für die Anwendung des Ver-
gleichswerwerfahrens; man gelangt dadurch oft zu unerwarteten und überrasdren-
den Ergebnissen.

Der Bodenwert von gemis&t-genutzten Grundstti&en und von Gesdräftsgrund-
stü*,en läßt sidl im Vergleid'rswertverfahren deshalb nur sdrwer ermitteln, weil
relativ wenig Kaufpreise vorliegen und sidr die Objekte hinsidrtlid'r der Lage, der
Ausnutzung und der Nutzung sehr untersdreiden. Selbst in Hannover mit seinem
ausgedehnten Gesdräftsgebiet liegen seit 1960 nur wenige Kaufpreise für derartige
Objekte vor. Es liegt daher nahe, zu untersudren, ob nidrt Kaufpreise aus ver-
sdriedenen Orten für ein Vergleidrswertverfahren herangezogen werden können;
das müßte sdron deshalb möglidr sein, weil derartige Grundstüd<e nadr ihrem Ertrag
beurteilt werden. Die Ermittlung des Reinertrages soldrer Grundstürke stößt aber
deshalb auf Sdrwierigkeiten, weil sidr die Unterhaltungskosten bei soldren Objekten
nur sdrwer ermitteln lassen. Sie madren allgemein den größten Anteil der Bewirt-
sdraftungskostefl aus, ihre zutreffende Ermittlung ist daher aussdrlaggebend für den
Reinertrag. \7enn man aber überlegt, daß bei gleidrartigen Objekten, d. h. bei
Objekten mit gleidr hohem Rohertrag in der Regel die Bewirtsdraftungskosten etwa
gleidr hodr sein werden, sdreint es unbedenklidr von dem Rohertrag der Grund-
sttid<e auszugehen. Idr habe daher eine Rundfrage bei den Katasterämtern veran-
staltet mit der Bitte, mir die Preise sold,er Grundstücke nebst den notwendigen
Ertragsangaben mitzuteilen. Es sind insgesamt etwa 100 auswertbare Kaufpreise
eingegangen, von denen etwa für die Hälfte tatsädrlidre Rohmieten angegeben
waren. Für den Rest ließen sidr wahrsdreinlidr mit ausreidrender Cenauigkeiten
Rohmieten fingieren, denn wenn man die Erdgeschoßmieten angenähert kennt,
madrt das keine Sdrwierigkeiten, weil die Obergesdroßmieten sid-r nur in engen
Grenzen bewegen. In der folgenden Uste sind zunädrst nur die Kaufpreise von
Objekten zusammengestellt, für weldre die Rohmieten bekannt sind.

Lfd. Ort
Nr.

Fläche Kaufpreis

DM/qm

Rohertrag

je qm

Kaufpreis

Rohertrag

1 Budrholz

2 Bremervörde

3 Cloppenburg

4 §Tittmund
5 Osterholz-Scharmbed<

6 Osterholz-Sdrarmbeck

7 Cloppenburg

I 354

? 345

t 049

147

2 638

t 834

648

34

54

70

70

80

82

86

14,5

28,0

3l ,9
43,4

31 ,l
38,0

50,8

2,34

1,93

2,2o

1,62

2,57

2,16

1,69
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Lfd.
Nr.

8 Sulingen

I Buchholz

10 Cuxhaven

1l Peine '
12 Helmstedt

13 Emden

14 \Winsen/Luhe

15 Bückeburg

16 Hannover

17 Bremervörde

18 Diepholz
19 §üralsrode

20 Holzminden
2l §Talsrode

22 BücJ<eburg

23 Hannover
24 Hannover
25 Hannover
26 Hannover
27 Cloppenburg
28 Hannover

29 Hildesheim

30 Hannover

31 Hildesheim

32 Lingen

33 Hannover
34 Hannover

35 Hildesheim

36 Hannover

37 Hildesheim

38 Hannover
39 Hannover
40 Hannover
4l Hannover

42 Hannover
43 Hannover
44 Hannover

150

Fläche

2 300

784

285

542

1 527

t 495

627

356

455

313

t 045

266

819

2t3
574

758

254

454

527

515

462
506

1 869

t43
297

1 009

508

278

335

1 873

269

531

356

253

769

1 390

786

Kaufpreis

DM/pm

87

88

tt3
t23
127

130

130

155

155

17t

174

197

207

214

225

227

233

242

247

307

312

406

430

438

500

500

593

740

750

778

800

880

966

1 185

1 227

1 300

1780

Rohertrag

ie pm

28,8

42,9

65,8

40,6

33,9

55,2

57 ,3

56,5

62,9

78,0

57,8

86,5

106,8

67,7

68,7

60,9

106,2

105,6

1 15,8

72,6

132,0

131 ,7
103 t7

164 ß
125,O

l5l ,6
17l ,2
260,9

31 8,0

222,2

264,7

202,9

469,1

347,8

375,6

273,4

241 ,4

Kaufpreis

Rohertrag

3,A2

2,05

1,72

3,0 3

3,74

2,36

2,27

2,74

2,46

2,19

3,01

2,28

1,94

3,16

?,32

3,72

2,19

2,29

2tl4
423
2,36

3,08

4 tl5
2,66

4,00

3/30

3,46

2§4
2,36

3,50

3,02

4,33

2,06

3,39

3,26

4,77

7,40



In dieser Liste sind sowohl die Kaufpreise als audr die Rohmieten auf den qrn
Grundstücksfläche bezogen worden, um sie mit einander vergleidrbar zu madren.
Die Quotienten Kaufpreis 

' 
Rohmiete, weldre in der letzten Spalte angegeben sind,

sd-reinen auf den ersten Blick regellos zu streuen. §/enn man aber einen einfadren
Kunstgriff anwendet, wird eine Tendenz sidrtbar. Ich habe nämlich jeweils fünf
Karrfpreise fortsdrreitend zu einer Gruppe zusammengefaßt und gemittelt, also
zrrnächst die Kautpreise 1-5, dann 2-6, 3-7 usf. Es ergibt sidr dann die folgende
Liste.

Katrf-
preis

Rr>her-
trag

K:R Kauf-
preis

Roher-
trag

K'R

62

7t
78

81

85

9t
99

108

116

125

133

139

148

t57
170

181

193

2A3

214

221

29,8

31 ,5

39,0

3 8,4

3 8,3

45,3.

45,8

42,4

47,7

50,6

48,7

53,2

62,0

62,5

68,3

78,4

79,4

77,3

78,7

82tl

2 ,13

2 tl0
2,05

2,21

2,30

2,18

2,30

2,7 I

2,58

2,62

2,83

2,7 I

2,40

2,53

2,5 4

2,38

2,52

2,74

2,88

2,87

228

235

251

268

303

340

379

417

455

492

554

616

672

732

790

835

922

1 012

1t t2
1292

8l ,8
9l ,4
92,2

106,4

171 ,5

lll,2
120,9

1 31,3

135 ,3

143 ,2

17 4,6

205,3

224,8

247,4

253,7

295,3

301,3

332,0

333,8

341 ,5

2,94

2,73

2,91

2,64

2,82

3,19

3 ,30
3,25

3,44

3 ,51

3,05

3,19

3,09

3,04

3,21

3,05

3,22

3,21

3,56

4 t18

Man erkennt jetzt deutlidr, daß mit steigenden Rohmieten die Kaufpreise steigen
und audr der Quotient Kaufpreis : Rohmiete anwädrst. Man hätte vennuten können,
daß er stets gleidr bleiben würde, denn in dem Quotienten drückt sidr ja die Ver-
zinsung des aufgewandten Kapitals aus. In dem Umstand, daß der Quotient wädlst,
drüd<t sich m. E. aus, daß die Unterhaltungskosten eines Gebäudes nidrt proportional
den Rohmieten anwadrsen. Das ist ja plausibel, denn die Unterhaltungskosten eines
Gesdräftsraumes, der 10 DM/qm Monatsmiete bringt, sind ja kaum andere, wie die
eines anderen, der nur 6 DM/qm erbringt. Die Gesdräftsraummiete ist ja wesentlidr
eine Funktion der Lage, nicht der Ausstattung.
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t
V
ä 3,0
o
+,
o)o

Rohmiete
je qm

45678
Hundert DM

Faktor

2,15
2,28
2,41
2,5 4
2,67

Rohmiete Faktor
je qm

80 2,81

90 2,94
100 3,07
1 10 und ?,20
höher

Faktoren entnehmen, die bei einem
Sie sind in der unter der Zeichnung

30
40
50
60
70

Trägt man die Quotienten graphisdr auf, so zeigt die ausgleidrende Kurve einen
deutlid,en Knid< bei Kaufpreisen ab 350 DlvVqm. Von diesem Punkt an sdreint sie

parallel zur Kaufpreisadrse zu verlaufen, jedenfalls ist sie in ihrer Steigung stark
herabgemindert. Audr hierin drüd<t sich m. E. aus, daß mit steigenden Ladenmieten
der Aufwand für die Instandhaltung wieder ansteigt. Durdr die große Kunden-
frequenz steigen die Instandhaltungskosten, audr weiß man, daß Gesdräfte in guten
Lagen ihre Ausstattung ständig den wedrselnden Gesdrmad<sridrtungen anpassen

müssen. Man redrnet in Gtylagen empirisdr, daß Gesdräfte alle 10 Jahre ihr Image
umgestalten müssen. §/er aufmerksam durdr Hannover geht, wird diese Regel
bestätigt finden. In ihrem unteren Ast sdreint die Quotientenkurve genügend ge-
sichert zu sein. In ihrem oberen Ast bedürfte sie nod-r der Verifikation durdr weitere
Kaufpreise. Mir sdreint die Untersudrung so widrtig, daß idr alle Kollegen aufrufen
mödrte, mir dabei weiter durch Mitteilung von Kaufpreisen und Ertragsdaten zu

helfen. In steigendem Maße werden Grundstüd<e von aufstehenden Gebäuden
geräumt, um moderne Gesdräftshäuser zu erricihten, so daß an Kaufpreisen eigentlidr
kein Mangel herrschen dürfte.

Aus der graphischen Darstellung lassen sich die
bestimmten Rohertrag j" q* anzuwenden sind.
stehenden Liste zusamrnengestellt.

Damit hat man ein widrtiges Hilfsmittel gewonnen, um den Bodenwert eines Ge-
sdräftsgrundstückes wenigstens angenähert festzulegen. §(er weiß, wie ungewiß
man bei den bisherigen Methoden in dieser Hinsidrt war, wird eine soldre Hilfe zu
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schätzen wissen. Da die Untersuchung gezeigt hat, daß zwisd.ren Rohmiete je qm
und Crundstüd<spreis offenbar allerorten der gleidre gesetzmäßige Zusammenhang
besteht, ist damit au,.'h der veg für ein unmittelbares vergleidrswerwerfahren
vorgezeichnet. ,\lan braucht nur die Rohmiete der Vergleidrsobjekte zu ermitteln
und diese in Beziehung zum Bewer(ungsobjekt zu setzen, um aus den gezahlten
Kaufpreisen den Verkehrswert des Grund und Bodens ableiten zu können. Nadr
unseren Erfahrungen sind selbst in besten Citylagen die Grundstüd<seigenttimer
bereit, die Roheinnahmen mitzuteilenr wenn man ihnen zusichert, datl die Mittei-
lungen vertraulicl behandelt werden.
Die Verkehrswertermittlung von Mietwohngrundstü&.en des öffentlidr geförderten
sozialen §Tohnungsbaus ist wegen der besonderen Finanzierungsart und wegen der
Mietbindung p«rblematisch. Die in der Bewertungsliteratur genannten Methoden
vermögen nicht zu überzeugen. Ein E-rtragswertverfahren mit den tatsädilidr ge-
zahlten Mieten muß aus dem Grunde vom verkehrswert abweichen, weil die nied-
rigen Mieten ja nur deshalb möglich sind, weil Darlehen zinslos oder zu sehr
geringem Zns hergegeben wurden. Es liegt nahe, aus Kaufpreisen zu ermitteln, wie
der Markt solche objekte beurteilt. Es erhebt sidr dabei die Frage, mit Hilfe welchen
Vergleichsmaßstabes man die einzelnen objekte vergleidrbar madren soll. Da die
Verkehrswerte sold,er objekte sidrer von dem tatsädrlichen Ertrag beeinflußt sind,
bietet sidr als Vergleidrsmaßstab ein modifizierter Ertragswert anr bei dessen Er-
m.,ittlung die besondere Finanzierungsweise berü&sidrtigt wird. Audr könnte man
daran denken, die Kaufpreise in Beziehung zu den Rohmieten oder zu den Her-
stellungskosten - die ja bei der Ermittlung der Kostenmiete aussdrlaggebend sind -zu setzefl.

Da die Kaufpreise, wie wir bereits wissen, in beträd,tlidrem Rahmen allein infolge
des individuell versdriedenen Kaufverhaltens der Partner streuenr ist es wenig
zwed<mäßig, ein bis in alle Einzelheiten ausgeführtes Ertragswertverfahren auszu-
klügeln. Es reidrt aus, wenn man die Ertragswerte nad'r Näherungsverfahren ermittelt,
wie sie bereits sonst bei der Bewertung soldrer Objekte üblich waren. Es sind fol-
gende Verfahren untersudrt worden:

a) Berüd<sidrtigung der besonderen Finanzierungsweise durch Ermittlung der Zins-
ersparnis, die gegenüber einem normal mit 5 0/o verzinsten Darlehen eintritt. Die
Zinsersparnis wird dem Reinertrag (Rohmiete minus BewirtscJraftungskosten) zuge-
sdrlagen; dadurdr wird auch der Ertragswert des Grundstücks erhöht.

Beispiel:

Rohmiete

- 40 'olo Bewirtschaftungskosten

Reinertag
* Zinsersparnis

modifizierter Reinertrag

- 5'olo des Bodenwerts

Gebaudewertanteil
Gebaudewert (Vervielfältiger 1 8,9)
* Bodenwert

Ertragswert

6 075 DM

-2430 DM
3 645 DM
2 t60 DM
5 805 DM
3 350 DM
2 455 DM

46 400 DM
67 000 DM

113 400 DM
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b) Vom Reinertrag des Grundstüciks werden die Zinsen der gesamten Belastungen

in Abzug gebracht. Dem mit dem verbleibenden Restbetrag beredrneten Ertrags-
wert werden die Nennbeträge der Hypotheken zugesdrlagen.

Beispiel:

Reinertrag (wie bei Verfahren a)

- Bodenwertanteil

- Zinsbelastung

Gebaudewertanteil

Gebäudewert (Vervielfältiger 1 8,9)

Hypothekennennbetrag

Bodenwert

Ertragswert

3 645 DM
3 350 DM
1 151 DM

856 DM

- 1 6178 DM
+ 76 500 DM
+ 67 000 DM

127 322 DM

c) Das OLG Köln hat in seinem Urteil vom 16. 9. 1960 - 4 U 1952159 -(BBauBt. 1960 S. 729) die folgende Methode angewandt, Berücksidrtigung der
niedrigen Verzinslidrkeit der öffentlidren Baugelder durdr Beredrnung eines beson-

deren Kapitalisierungsfaktors für den Reinertrag aus dem Durd'rsdrnittszins des

aufgegliederten Gesamtkapitals.

Beispiel:

Reinertrag (wie bei Verfahren a)

Berechneter Vervielfaltiger 4l I
Ertragswert 3645 X 4l t4

Für das gleldre Objekt ergeben sich also folgende §7erte:

3 645 DM

150 903 DM

Verfahren

Verfahren

Verfahren

: 113 400 DM
: 127 322 DM
: 150 903 DM

a)

b)
c)

Der für das Be-ispielgrundstüd< gezahlte Kaufpreis betrug 125 000 DM. Die oben
erredrneten drei \7erte weidren z. T. von diesem Kaufpreis erheblidr ab; sie zeigen

audr untereinander erheblidre Abweid'rungen. Der nadr dem Verfahren b erredrnete
§fert kommt dem gezahlten Kaufpreis sehr nahe. Das ist aber keineswegs ein Beweis

dafür, daß dieses Verfahren den anderen überlegen ist. Die Güte eines Verfahrens
kann nur dann als statistisdr gesid'rert gelten, wenn es - wie bereits ausgeführt -
an mindestens 10 Einzelwerten erprobt wurde. In der folgenden Tabelle sind nun
für die 17 Vergleidrsgrundstüd<e die Ertragswerte nadr den angegebenen Nähe-
rungsverfahren ermittelt und mit den Kaufpreisen verglidren worden. Die Abwei-
drungen sind in o/o der Ertragswerte angegeben. De Tabelle enthält außerdem die

Verhältnisse Kaufkreis : Gesamtkosten und Kaufpreis : Rohmiete.
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Beim Verfahren a sind alle Abweidrungen positiv, was sicher durch unzutreffende

§/ahl des Zinsfußes (5 o7'o) verursacht wurde. Die Abweichung lällt sich dadurch

beseitisen, daß man die Ertragswertberechnung mit einem Zinstrrll von {,25 0/o

ausfühit. Audr beim Verfahren b sind die Abweidrungen überwiegend positiv.

Auch hier kann durch eine entsprecfiende §7ahl des Zinsfußes Abhitte geschaffen

werden. Das Verfahren c ist gegenüber den beiden anderen ohne Zweifel ungenauerr

das erkennt man an den hohen Absolutabweid,ungen auch ohne nähere Cenau-

igkeitsuntersuchungen. Es kann daher unbedenklidr ausgesdrieden werden. Beim

V'erfahren d ergibt sich ein durchschnittlicher Faktor von 1,3, mit dem man die Her-
stellungskosterrmultiplizieren muß, um zum Verkehrswert zu gelangen. Man kann

auch - 
Verfahren e - 

die einkommende Rohmiete mit 22,3 multiplizieren.

Die Verfahren ar br d, e wurden nunmehr hinsidrtlich ihrer Genauigkeit untersudrt,

indem die Varianzen s2 und die Standardabweidrungen s ermittelt wufden' Die

Standardabweichung der mathematisclen Statistik ist unter dem Namen ,,mittlerer
Fehler,, aus der Mauq bekannt. Hinsidrtlidr der Einzelheiten sei hier auf die

Lehrbücher der mathematisdren Statistik und das DIN-Blatt 55 302 ,,Grundbegriffe
und allgemeine Rerihenverfahren der statistischen Auswertung" hingewiesen.

Die Varianzen s2 und die Standardabweiclung s betragen bei dem einzelnen Ver-
fahren t

verfahren ^ 'lln : 74,o -- varianz; Stan<lardabweidrung * 8'5o/o

Verfahrenb +3 
: l13l : Yatianz; Standardabweichung t 10,50/o

Verfahren d L -1362

Verfahren r + 
: 10913 : Yarianzi Standardabweichung * 10 o/o

Verfahren a ist danach das genaueste, Verfahren d ist ih:n an Güte nidlt sehr viel

unterlegen. Das Konfidenzintervall ergibt sidr im Falle a zu rd.0,5 s, d. h. daß bei

95,0/o a-ller Fälle das Ergebnis nidrt um mehr als 4,5 0/o vom wahren §7ert ab-

weichen wird, ganz geictr, welche Reihe von Kaufprelsen man audr wählen mag.

Voraussetzung ist nur, daß das Kaufpreisverhalten in dein untersudrten Zeitraum

gleich blieb. Das ist im gegenwärtigen Zeitpunkt nidrt mehr so gewill, denn mit der

Freigabe der Mieten isl äer Anreiz gestiegen, die öffentlichen Mittel abzulösen

um iu.h Ablauf von 5 Jahren in den Genuß frei vereinbarter Mieten zu gelangen'

Es bleibt zu untersuchen, weldren §(/eg die Mehrzahl der Hauseigentümer gehen

wird und wie sidr das auf die Kaufpreise auswirkt.

Eine besorrdere Kategorie der Eigenheime bilden die Reihenhäuser. Sie sind dadurdr

drarakterisiert, daß auf relativ kleinen Grundstücken sdrmale Häuser errichtet

werden, so daß eine gute Ausnutzung des Grundstücls erreicht wird. Infolgedessen

werden für Reihengrundstücke in der Regel höhere Baulandpreise je qm erzielt, als

beispielsweise für Crundstüd<e, weldre zweigescl,ossig o_ffen beba_ut werden müssen.

\rie werden nun bebaute Grundstü&e dieser Art im Grundstüd<sverkehr beurteilt

und bezahlt?
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Der Gutadrteraussdruß hatte ein Grundstüd< zu bewerten, das 1951 im Rahmen einer
ECA-Siedlung in der Nähe der Messe mit einem kleinen und einfad,en Reihenhaus
bebaut worden ist. Die ganze Siedlung hat nur den einen Gebäudetyp, alle Grund-
stüd<e sind s. Zt. von dem Gemeinnützigen Bauträger an die Interessenten zum
gleichen Gebäudepreis abgegeben worden. Ein Preisuntersdried bestand nur wegen
der unterschiedlidren Größe der Grundstüd<e, weldre mit 4 DM/qm bezahlt wurden.
Das bausac.hverständige Mitglied des Gutachterausschusses hatte einen Gebäude-
sachwert von 20 000 DM ermittelt. Rechnet nian den Bodenwert entspredrend
dem Ridrtwert mit 25 DM/qm so ergibt sidr ein Sadrwert des Cnrndstiid<s von rd.
26 000 DM. Ein Blid< auf die nadrstehend abgebildete Kaufpreiskarte zeigt, daß
in diesem Gebiet viele Häuser bereits verkauft worden sind, so daß an Verglrr,Ss-
preisen kein Mangel ist. Auffallend ist, daß 3/r aller Verkäufe sich auf Endgrund-
stüd<e beziehen. Vielleiclt hängt das damit zusammen, daß soldre Grundstüd<e
besonders begehrt sind, weil nur auf ihnen die Möglichkeit zur nadr,träglichen
Erbauung einer Garage gegeben ist und man audr nidrt so stark das Gefühl hat,
im Getto zu leben, wie bei den sdrmalen Reihengrundstüd<en.

§/irft man einen Blid< auf die nadrstehende Liste der Vergleidrspreise, wird man
stutzig. Selbst der im November 1961 erzielte Kaufpreis von 36 00O DM liegt um
t0000 DM über dem auf Januar 1968 ermittelten Sadrwert. §7as geht hier vor?
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Reihenhäuser am Mittelfetde

1951 als ECA-Siedlung errichtet. Heutiger Gebäudesachwert rund 20000 DM.
Bodenwert: Richtwert: 25 DM/qm. \,tithin Sachwert20000 + 236 gmx25 :
rd. 26 ooo DM.

Kaufpreise:

tt)6214 : 45 000 DM
196218 : 57 700 DM
1963l5 : 42 000 DM
196411 : 42 000 DM
1964111 :, 55 000 DM
196516 : 48 000 DM
1966111 - 69 000 DM
196713 : 75 000 DM
1967110 : 54 000 DM

Reduziert:

31 200 DM
35 e00 DM
37 600 DM
33 100 DM
37 5AO DM
37 500 DM
3e 000 DM
48 000 DM
48 300 DM
43 800 DM

Gebäudewert am Stichtag rd. 45 800 DM
Bodenwert 5 900 DM
Verkehrswert am Stichtag 51 700 DM

1 000
DM

30
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Nadr bewährtem Muster wurde zunädrst von den Kaufpreisen der Bodenwert
abgezogen. Audr dann noch waren die Kaufpreise in der Höhe sehr verschieden.
Es wurde daher vermuttet, daß die Reihenendgrundstücke dann, wenn sie über
normale Größe hinausgingen, besonders hohe Preise erzielten. Daher wurde bei
normalen Endgrundstüi*en 5olo des Preises, bei größeren l0o/o und bei zwei
besonders großen 2o'olo abgezogen. Er ergaben sich dann die in der Tabelle ent-
haltenen reduzierten Preise. Sie sind in der graphisdren Darstellung ausgeglidren und
es ergab sidr daraus ein Gebäudewert am Stid,tag von rd. 45 800 DM, so daß
sich unter Hinzuredrnung des Bodenwertes von 5 900 DM ein Verkehrswert von
52 000 DM ergab.

Das geschilderte Verfahren befriedigt aus dem Grunde nidrt ganz, weil die Abzüge
wegen der Endlage mehr oder weniger willkürlidr festgesetzt wurden. Nadrtraglidr
kam mir der Gedanke, daß man auch anders verfahren könne. Der Gebäudesadr-
wert am Stidrtag betrug 20 000 DM, der Zeitwert im jeweiligen Kaufzeitpunkt ließ
sidr leidrt mit Hilfe des Baukostenindex bestimmen. Zieht man den Zeitwert vom
Kaufpreis ab, so müßte der verbleibende Rest den Bodenwert darstellen, den man
auf den qm Grundstücksfladre beziehen kann.

Reihengrundstüd<e :

Nr. Lage

1 Thaer

2 Karl Schurz

3 Karl Schurz

Endgrundstüd<e:

4 Thaer

5 Lincoln

6 Lincoln

7 Karl Schurz

8 Lincoln

9 Karl Schurz

10 Lincoln

ll Karl Schurz

12 Thaer

13 Karl Sd-rurz

Sachwert 

I 
PreisrestKauf-

jahr
Fläche

166

277

215

225

576

287

262

251

358

t99

6tt
345

271

Kauf-
preis

30 000

36 000

42 000

36 000

75 000

45 000

42 000

45 000

55 000

48 000

75 000

54 000

55 000

Bau-
index

o,730

0,783

0,876

0,819

0,928

0,819

0,865

0,900

a,gl7

0,945

o,965

o,982

0,982

DM/
qm

93

74

tl4

87

101

100

94

107

102

146

9l
100

130

DM/.
qm

143

109

l4l

122

142

l4l
120

t27

lt6
159

93

100

130

61/ I

6t/tl
64/ t

62/6

62/ 8

62/ 4

63/5

64/ 4

64/ tl
65 /6
67/3

68/ 5

68/ 4

14 600

t5 660

17 520

16 380

t6 560

16 380

ff 340

18 000

18 340

18 900

19 300

t9 640

t9 640

15 400

20 400

24 480

t9 620

58 440

28 620

24 700

27 000

36 660

29 t00

55 700

34 360

35 360

Mittlerer Bod€nwert : 126 DM/qm
Verkehrswert : 236 qm x 126 DM + 20 000 DM : rd.

Diese Bodenwerte beziehen sich auf den Kaufzeitpunkt,
Bewertungsstichtag mit Hilfe des Baulandpreisindex umrechn
die Werte der letzten Spalte.

1643

:13

50 000 DM

man muß sie auf den
en. Es ergeben sidr dann
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Daraus erhält man einen mittleren Bodenwert von 125 DM/qm oder für das Bewer-
tungsobjekt einen Bodenwert von rd. 30 000 DM, der nadr Zuredrnung von
20 OCO DM Gebäudesadrwert einen Verkehrswert von 50 000 DM in guter Uber-
einstimmung mit dem im ersten Verfahren ermittelten rü(/ert von 52 000 DM ergibt.

Ein Bodenpreis von 125 DM/qm ist bisher für ein Reihenhausbaugrundstüd< in
Hannover nodr nidlt gezahlt worden. §(enn man aber davon ausgeht, daß der
Gebäudesad'rwert nidrt sehr abweidren kann, bleibt nidrts anderes ülrig als diesen
Bodenwert anzunehmen. Die Erklärung liegt darin, daß die Grundstüd<e verkehrs-
günstig in guter, ruhiger §/ohntage liegen. Ahnlidre Baugrundstäd<e sind in Han-
nover nidrt mehr zu kaufen,.Es kommt hinzu, daß der Kaufpreis, absolut gesehen,
niedrig ist. Für einen soldren Preis kann man heute nirgendwo einen Neubau er-
ridrten. Käufer mit besdrränktem Einkommen, die auf ihrem Bausparvertrag sitzen,
greifen daher zu soldren Crundstäd<en, obwohl sie, was §Tohnkomfort, Größe und
Ausstaffung anbelangt, an der unteren Grenze liegen.

§/er wäre wohl zu dem oben erhaltenen Ergebnis gelangt, wenn er sidr nicht des
Vergleidrswertverfahrens bedient hatte? ROSSLER vermutet, daß bei sold.en Ob-
jekten geringe Absdrläge von 5-10o/o gemadrt werden müßten. §/er käme auf den
Gedanken, daß in §/irklidrkeit ein Zusdrlag von 100o/o zum Sadrwert erforderlidr
ist, um dem Marktgesdrehen zu entspredren!

Bei Eigentumswohnungen liegen die Verhältnisse ähnlidr. Man weiß, daß Baugrund-
stiicke, auf denen Eigentumswohnungen erridrtet werden sollen, etwa doppelt so

teuer sind, wie entsprechende Grundstücle für Mietwohngebäude. Es ist also zu
vermuten, daß auch bei soldren Grundstüd<en das Sadr- und Ertragswertverfahren
niclrt zum Ziele führen wird.

Beantragt war die Bewertung einer 74 qm großen Eigentumswohnung in der Aka-
zienstralle, in 5 Minuten Fußwegenrfernung vom Aegidientorplatz und dennodr
in ruhiger §(ohnlage. Die in der folgenden Liste enthaltenen Eigentumswohnungen
liegen nicht weiter als 800 m von dem Bewertungsobjekt entfernt, sie sind im
Durchschnitt gleidr alt und etwa gleich ausgestattet.

Nr. Lage Kaufjahr Alter Kaufpreis le qm
§(/ohn-
fleche

1 Cneiststr.
2 Leh zenstr.
3 Freytagstr.
4 Freytagstr.
5 Freytagstr.
6 Devrientstr.
7 \Wiesenstr.

8 Nestroystr.
9 Geibelstr.

10 Freytagstr.
11 \Wiesenstr.

l2 Mommsenstr.

160

62lt r

6218
62112
6314
6313
6314
63112
6416
6418
6419
64le
65 l1

60 000
25 0C0
85 000
57 000
49 000
51 000
86 000
76 000
32 500
94 000
71 000
92 500

1 000
960
750
920
820
670

r 050
1 050

880
l 000
1 060
r 070

7

4

7
6
9
4

8

7
I

l1
8

5



Nr. Lage Kaufjahr Alter Kaufpreis le qm
1ür'ohn-

Ilache

I 3 Geihelstr'.
1 -l Larrgensalzastr.
I § Alte Döhrener Str"

16 Geibelstr.
17 Lehzerrstr.
18 Akazienstr.
19 Raimundstr.
20 Mommsenstr.
21 §Tedemeyerstr.
22 Geibelstr.
23 Freytagstr.
24 Geibelsr.
25 Freytagstr.
26 Freytagstr.
27 Lehzenstr.

6)/)
65 lt2
66/2
6613
6617

66110
67 l4
67 17

6717
6718

67110
67 llt
67 112
6813
6814

31 000
70 000
60 000
60 000
48 500
95 000
38 000
60 000
99 0u0
50 000
48 000
67 000
99 000
99 000
40 000

840
92A
780
820

1 125
1 11C)

845
810

1 110
810
925

1 010
1 090
1 260

930

I
10
1t

2

7
12

13

11

7
3

13

3

12

3

9

Zunädrst war idr des Glaubens, daß man die Kaufpreise hinsichtlidr der Gesdroßlage
und des Vorhandenseins von Garagen korrigieren müsse. Es stellte sich aber heraus,
daß dies auf den Verkehrswert ohne Einfluß war. Es ist meistens ohne Einfluß,
wenn man an den Einzelwerten kleine Korrekturen anbringt. \Tidrtig ist, ob das
Bewertungsobjekt dem Durchsdrnitt der Vergleidrsobjekte ähnlidr ist. Ist das nidrt
der Fal1, so muß nadrtraglich an dem ermittelten Durdrsd-rnittswert eine Korrektur
angebradrt werden. Liegt z- B. das Bewertungsobjekt im 1. Gesdroß, die Vergleichs-
objekte aber vorwiegend im Erdgeschoß und vierten Obergesdroß, so muß der
§7ert um 5-8 o/o erhöht werden. Das ist der Mehrbetrag, der im Durdrsdrnitt
für Neubauwohnungen im 1. und 2. Obergesd-roß enrichtet werden muß. Ist eine
Garage vorhanden, so kann man den §ü'ert um rd. 4 000 DM erhöhen. In der.nadr-
folgenden Darstellung, weldre dem Gutadrten entnommen ist, sind nodr die in der
beschriebenen §7eise reduzierten \üferte dargestellt.

1 100

800

68

161

1962



Die ausgleichende Kurve zeigt keinen stedgen Verlauf. In ihr drückr sidt m. H. die
§(irkung der \flirtsdraftsdepression aus, während deren die Käufer äußerst zurüd<'
haltend waren. Es ist aber nicht auszusdrließen, daß der Verlauf der Kurve auf
einer zufälligen Anordnung hoher und niedriger Kaufpreise beruht. Trägt man
nämlidr die Kauffälle in einen Stadtplan ein und madrt sie hinsid,tlidr ihrer Höhe
kenntlic'h, so ergibt sidr, daß trotz der geringen Ausdehnung des Cebiets die hohen
Preise sich iu einem sdrmalen Streifen längs des Masdrsees gruppieren. Zweifellos
sind die Eigentumswohnungen in diesem Cebiet wegen der Masdrseenähe und
wegen der ruhigen §Tohnlage besonders begehrt. Zieht man nur die in diesem

Bereidr gezahlten Kaufpreise für den Vergleidr heran, so ergibt sidr der mittlere
Kaufpreis zu I 143 DMlqm \7ohnfläche.

aüa'
,hans

6ga^

#-_w
ffi.-"ffi
@2D e- $4wi ffi,t4?;'.
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' cro!
\.f

ns@
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Maschsee

Ausschnitt aus der Stadtkarte Hannover 1 : 10 000

(Mit Genehmigung der Landeshauptstadt Hannover, Stadtvermessungsamt vom 4. 9. 1969)
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Nr. Lage ,e qm
\ü7'ohnfläche

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

Cneistsff.

Lehzenstr.

Wiesenstr.

Nestroystr.

Wiesenstr.

Lehzenstr.

Akazienstr.

§Tedemeyerstr.

Lehzenstr.

Mommsenstr.

t 190

t 155

1 200

t 160

1 160

1 150

1 140

I 170

950

1 160

tl 435

: 10

85 000 DM

Verkehrswert 7 4 qm
§7ohnfläche X I 143 : rd.

Der Gutadrteraussdruß hatte in dem Gutadrten auf Grund aller 26 Kaufpreise einen
Verkehrswert von 74000 DM ermittelt. De Eigentumswohnung ist inzwisdren für
86000 DM verkauft worden. Erstaunlidr ist, daß für 5-10 Jahre alte Eigentums-
wohnungen, die sidr in mancher Hinsidrt nid,t mit den heutigen Eigentumswoh-
nungen vergleid'ren lassen, nahezu die gleid-ren Preise je qm §ürohnflädre gezahlt
werden, die heute in F{annover für Neubauwohnungen in guter Lage und mit guter
Ausstattung gefordert werden. Der Grund ist wohl der, daß mandrer Käufer gerne
etwas mehr für eine §7'ohnung gbt, die er sieht, als für eine,nodr zu errid,tende.
Aber wenn man bedenkt, daß bei den verkauften §üohnungen im allgemeinen die
steuerlidren Vorteile bereits in Fprtfall gekommen sind, bleibt das Ergebnis er-
staunlich.

IdT glaube, daß es nun nidrt mehr vieler rJüorte bedarf, um das Vergleidrsverfahren
zu preisen. Es hat sidr gezeigt, daß auf relativ einfache \7eise Verkehrswerte ermittelt
werden können, die den mit Hilfe anderer Verfahren ermittelten an Zuverlässigkeit
und Marktnähe weit überlegen sind.
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Die Bewertung von Verkehrsflächen und anderen Fläclen
für den Gemeinbedarf

Von Vermessungsrat Dipl.-lng. Ludwig Oelfke, Katasteramt Hannover

Enleirung

Die Bewertung von Gemeinbedarfsflädren nimmt in der Praxis der Gutachteraus-

sdrüsse einen verhältnismäßig großen Raum ein und hat daneben bei der Erstellung

von gutad-rtlichen Außerungen durdr die Katasterämter besondere Bedeutung. Beim

Kataiteramt Hannover (das Gesdräftsstelle zweier Gutachteraussdrüsse ist) z. B.bezo-
gen sidr im Jahre 1968 rd.40o/o der erledigten Anträge (Verkehrswertgutadrten

und gutac*rtlidre Außerungen zusammengenommen) auf die Bewertung von Gemein-

ledarfsflädren. Davon wiederum betrafen 2/s der Antragsnummern Straßen- und

sonstige Verkehrsflädren, während l/s der Gutadtten bzw. gutadrtlidren Äußerungen

sidr mit anderen Gemeinbedarfsgrundstüd<en befaßten.

Interessant ist es, in diesem Zusammenhang festzustellen, daß die Anträge, die aus

dem akuten Anlaß der Enteignung gestellt wurden, offenbar sehr selten sind. Dies,

obgleidr bei Enteignungen auf der Redrtsgrundlage des Bundesbaugesetzes (§ 95 (1)

BBauG) die Erstellung von Verkehrswertgutadrten durdr die Gutadrteraussdtüsse

obligatorisch ist (§ 108 (1) 4. Satz BBauG). Das mag zwei Gründe haben, Erstens

spieli die Enteignung beim Erwerb von Gemeinbedarfsflächen durdr die öffentlidre
Hand keine besonders große Rolle. Zweitens werden offenbar die meisten Ent-

eignungen noch nadr anderer Gesetzen durdrgeführt.

Ein besonderes Problem bei der Bewertung von Gemeinbedarfsfläd'ren ist die stich-

haltige und überzeugende Begründung. Ist sdron im Normalfall der Verkehrswert-
qrmittlung die Cefahr der ,,Fehlbegründung" fast größer als die Mögliükeit der

,,Fehlbew-ertung" - mindestens soweit der Aussdruß mit qualifizierten Kennern
des Grundstüd<smarktes besetzt it1 -, so ist dieses Moment bei der Bewertung von

Grundstüd<en für den Gemeinbedarf nodr ungleidr wichtiger. Das ergibt sidl aus

der - gegenüber dem ,,Normalfall" - anderen Fragestellung. Geht die Frage

bei der Verkehrswertermittlung in der Regel ,,einfadl" dahin, festzustellen, weldren
realen Preis ein bestimmtei Objekt am Grundstüd<smarkt erzielen kann, so steht
die Bewertung von Gemeinbedarfsflädren, bei denen der gewöhnlid're Gesdräfts-

verkehr - also der Markt - außer Funktion ist, unter weitgehend theoretischen

bzw. hypothetisdren Voraussetzungen.

Eine Prüfung am ,,Ergebnis", also an dem tatsädrlidr zustandekommenden Preis, die

sdron im Normalfall nur mit Einsdrränkungen möglich ist, sd,eidet s&ließlich für
unser Problem ganz aus.

Daß die stidrhaltige und zugleidr überzeugende Begründung bei den hier ange-

sprodrenen ,,Sonderfällen" der Verkehrswertermittlung eine so besondere Rolle

sp,elt, liegt sdrließlid'r-aber nidrt zuletzt- audr nodr daran, daß in einer Be-

gründun[ die ,,Betroffenen" (in der Regel private Eigentümer), die Antragsteller
(set orden) und gegebenenfalls audr die Geridrte zu überzeugen sind. Alle drei
spredren grundsätzlich versdriedene Spradren, für die sich nur sdrwer ein gemein-

samer Nenner finden läßt.
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Es mag dahingestellt bleiben, ob die für die Begründung von Verkehrswertgut-
adrten Verantwortlidren dieser Herausforderung einen gewissen Reiz abgewinnen,
oder ob das Unbehagen stärker ist. Solange die Gutadrteraussd'rüsse ihre gesetz-
lid'ren Aufgaben zu erfüllen haben, werden die Probleme, die in diesem Aufsatz an-
zuspredren sind, immer wieder von Bedeutung sein.

Im Zusammenhang mit der Bewertung von Gemeinbedarfsflächen ist nodr ein wei-
teres Problem anzuschneiden, das zwed<mäßigerweise ebenfalls gleich zu Anfang
erwähnt sei, Es handelt sich um die Diskrepanz zwisdren Th e o r i e und P r a x i s.

§7ie nodr im einzelnen zu begründen sein wird, muß die Bewertung von Gemein-
bedarfsflädren ihre theoretischen Grundlagen weitgehend aus dem Enteigriungs-
red-rt holen. Es ist nun jedodr in der Praxis so, daß Gemeinbedar{sgrundstücke in
aller Regel gar nidrt enteignet werden, daß vielmehr - aus versdriedenen Grün-
den- der freihändige Erwerb an erster Stelle steht. (Daneben hat dann noch der
Eigentumsübergang in der Baulandumlegung eine besondere Bedeutung - und eine
spezielle Problematik -f von der hier rur am Rande die Rede sein kann.) Für den
freihändigen Erwerb, von dem es fraglidr ist, ob man ihn an die Stelle des ,gewöhn-
lidren Geschäftsverkehrs" setzen kann, haben sich nun Praktiken entwid<elt, die von
Fall zu Fall (d. h. von Behörde zu Behörde) gewaltig sdrwanken können, die jedodr
meist ein gewid,tiges ,Eigenleben" haben. Eines der Grundprobleme der Bewertung
von Gemeinbedarfsfläd'ren liegt nadr Ansidrt des Verfassers in dieser ,,Dialektik",
in dem oft fundamentalen Unterschied zwisdren Theorie und Praxis.

Daß der Enteignung und ihrer Theorie in diesem Zusammenhang überhaupt eine
so große Bedeutung beigemessen wird, hat seinen Grund allein in der Tatsadre,
daß man - unabhängig von allen anderen Vorsdtlägen zur Definition und Gliede-
rung - allen Gemeinbedarfsflächen die Mö gli chkeit der Enteignung
als wesentlidre Eigensdraft zuordnen kann. Fehlt dieses ,,gemeinsame Merkmal",
so ist automatisdr audr das Problem der rVertermitdung auf den ,,Normalfall" zu-
rüd<geführt. Mit anderen §ürorten: Dort, wo die öffentlidre Hand Grundsti.idce
erwirbt, die sie im ,,Ernstfall" nidrt audr enteignen kann (2. B. Vorratsland), muß
sie als gewöhnlicher Kaufinteressent auf dem Grundstüd<smarkt mit den anderen
Interessenten konkurrieren. (An dieser Stelle ist jedodr einem Mißverständnis
vorzubeugen, Die oben genannte ,,Möglidtkeit der Enteignung" bedeutet für
die Praxis nidrt, daß in jedem Einzelfall audr die formellen Voraussetzungen einer
Enteignung bereits erfüllt sein müssen. Es genügt die latente Enteignungsfähigkeit,
um bewertungstedrnisdr d e n Sonderfall eintreten zu lassen, der uns hier be-
sdräftigt.)

Grundsätze

Selbswerständlidr braudren die Gutad'rteraussdrüsse audr für die Bewertung von
Gemeinbedarfsfläd-ren Bestimmungen und Vorschriften - ein Gerüst, sozusagen -,das ein einheididres Vorgehen ermöglidrt und die Grundsätze verbindlidr fixiert.

Gesetzlich e Bestimmun gen
Aus dem siebenten Teil des BBauG können wir im § 136 (1) Nr.2 und 3 zunädrst
entnehmen, daß die ,,für den Vollzug dieses Cesetzes zuständigen Behörden" und
Geridrte (diese ohne Einsdrränkung) antragsberedrtigt sind. D. h.: audr ohne
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Zustimmung des Eigenttimers können Verkehrswertgutadrten über Gemeinbedarfs-
flächen beantragt werden.

Im § 141 steht dann die allgemein bekannte Definition des Verkehrswertes: ,,(2)
Der Verkehrswert wird durdr den Preis bestimmt, der in dem Zeitpunkt, auf den
sich die Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen Gesdräftsverkehr nadr den Eigen'
schaften, der sonstigen Besdraffenheit und der Lage des Grundstüd<s ohne Rüd<sid,t

auf ungewöhnliche oder persönlidre Verhältnisse zu erzielen wäre." Kein \Wort dar'
über, was zu tun ist, wenn der ,,gewöhnlidte Gesdräftsverkehr" als Maßstab versagt.

Der Verkehrswert muß also offenbar als nidrt manipulierbarer Begriff gelten. Eine
Sonderregelung für die Bewertung von Cemeinbedarfsflädren gibt es jedenfalls

nicht! Ebensowenig kann man jedodr auf den Verkehrswert einfadr verzidrten, denn
im Enteignungsfall ist die ,,Entsdrädigung für den Rechtsverlust" ganz eindeutig
nadr dem Verkehrswert zu bemessen (§ 95 (1) BBauG). (Enteignungen auf Grund
anderer Gesetze - z. B. LandbesdraffungsG., FStrG, NSüG etc. folgen im Prinzip
dem gleidren Grundsatz.)

Die Verkehrswert-VO vom7.8.6t erklärt im § 2 (2)

,,Bei der §Tertermittlung sind alle den Verkehrswert des Grundstüd<s beeinflus-
senden t a t s ä c h I i c h e n, r e c h t I i c h e n und w i r t s c h a f t I i c h e n Um-
stände zu berüd<sichtigen. . . ."

Und in der amtlidren Begründung, die der Bundesminister für §Tohnungsbau 1951

herausgegeben hat,* heißt es:

,,Die Ermittlung des Verkehrswertes muß daher darauf ausgeridrtet sein, den Betrag
zu bestimmen, der im Verkehr üblidrerweise für das betreffende Grundstück ge-

zahlt werden würde. Da es sidr insoweit also um einen angenommenen Preis handelt,
wird auch in den Fällen, in denen ein gewöhnlidrer Gesdräftsverkehr für Grund-
stüd<e dieser Art nid-rt besteht - etwa weil sie wegen ihrer besonderen Besdraffen-
heit oder Zweclbestimmung nidrt gehandelt werden (2. B. Grundstücksflä&en, die
nur für Zwe&e des Gemeinbedarfs in Betradrt kommen) -, in der Regel unter-
stellt werden müssen, weldrer Preis zu erzielen wäre, wenn ein gewöhnlidrer
Gesdräftsverkehr unter den maßgeblidren Bedingungen be:tünde."

An dieser Stelle werden also die Gemeinbedarfsflädren direkt angesprodren. Es

bleibt jedoch die Frage, ob die in der Praxis anfallenden Vergleidrspreise aus dem
freihändigen Erwerb von Gemeinbedarfsflädren als einem gewöhnlidren Geschäfts-
verkehr zugehörig und somit als Vergleidrspreise für die Verkehrswertermittlung
geeignet anzusehen sind?

Das Fehlen weitergehender Riclrtlinien bzw. Vorsdrriften zwingt dazu, die Be-
wertungsgrundsätze für unseren Zwed< weitgehend auf indirektem §[ege zu ge-

winnen. D. h. praktisch' abzuleiten aus den Grundsätzen für die Enteignung.

t Bundesanzeiger v. 12.8, 6,
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Greifen wir zunädrst noch einmal auf das BBauG zurüd<:

Der fünfte Teil behandelt die Enteignung in allen ihren Aspekten. Dabei stellt der
§ 93 folgende - für uns widrtige - Grundsätze auf ,

(2) De Entsclrädigung wird gewährt

1. für den durch die Enteignung eintretenden Redrtsverlust
a

(3) Vermögensvorteiler die dem Entsdrädigungsberedrtigten infolge der Enteig-
nung entstehen, sind bei der Festsetzung der Entsdtädigung zu berüd<sidrtigen. ...
(a) Für die Bemessung der Entsdrädigung ist der Zustand des Grundsttid<s in dem
Zeitpunkt maflgebend, in dem die Enteignungsbehörde über den Enteignungsantrag
entsdleidet.

Und § gS präzisiert die ,,Entsdrädigung für den RedTtsverlust" folgsndermaßen,

(1) Die Entsdrädigung für den durdr die Enteignung eintretenden Redrtsverlust
bemißt sich nach dem Verkehrswert (§ 141) des zu enteignenden Grundstüd<s....
Maßgebend ist der Verkehrswert in dem Zeitpunkt, in dem die Enteignungsbehörde
über den Enteignungsantrag entsdreidet.

(2) Bei der Festsetzung der Entsd'rädigung bleiben unberüd<sidrtigt

1. §(ertänderungen, die infolge der bevorstehenden Enteignung eingetreten sind;

2. ...
Ein gewisser §Tiderspruch, der zwisd'ren dem Zeipunkt, auf den sidr die Entsdrä-
digung beziehen soll, und der ,,Vorwirkung der Enteignung" zu sehen ist, hat
seinerzeit die Fadrjuristen auf den Plan gerufen. (Siehe den Streit zwisdren Maury
und H ama nn inNJ§ü 1964S. 2048t 1965S. 143 undS. 736.)

De Diskussionen sind inzwischen jedoch weitgehend abgesdrlosseni bzw. die hödrst-
ridrterliche Redrtspredrung hat durdr grundsätzliche Entsdreidungen die Unklar-
heiten ausgeräumt.

Man kann heute wohl ohne unzulässige Vergröberung folgendes feststellen:

1. Der Zeitpunkt der Enteignung, der fesdiegt durdr den Tag der endgültigeo
Entsd,eidung der Behörde, ist zweifellos maßgebend ftir das anzuwendende Preis-
niveau.

(ln Zeiten schwankender Preise gilt der ,,Preisindex" des Stid'rtages.)

2. Für die Qualität des Grundstüd<s - d. h. für seine bewertungsrelevanten Eigen-
sdraften - ist dagegen der Zeitpunkt maßgebend; zu dem das Objekt durdr die
Vorwirkung der Enteignung (d. h. die Planung) von der ,,konjunkturellen §Teiter-
entwiddung" ausgesdrlossen wurde. Der BGH sieht insofern Planung und Enteig-
nung als einen einheitlidren Vorgang und bringt § 95 (2) l. zur'Anwendung: D. h.
,,\ü7ertänderungen, die infolge der bevorstehenden Enteignung eingetreten sind"
bleiben unberüdcsidrti gt.

Hiermit ist der Ubergang vollzogen zu den Bewertungsgnrndsätzen, die wir direkt
aus der Redrtspredrung - möglichst der hödrstridrteilidren - sd,öpfen können.
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Richterliche Entscheidungen
Da ist zunädrst das BGH Urteil v. 22. 5. 67 , das sidr mit dem für uns entscheidenden

Problem der ,,Planungsgewinne bei Gemeinbedarfsflädren" befaßt und auf Crund
des § 95 (2) Nr. I zu der eindeutigen Aussags kommt, daß es einen soldren Planungs-

gewinn nid-rt gibt!
(Es ging um ein Universitätssportgelände)

Das Geridrt führt aus, ,,§ 95 (2) Nr. 1 ist in der Regel immer dann gegeben, wenn

das enteignete Grundstück im festgestellten Bebauungsplan als Gelände für Cemein-
bedarfszwecke ausgewiesen ist, sei es als Baugelände für öffentlidre Zwecke, als

Verkehrsflädre, Grünfläche für öffentlidre Parkanlager usw. Die Ausweisung im
Bebauungsplan und die spätere Enteignung stellen einen einheitlidren Vorgang dar.

Das bedeutet, daß die für öffentlidre und Gemeinbedarfszwecke enteigneten Grund-
stüd<e zu dem Verkehrsw€rt zu entsdtädigen sind, den sie v o r der red-rtsgültigen

Feststellung des Bebauungsplanes hatten. §7ird also in einem Bebauungsplan eine

bisher landwirtsdraftlidr genutzte Flädre als \flohngebiet ausgewiesen und werden

darin ferner die Straßenflädren festgesetzt, einige Crundstücke als Flädre für einen

Kinderspielplatz, fi,i;r einen Sportplatz, a7s Grünflädre usw. ausgewiesen, so müssen

für die für öffentliche Zwecke festgesetzten Grundstücke Entsdrädigungen nidrt in
der Höhe der Verkehrswerte des Baulandes dieses §Tohngebietes gezahlt werden,

sondern in Höhe der Verkehrswerte der vormals landwirtschaftlidren Grundstücke,
günstigenfalls in Höhe der Verkehrswerte von Bauerwartungsland, falls diese Grund-
stücke bereits Bauerwartungsland waren."

Veiter stellt der BGH die These auf 
'

,,Kein Grundstückseigentümer hat einen irgendwie gearteten Ansprudr darauf, daß

sein Grundstüd< durcfi einen Bebauungsplan im rVert gesteigeft wird. Vem dieses

Glück im Rahmen einer aussdrließlidr na& den Belangen der Allgemeinheit aus-

gerichteten Planung zuteil wird, hat zwar einen Vorteil, Cer nach dem derzeitigen
Rechtszustand durdr rü(/ertausgleidr niclt abschöpfbar ist. Dies allein kann aber nicht
rechtfertigen, den nichtbegünstigten Eigentitmer dem begünstigten gleidrzustellen.

Umgekehrt ist in dem Fall, daß bisheriges Bauland zu einer Fläche für den

Gemeinbedarf ,,herabgezont" und später zu diesem Zweck enteignet wird, bei der
Entsd'rädigung der für das vormalige Bauland geltende Verkehrswert zugrunde zu

legen."

Es steht wohl außer Frage, daß bei konsequenter Anwendung der hier - durdraus
logisdr und überzeugend - entwid<elten Grundsätze in der Praxis mandres anders

aussehen würde. Dabei ist mit Praxis nicht allein die Bewertungspraxis in unseren

Aussdrüssen gemeint, sondern audr die praktisdre Handhabung des Crunderwerbs
durdr die öffentlidte Hand (in ihren versdriedenen Ersdreinungsformen)'

Dabei sind die meisten Gedanken dieses Urteils gar nidrt neu, sondern finden
sich sdron seit Jahren in älteren Entsdreidungen. So weist der BGH audr in seinem

Urteil v. 29. ll. 65 zu Art. 14 GG und § 95 (2) Nr. 1 BBauG darauf hin, daß hvpo-
thetische §trertsteigerungen bei der Enteignungsentschädigung nidrt berüd<sidrtigt zu

werden brauchen,

,,Bei der Entsd,ädigung für ein enteignetes Grundstüd< haben, anders als beim
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Schadenersatzansprudr, in der Zukunft liegende §Tertsteigerungen des Grundstüd<s,
die ohne die Enteignung und deren vorwirkende Planungen eingetreten wären, un-
berücksidrtigt zu bleiben. Zu berüd<siihtigen sind sie jedodr dann, wenn ihre Ver-
wirklidrung im Zeitpunkt der Enteignung oder deren Vorwirkung so sidrer unmittel-
bar bevorstand, daß sie sidr bereits als wertbildende Faktoren auswirkten, der all-
gemeine Grundstüd<sverkehr ihnen also sdron Redrnung trug."

In der Begründung zu dem Urteil ersdreint dann weiter unten der bekannte Grund-
satz vom Aussdrluß der konjunkturellen §[eiterentwiddung,

,,Bei der Bewertung des von der Enteignung betroffenen Grundstüd<s ist auf dessen

Qualität abzustellen, die es in dem Zeitpunkt besaß, von dem an es auf Crund der
(vorwirkenden) Enteignungsmaßnahmen von jeder konjunkturellen §fleiterentwid<-
lung ausgesdrlossen wurde. Eine höhere Qualität - also audr eine Steigerung des

Erschließungsgrades - zugrunde zu legen, die dieses Grundstüd< nie besaß und in-
folge der Auswirkung der die Enteignung vorbereitenden Planungen audr niemals
erwerben konnte, ist nicht geredrtfertigt, da andernfalls der Enteignete für den Ent-
zug eines Vermögenswertes Entsdrädigung erhalten würde, der niemals zu seinem
Vermögen gehörte."

De hier angesprochenen Grundsätze gelten nun keineswe3s aussdrließlidr im An-
wendungsbereich des BBauG. Den Begriff der ,,Vorwirkung der Planung" kennt die
Redrtspred'rung sd-ron lange und audr im sogenannten ,,Friedhofsurteil" vom 25.9. 58
spridrt der BGH vom ,,Aussdrluß der konjunkturellen §Teiterentwicklung" und stellt
die Einheit von Planung und Enteignung heraus'

,,§7aren die Grundstüd<e in diesem Augenbli& bereits als Bauland zu qualifizieren,
dann verloren sie nunmehr diese Eigensdraft. '§(i'aren sie nodr kein Bauland, dann
konnten sie nunmehr an der - damals bereits in ihren Anfängen möglidrerweise
vorhanden gewesenefl - weiteren Entwiddung zu Baugelände nicht mehr wie die
benachbarten aber nidrt ftir die Friedhofserweiterung vorgesehenen Grundstüd<e
teilnehmen. Mit der endgültigen und verbindlidren Einbeziehung der Grundstüd<e
in das Gelände für die Friedhofserweiterung, die - falls es nidrt zu einer freiwilligen
Abtretung des Geländes kam - ihre spätere Enteignung zwangsläufig zur Folge
haben mußte, begannen die als Einheit aufzufassenden Enteignungsmaßnahmen. Bei

der Bewertung der von der Enteignung betroffenen Grundstücke muß daher auf
deren Qualität abgestellt werden, die sie in diesem Zeitpunkt, von dem an sie auf-
grund der Enteignungsmaßnahmen von jeder konjunkturellen rVeiterentwiddung

ausgesdrlossen warenr besalien. Eine höhere Qualität zugrunde zu legen (Bauland
'gegenüber Ad<erland oder Rohbauland), die diese Grundstüd<e nie besessen haben
und audt niemals enverben konnten, ist nidrt geredrtfertigt, da andernfalls die Klä-
gerin Entsdrädigung für den Entzug eines Vermögenswertes erhalten würde, der
niemals zu ihrem Eigentum gehört hat."

Das Interessante an diesem Urteil ist, daß es ausdrüd<lich auf die ,,endgültige und
verbindlidre Planung" abstellt, also auf den Zeitpunkt, zu dem die formellen Vor-
aussetzungen der Enteignung frühestens erfüllt sein können.

Im Urteil vom 29. 1. 63 läßt der BGH dagegen mehr Spielraum,

,,Der Zeitpunkt, in dem Straßenland ,,von jeder konjunkturellen \(/eiterentwiddung
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ausgescfilossen" wird, kann nur dann auf einen früheren Zeitpunkr al: den des
Inkrafttretens des Bebauungsplanes verlegt werden, wenn die vorhereirende Pla-
nung sidr ursächlich für die Enteignung auswirkte und die im verhindlichen Bebau-
tungsplan vorgenommene Ausweisung mit Sicherheit erwarten lieil."

,,Ein Zurrickgehen arrt vorbereitende Maßnahmen ist keineswegs allgemein möglicl,
sondern kann nur in Betracht gezogen werden, wenn die vorbereitenden Planungen
sich ursächlich ftir die Enteignung auswirkten, eine hinreichende Bestimmtheit hatten
und die Ausweisung, wie sie in dem verbindlid-ren Bebauungsplan vorgenommen
wurde, mit Sicherheit erwarten ließen."

Mit dem Einfluß der Planung auf den Grundstüdsmarkt hatte sidr der BGH aller-
dings auch sctron früher auseinandergesetzr. In seinem Urteil vom 13.12.1962
heißt es,

,,Die Fraple, ob sich nach der Verkehrsauffassung die Bebauung auf ein Crundstück
in absehbarer Zeit erstreclen wird und bereits von einer preiserhöhenden Aus-
wirkung gesprodren werden kann, hängt zwar wesentlidr von der gemeindlidren
Bauplanung ab, wird aber nidrt aussdrließlid-r von dieser bestimmt.

Sicfierlich ist nicht zu übersehen, daß die Dispositionen der Planung in sehr maß-
geblicher §7eise die Qualität eines Grundstüd<s beeinflussen können. Die Erfahrung
zeigt, daß städtebaulidre Planungen gewöhnlidre landwirtsdraftliche Grundstüd<e
urrvorhergesehen zu wertvollem Bauland madren können und umgekehrt. Dies darf
aber nicht dazu führen, die Planung ausschließlidr als Bestimmungsfaktor für eine
zu erwartende Bebauung anzusehen. Maßgebli& bleiben immer die natürlidlen Be-
dtirfnisse und die natürlidre Entwid<lung."

Sclließlictr ist in diesem Zusammenhang nodr ein Besdrluß des VGH vom 14. 3.63
am Rande zu erwähnen. Hierin wird darauf hingewlesen, daß bei Gemeinbedarfs-
flädren der spezielle Verwendungszweck aus dem Bebauungsplan eindeutig hervor-
gehen muß. Damit soll offenbar einer nachträglidren Manipulation vorgebeugt
werden, die schließlidr aus einem als Gemeinbedarfsfläcl-re enteigneten Grundstück
doch nodr ein wirtsdraftlidr nutzbares Objekt maclt.

Deser Streifzug durdr die Redrtsprechung ist zwar ke.neswegs erschöpfend. Er
ersdreint jedodr ausgiebig genug, um daraus ein paar ,,Kernsätze" für die Praxis
abzuleiten; um ein paar Regeln zugewinnen, gegen die zu verstoßen keine Vorteile
bringen kann, deren Beadrtung allerdings audr nicht alle Probleme löst. Es ist
vielmehr so, daß eingehende Kenntnisse der Zusammenhänge und umfassende
Erfahrungen auf dem komplexen Gebiet des Grundstüd<smarktes a I I e i n braudr-
bare Verkehrswertermittlungen liefern. Hierauf sollten wir uns konzentrieren und
auf diesem Sektor die uns an die Hand gegebenen Hilfsmittel ausschöpfen. In die
Diskussion der Juristen einzugreifen ist für uns in der Regel eine brotlose Kunst.
Vollends abwegig würde es jedoch sein, grundsätzlidre Dinge, die bis in die hödrsten
Instanzen hinaufgegangen sind, immer aufs neue wieder in Frage zu stellen.

Folgende Grundsätze lassen sidr abstrahieren:

l. Bei Cemeinbcdarfsflädren gibt es keine Planungsgewinne
Die Ausweisung eines Grundstüd<s als Gemeinbedarfsflädre bzw. als Teil einer
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soldren kann keinen Planungsgewinn darstellen. Das gilt auch, wenn vorher nidrt
bebaubares Land zu Bauland wird, solange es sidr dabei um Baugrundstüd<e für
den Gemeinbedarf handelt.

2. Auf Planungsgewinne besteht kein Ansprudr

Dieser Satz ist die logisdre Folgerung der Tatsadre, daß es überhaupt ,,unverdiente"
Gewinne durch die Planung gibt.

3. Die Enteignungsentsdrädigung ist nidrt wesensgleidr mit dem Sdradenersatz nadt
BGB (Art. 14 (2) GG ist maßgebend)

Bei der Ermittlung der Entschädigung für den Redrtsverlust haben in der Zukunft
liegende Vertsteigerungen außer Betradrt zu bleiben, solange sie rein hypothetisdr
sind. Maßstab ist der,,allgemeine Grundsttid<sverkehr".

4. Die Planung ist als ,,Vorwirkung" der Enteignung anzusehen

Planung und Enteignung sind ggfls. ein einheitlidrer vorgang. Das gilt für die vor-
bereitende Planung selbswerständlich nur mit Einsd'rränkungen. Maßstab ist audr

hier der,,allgemeine Grundstüd<sverkehr".

Neben diesen grundsätzlidlen Entsdreidungen zum Problem des §flertes von Gemein-

beclarfsflädren gibt es noch eine Vielzahl von Urteilen, die sid'r speziell mit den

sogenannten Vorgartenflächen befassen. (Mit ,,Vorgarten" mögen in
diÄem Zusammenhang alle Abtretungen aus Baugrundstüd<en gemeint sein, die als

wirtsdraftlidr unselbständige Objekte anzusehea sind.)

Aud-r hierzu einige Beispiele,

in seinem Urteil vom 19. 12. 63 erklärt der BGH die Methode, den \rert des

Vorgartengeländes mit 1/l des Baulandwertes zu pauschalieren für fragwürdig: ,,Es

ist iwar zutreffend, daß der erkennende Senat in seinem Urteil vom 25. 2. 60

für Vorgartengelände die Bewertung mit einem soldren Brudlteilssatz gebilligt hat,

wenn diese Bewertung auf dem Grundstücksmarkt allgemein üblidr ist, sich gewisser-

maßen als allgemeiner Ortsgebraudr darstellt und nidrt besondere werterhöhende

oder wertmindernde Umstände ersid-rtlidr sind. Damit ist aber nodr nidrt ausge-

sprodren, daß diese Bewertung generell sdrlechthin zulässig ist."

Am 16. ?. 1964 greift der BGH zur Begründung seines Urteils zu der etwas um-

ständlichen Theorie von der §Tertsteigenrng des Restgrundstückes (genau: Steige-

rung des Durdrsdrnittspreises) :

,,§rird unbebautes Vorgartengelände eines für Gesdräfts- und §fohnzwed<e ge-

nutzten städtisdren Grundstüd<s enteignet, so darf bei der Beredlnung der Ent-

eignungsentscl'rädigung das zu enteignende unbebaubare Vorgartengelände preislidr
ariders-als der beLaubare Teil des Grundstüd<s bewertet werden, wenn sidl durdr
die Abtretung der durdrscfinittlidre Quadratmeterpreis des höherwertigen bebau-

baren Grundstüd<steils erhöht."

Und in der Begründung heißt es dazu unter anderem:

,,Dies zeigt folgende Uberlegung, Handelt es sich wie hier, um ein für Gesdräfts-

und §üohnzwe&e genutztes-Grundstück, dann berechnet der allgemeine Grund-
stüd<sverkehr den zu zahlenden Preis für das Gesamtgrundstück in erster Linie
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danac{.r, u'ie er das Crundstüc} zu Geschäfts- und §flohnzwecken nutzen kann. Weil
aber ein solches Crundstück in der Regei nicht ohne den nicht bebauharen Teil 

-hier das Vorgartengelände - zu haben ist, nimmt der Grundstücksverkehr die
wenisen Prozent unbebaubares Land mit in Kauf, d. h., er bietet je nacjr dem
Anreil unheharrbaren I.andes weniger, als er bei voller Bebaubarkeit bieten würde
Das ftihn aher dazu, dall sich der Quadratmeterpreis eines solchen Grundstüd<s,
bei denr der unhehaubare Teil in Fortfall kommt, erhöht, da es sich nunmehr um
ein Crundstiick handelt, das :u 100o/o zu Ceschäfts- und §Tohnzwecken nutzbar ist.
Diese lJöherwertigkeit sd-rlielit es aber aus, den Quadratmeterpreis des Vorgarten-
geländes dem Quadratmeterpreis des Cesamtgrundstücks gleidrzusetzen, da in diesem
Falle der von der Enteignung Betroffene mehr erhalten würde, als ihm tatsächlidr
genommen ist."

Richtig ist an dieser Theorie ohne Zweifel die Tatsache, daß das Vorgartengelände
im Zusammenhang mit dem überbauten Teil gesehen und entspred.rend bewertet
werden muii. Daneben beweist die Schwerfälligkeit der Formulierung, wie sc*rwer
es gelegentlich sein kann, über die Hilfskonsuuktion des ,,durchscfinittlidren Qua-
dratmeterpreises" zu plausiblen Begründungen zu komr'^ren. (Nicht nur in diesem
Fall!) Ein etwas mehr auf das Objekt bezogenes Denken hätte sidrerlich leidrter zum
Ziel geführt, Schließlidr i51 

- uvsnn man es genau betrachret - das Vorhandensein
oder Fehlen eines Vorgartens ein bewenungstedrnisdres Merknra[ wie andere audr.

Das OLG Hamburg hat einmal folgende Leitsätze formuliert Urteil v. 12. 5. 64):

,, l. Für die abzutretende Fläcle darf nic}t ohne weiteres der Durdrsdrnittswert ange-
setzt werden.

2. Nach Möglidrkeit ist eine Differenzbewertung durchzuführen."

Und im Urteil vom 6. 10. 65 formuliert das gleidre Gericht:

,,Ankäufe von Vorlandstreifen durdr die öffentlidre Hand können nidrt dem ge-

wöhnlichen Gesdräftsverkehr gleichgestellt werden.

f)en Ankäufen von Vorlandstreifen seitens der Stadt fehlt ein wesentliches Kenn-
zeichen des freien lv{arktverkehrs. Der von der Stadt wegen der Abtretung von Vor-
land in Anspruch genommene Grundeigentümer kann zwischen Verkauf und Ent-
eign«ng wählen. Die Alternative, sein Grundstüd< behalten zu können, fehlt, wenn
man einmal von den Fällen einer unzulässigen Enteignung absieht. Damit steht der
Eigentümer in einem entscheidenden Punkt anders als im fre:en Grundstüd<sverkehr
da. Ihm fehlt die Einflrrßnahme auf den Preis durch die sonst jederzeit möglidre
Ablehnung, das Grundstück herzugeben. Unter solchen Umständen zustanAege-
kommene Käufe können niclt dem gewöhnlidren Geschäftsverkehr gleidrgestellt
werden.

Die Ankäufe der Stadt sind hier jedodr insoweit bedeutsam, als sie auf die untere
Grenze des Verkehrswertes der Trennstreifen hinweisen."

Schade, daß sidr an eine so prägnante Definition eine so wenig überzeugende
Schlulifolgerung ansdrließt

IJier liegt nach Meinung des Verfassers eine Verkennung der lnteressensituation
vor: Nidrt der betroffene Crundeigentümer ist gezwungen, den ihm unangemessen
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ersaheinenden Preis zu akzeptieren, sondern die Stadt ist gezwungen - oder dodr
aus praktischen Erwägungen geneigt -, die Preisforderung des Eigentümers anzu-
nehmen, um das umständliche, teure und zudem unsidrere Verfahren der Enteignung
zu vermeiden.

Das OLC in Hamm hat im Jahre 1967 (Urteil vom 28. 2.) einmal zu der ,,Frage
der Anrechnung von Vermögensvorteilen bei der Teilenteignung" Stellung genom-
men:

l. Enteignung und Ersdrließung, die auf demselben PIan beruhen, sind als einheit-
licher Vorgang zu beurteilen, so daß Vermögensvorteile die infolge des Planes ent-
stehen, auch Vermögensvorteile infolge der Enteignung sind.

2. Die IJestinrmunq des § 93 (3) BBauG über die Vorteilsanredrnung auf die Ent-
sdrädigung für den Rechtsverlust widerspricht nidlt Art. 14 GG.

3. Trotz unterschiedlidrer Inansprudrnahme von Grundstüd<en verstößt ein Vorteils-
ausgleidr nidrt gegen den Gleichheitsgrundsatz oder gegen Treu und Glauben.

4. Der Grundsatz, daß die Entsdrädigung unter gerechter Abwägung der Interessen
der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen ist, ist nidrt verletzt, wenn die
Gesamtheit der Vor- und Nachteile, die die Durdrführung eines Planes einem
Betroffenen bringt, gegeneinander abgewogen werden und der Betroffene so

möglidrerweise für ein abgetretenes Grundstüd< keine Entsdrädigung erhält, weil der
Gesamtwert der Vorteile die Summe der Nadrteile erreid-rt oder übersteigt."

In diesem - sic*rerlich sehr interessanten Fall - ging es darum, daß durd-r die
Straßenlandabtretung Hinterland zu Bauland wurde und dadurdr im §7ert erheblidr
stieg. Die Entschädigung wurde deshalb auf Null festgesetzt.

Zusammenfassend kann man zum Problem der Abtretungsfladren folgende - aus
der Redrtspredrung herzuleitende - Grundsätze festhalten'

l. Vorgartenland und ähnlidle Flädren sind möglidrst nadr der ,,Differenzmethode"
zu bewerten.

Dies ist letztlich die einzig plausible Methode, um festzustellen, wie groß die Ver-
mögenseinbuße eines Enteigneten wirklich ist.

2. Dort, wo die ,,Differenzmethode" nidrt zum Z;iel tiihrt, können ,,Pausdralsätze"
angewandt werden.

Der BGH läßt dieses Verfahren ausdrücklidr zu, wenn durci die Abtretung der
Durdrschnitts-Quadratmeter-Iiü'ert des Restgrundstüd<s sich nidrt nennenswert erhöht
und wenn es sich als ,,allgemeiner Ortsgebraudr" eingebürgert hat.

3. Vorteile, die aus der Enteignung resultieren, können auf die Entsdrädigung ange-
redrnet werden.

Voraussetzung ist der direkte Zusammenhang, also in der Regel derselbe PIan.

4. Die Frage, ob Käufe der öffentlidren Hand als dem ,,gewöhnlidren Cesdräfts-
verkehr" zugehörig angesehen werden können, bleibt offen.
Im Falle der Pausdralierung ist es sdrledrterdings nid-rt mögliü, auf sie zu ver-
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zidrten, solange der BGH den ,,allgemeinen Ortsgebraudr" bzw. die Verkehrs-
auffassung zum Maßstab madrt.

(Als Beispiel einige ,,Pausdrsätze" von denen in diesem Zusammenhang die Rede
war: Ffm. und Hbg. l00o/0, Berlin 20-25'0l0, Hannover 25-??0/o vom jewei-
ligen Baulandwert. Die Stadt Frankfurt beruft sidr dabei auf ein Urteil des BGH
v- 12.2.62, in dem das Geridrt den Feststellungen eines Sad'rverständigen gefolgt
war, der die Behauptung aufgestellt hatte, in Frankfurt sei es üblidr, für Vorgarten-
gelände das gleid-re zu zahlen, wie für sonstiges Bauland aud-r. - Das ist zwar nidrt
logisdr und dürfte auch kaum stidrhaltig nachweisbar sein, der BCH sah darin
jedodr keinen Red-rtsirrtum.)

Definitionen und Begriffe (Systematik)

l. Erwerbsarten

§7ir haben es bei Gemeinbedarfsflädren grundsätzlidr mit drei versdriedenen
Erwerbsarten zu tun:

Freihändiger Erwerb

Die Grundsätze, die hier gehandhabt werden, variieren in der Praxis erheblidr, je
nadr dem welche Behörde zuständig ist. (ln der Regel sind kommunale Stellen am
großzügigsten.)

Umlegung oder Tausdr (evtl. freiwillige Umlegung)

Die Umlegung hat ihre eigenen Regeln und Grundsätze. Beim Tausch lassen sidr die
wertbeeinflussenden Vor- und Nadrteile oft nur sd'rwer durdrsd'rauen, Verträge über
Grundsti,id<stausdrgesdräfte haben in der Kaufpreissammlung oft nur geringen
Aussagewert.

Enteignung

Hat umfangmäßig sidrerlidr den geringsten Anteil, ist aber vor allem für die Theorie
widrtig. (Verkäufe von öffentlidren Grundsttid<en, die nadr § 47 RHO zu beur-
teilen sind, haben keine eigene Problematik und sollen hier nid-rt be§onders
behandelt werden.)

2. Bewertungsarten

Audr hier lassen sidr drei Fälle untersdreiden:

Bewertung des Grundstü&s als selbständiges Obiekt
Dies ist die Methode mit den wenigsten Problemen, weil man den Verkehrswert
direkt aus Vergleid'rsfällen ableiten kann.

Bewertung einer Flädre als unselbständiges Obiekt
Das für Abtretungsflädren (Absplisse etc.) üblidre Verfahren.

Bewertung im funktionellen Zrrsammenhang

Dieses Verfahren spielt für die Praxis eine sehr große Rolle, weil es das Verfahren
der Umlegung ist. Es steht - so wie es gehandhabt wird - teilweise im Gegensatz
zu den Enteignungsgrundsätzen.
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3. Qualitätsmerkmale, nach denen Gemeinbedartsflädren zu beurteilen sind.

Audr hier eibt es drei Fälle'

Merkmale der Planung

Dies ist ein besonders widrtiger Punkt bei Gemeinbedarfsflädren. Entscheidend ist
nicht allein die verbindlidre Planung (Beb.-Pl.), auch vorbereitende Pläne sind
gegebenenfalls zu beadrten

Obiektive Merkmale
Hier sind die tatsädrlichen Cegebenheiten angesprodren, die oft mehr noch als die
Planung auf den rü7ert eines Grundstüd<s einwirken können. (2. B. Fläd-en mit
besonders ungünstigem Baugrund).

Sublektive Merkmale

Hiermit ist das tatsäd-rlidr feststellbare Marktverhalten gemeint, das für die Verkehrs-
wertermittlung Priorität hat, selbst, wenn sidr nadr 1. und 2. keine plausiblen Cründe
für das Preisniveau feststellen lassen. (Ein Beispiel' Das eigenwillige Preisgefüge
landwirtschaftlicher Flächen in Großstadtnähe, audr dort, wo beim besten lVillen
keine Bauerwartung anzunehmen ist und die Ertragsverhältnisse sowieso als Maß-
stab aussd-reiden.)

a. Sdrließli& ersdreint es zweckmäßig, für die Bewertung von Cemeinbedarfsflärfien
den Begriff der ,,Bauerwartung" anders - d. h. allgemeiner zu fassen, als in der
RidrtwertVO!

Bauerwartung ist dann jede Aussidrt auf eine in der Zukunft liegende höherwertige
Ausnutzung bzw. Verwertung des Crund und Bodens, soweit sie die im gewöhn.
lidren Gesdräftsverkehr zu erzielende Preise beeinflußt.

Es lassen sidr drei Stufen untersdreiden,

Bauerwartung ohne konkrete planerisdre Festsetzungen (StidTwort ,,Verkehrs:
auffassung" )',,unqualifizierte Bauerwartung"

Dauerwartuni, die sich auf Aussagen im Flächennutzungsplan oder einem ähn-
lidren vorbereitenden Bauleitplan (2. B. Verbandsplan des Großraumes Hannover)
stützt: ,,Bauerwartung im üblidren Sinne"

Bauerwartung auf Grund eines Bebauungsplanes, solange keine unmittelbare Mög-
lichkeit zur Planverwirklidrung besteht. (2. B. wegen fehlender Ersdrließung (§ 30
BBauG) oder weil eine Baulandumlegung abgewartet werden muß.) ,,Bauerwartung
im zeitlidren Sinne"

Die so definierte Bauerwaftung läßt sidr aud-r auf Grundstücke anwenden, die bereits
Bauland sind, bei denen jedodr die Aussidrt auf eine künftig intensivere Nutzung
den §ü'ert beeinflußt. (Stichwort: Sanierung)

5. Zur Systematik der Gemeinbedarfsflächen ist sdrließlich nodr folgendes zu sagen:
Das ßBauG gibt sowohl im § 5 (Flädrennutzungsplan) als auch im § 9 (Bebauungsplan)
jeweils einen Katalog versdriedener Gemeinbedarfsflädren. Die Untersdreidungen
dort sind aber nidrt unmittelbar bedeutsam für Probleme der Verkehrswertermittlung.
soweit hierfür überhaupt untersdriede zu mad'ren sind - der Praxis entspredrend -sollte die Klassiffzierung erwa folgendermaßen aussehen,
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Verkehrsflädren

Verkehrsflädren als setbständige Obiekte

Sind bew'ertungstechnisdl meist uninteressant, da hier die Baulast im Vordergrund
steht (s. d. Regelungen in den Straßengesetzen). Dieser Fall kommt in der Praxis

gelegentlidr vor beim Ubergang von Interessentenwegen an die politisdre Gemeinde.
(Ublidr ist die Zahlung einer Anerkennungsgebühr (1,- oder 2,- DM/qm)).

Abtretungen zur Etweiterung von Verkehrsflädren

Hierzu gehören als widrtigste Untergruppe die eingehend behandelten ,,Vorgarten'
flädren" mit ihrer speziellen Problematik.

Ortlidre Straßen- und Grünflädren (der Ersdrließung zugeordnete Flädren)

Es sind dies die Flädren, denen der § 55 (2) BBauG in der Umlegung eine Sonder-

behandlung zugesteht, in dem sie vorweg aus der Verteilungsmasse auszusdreiden

sind. Die Biwertungspraxis stellt jedodr in der Umlegung den funktionellen Zusam-

menhang mit den Nutzgrundstüd<en in den Vord.ergrund (Bewertung mit dem

Mittelwärt aller Flädren) und macht sie damit - ebenso wie alle anderen Cemein'
bedarfsflädren - zu ,,Bauland ohne speziellen Lagewert"

(Sonderfall) Gewidmete Fladren

Dieser Fall tritt in der Praxis gelegendich auf, wenn es darum geht, Straßenland-

abtretungen, die Jahre zurü&liegen, nadrträglidr aufzulassen. Soweit man uflter-
stellen känn, daß die Ansprüdre aus der eigentlidren Abtretung verjährt sind -
das LG Duisburg hat einmal in einem Urteil bestätigt, daß das möglidr ist, -
kann man davon ausgehen, daß die Entsdrädigung Rur noch sehr gering anzusetzen

ist. - Das OLG Hamm mödrte den \ü[ert als Kapitalisierung der chance angesehen

wissen, daß aus dem Straßenland durdr späterer Neuplanungen doch einmal wieder
Bauland wird. -
§(/ir haben uns in einem praktischeh Fall auf den Standpunkt gestellt, daß eine

,,Anerkennungsgebühr" üblidr und audl angemessen ist' Im Grunde läuft beides

wohl auf dasselbe hinaus.

Baugrundstü&e für den Gemeinbedarf

Folgt man der Redrtspredrung des BGH, so ist die Bewertung dieser Flädren ein-

deutig kein Sonderfall. Maßgebend ist vielmehr der Zustand vor der Zweckbe-
stimriung - in der Regel also Bauenvartungsland -. Canz anders sieht der Fall

aber aus, wenn man die Bestimmungen über die Umlegung - speziell § 55 (5)

BBauG - mit betradrtet. Dort ist die Rede davon, daß Flädren ftir Offentlidre
Zwecke dem Bedarfs- oder Ersdrließungstfäger zqgeteilt werden können, wenn

dieser ,,geeignetes Ersatzland" in die Verteilungsmasse einbringt. Unter ,,geeig-
netes Ersätzlind,, kann man aber sdtledrterdings nur Bauland - bzw. Rohbauland -
verstehen, das im Zuge der Umlegung den anderen Beteiligten als baureifes Land

zugeteilt werden wird.

Auf diesen §üridersprudr zwisdren Enteignung und Umlegung ist in der Literatur
sd.ron gelegentlidr hingewiesen worden. Eine Ltisung des Problems ist dem Ver-
farse. ,ridri bekannt. Einigermaßen plausibel ist nur die Ubedegung, daß die Um-
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legung als ,,weidreres" Mittel der Bodenordnung anzusehen und daraus die vorteil-
haftere Behandlung der Betroffenen zu rechtfertigen ist. Ob dann im Einzelfall die
Gemeinbedarfsflädren im \7ege der Enteignung oder eben durdr eine Umlegung
besdrafft werden, bleibt ins Ermessen der Gemeinde gestellt, die dabei das Gemein-
wohl als Maßstab nehmen muß.

Sonderflädren, die keine Baugrundstü&e sind

Gemeint sind speziell die Versorgungs- und Entsorgungsflädren, aber natürlidr audr
Flädren, auf die das Landbesdraffungsgesetz und andere Gesetze anzuwenden sind.
Hier besteht kein für die Bewertung entsdreidender Untersd,ied zu den Baugrund-
stücken. Audr die Diskrepanz zwisdren Enteignung und Umlegung bleibt grund-
sätzlidr bestehen.

Grünflädren

Einen gewissen Sonderfall stellen sdrließlidr nur nodl die Grünflädren dar, wie sie in
den §§ 5 und 9 BBauG übereinstimmend aufgezählt sind' ,,Parkanlagen, Dauerklein-
gärten, Sport-, Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe".

Hier kann in der Praxis durdraus der Fall eintreten, daß die Ausweisung für die
Betrofienen dodr einen Planungsgewinn bedeutet. (2.8. im Fall der Ausweisung
als Zeltplatz oder Dauerkleingarten, wenn das Preisniveau des Bauerwartungslandes
nodr relativ niedrig liegt.)

In diesen Fällen ist wohl der § 40 (5) des BBauG (der die Entsdrädigung von
Planungssdräden regelt) anzuwenden. Darin heißt es im letzten Satz' ,,Verkehrs'
wert ist dabei mindestens der tVert, den die Flädren hätten, wenn der Bebauungs-
plan nidrt aufgestellt worden wäre."

D. h., daß die Planungsgewinne audr in sold'ren Fällen den Eigentümern bleiben.

Zusammenfassung

1. Für den Gesetzgeber war die Bewertung von Gemeinbedarfsflädren kein be-
sonderes Problem; audr die amtlidte Begründung zur'§7'ertermittlungs VO enthält
keine wesentlidren Hinweise.

2. Grundsätze lassen sidr aber indirekt aus dem Enteignungsredrt ableiten, insbeson-
dere aus den speziellen Vorsd'rriften des BBauG über die Enteignung und die
Entsd,ädigung.

3. Von besonderer Bedeutung ist die dazu ergangene Redrtspredrung, die in zwei
Teilgebiete zerfäIlt,

a) Bewertung von Gemeinbedarfsflädren allgemein, wobei folgende Grundsätze
gelten t

Ilei Gemeinbedarfsflädren gibt es keine Planungsgewinne.

Auf Planungsgewinne besteht kein Ansprudr.

Entsdrädigung ist nidrt gleidr Sdradenersatz.

Die Planung ist als ,,Vorwirkung" der Enteignung anzusehen.
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b) Bewertung von Abtretungsflädren (Vorgärten, Absplisse etc.), für weldre siCh

folgende Grundsätze herausgebildet haben :

Vorgartenflächen und ähnlidre Flädren sind möglicfist nadr der Differenzmethode
zu bewerten.

§7enn die Differenzmethode nidrt z:crm Ziel führt, können audr ,,Pausdralsätze"
zugrundegelegt werden.

Vorteile, die mit der Enteignung im ursädrlidren Zusammenhang stehen, können

,,angeredrnet" werden.

4. Die Anwendung dieser Grundsätze allein führt zwar nidrt direkt zum Verkehrs-
wert. Die Bögründung wird jedodr erleid'rtert, wenn der rVert erst einmal gefunden
ist.

5. De Systematik liefert versdriedene ,,Typenfälle". Die widrtigsten für die Praxis
sind, die Abtretungen für die Erweiterungen bestehender Verkehrsflädren und die
Baugrundstü&e (und sonstigen Sonderflächen) für den Gemeinbedarf.

6. Auf die - 
im Grundsatz verschiedene - Behandlung von Gerneinbedarfsflädren

in der Enteignung und in der Umlegung war hinzuweisen.
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Enteignung und Enteignungsentschädigung

Von Vermessungsoberrat Dr.-lng. Herbert Tönnies, Katasteramt Oldenburg

l. Eigentumsbegriff

Eigentum und Enteignung, oder deutlicher Zueignung und Enteignung, sind zwei
gegenpolige Begriffe, die irntrennbar miteinander verbunden sind. Zusammen
madren sie erst das eigentliche Redrtsinstitut des Eigentums aus. Erst die Enteig-
nung begründet die Eigentumsgarantie. Solange es die Zueignung einer Saclle zum
privaten Gebraudr gibt, solange gibt es audr die Enteignung zum Vohle der Ge-
samtheit. Hier hat es nie ernsthafte Sdrwierigkeiten und §(Iiderstände gegeben. Die
eigentlidren Probleme der Enteignung taudren erst bei der Enteignungsentsdiädi-
gung auf. Die Vorstellungen von einer geredrten Enteignungsentsdrädigung sind
unmittelbar abhängig von der Eigentumsauffassung der jeweiligen 7.eit. li(/enn wir
uns also über die Tendenzen und Grundsätze klar werden wollen, die auf die Höhe
der Enteignungsentsdrädigung von Einfluß sind, dann muß der Ausgangspunkt der
das Thema begleitenden Fragen die allgemeine Vorstellung vom Eigen'tum sein.
Deshalb sei eine kurze Erläuterung des Eigentumsbegriffes und seiner \trflandlung

vorangestellt.

Red-rtshistoriker, Redrtsphilosophen und Nationalökonomen haben sidr mit dieser
Frage befaßt. Aus zahlreidren Untersudrungen läßt sich erkennen, daß das Eigen-
tum kein nadr Inhalt und Umfang ein für allemal denkgesetzlidr feststehender
Begriff ist, sondern ein gesdridrtlidr wandelbares und sid'r wandelndes Gebilde. Der
Redrtsbegriff ,,Eigentum" wird wesentlidr von außerredrtlidren Ideen und Einflüssen
gestaltet und ist in Zeiten politisdrer und sozialer Umwälzungen starken Verän-
derungen unterworfen. Das Eigentum ist nidrt nur ein juristisdrer, sondern und vor
allem ein ideologisdrer Begriff.

Blid<en wir einmal zurüd<, dann sehen wir, daß sidr nodr die Kodifikation des Preu-
ßischen Allgemeinen Landredrts von 1794 zum deutsdrredrtlidren Eigentumsbegriff
bekannte, indem es die Sozialgebundenheit des Grundeigentums zum Ausdrud<
bringt. Der deutsdrredrtlidre Eigentumsbegriff wurzelt übrigens in der Erkenntnis,
daß das private Grundeigentum aus dem Gemeineigentum heraus gewadrsen ist und
sidr daher für den Gebraudr Pflidrten und Grenzen gegen die Gesamtheit ergeben.
Die Pandektenwissensdraft des 19. Jahrhunderts entwickelte dagegen den Begriff
des von den Verfassungen gewährleisteten Privateigentums als ein unbeschränktes,
individuelles Herrsdraftsredrt. Dieser nadr dem M.rster des römisdren Redrts ge-

prägte Eigentumsbegriff ist nidrt zuletzt auf den Einfiuß der französisdren Revolution
zurüd<zuführen.

Audr aus den Motiven zum Bundesbaugesetz (BBauG) geht hervor, daß sid-r der
Cesetzgeber grundsätzlidr auf den Standpunkt der römisdren und liberalen Eigen-
tumsauffassung stellte. Es heißt dort: ,,Aus dem Begriff des Eigentums ergibt sidr
in der Regel, daß dasselbe von absoluter §(irkung ist." Dodr bereits vor dem
1. §Teltkrieg hebt das Reidrsgeridrtl) hervor, daß die Eigentumsgrundsätze des
römisdren Redrts dem neueren Redrtsempfinden fremd sind. De Auffassung, daß

r) RGZ,8d.52, S.376 (Verz. d. Abkürzungen am Schluß der Arbeit)

180



auch hinsichtlid-r des Grundeigentums das Interesse des Einzelnen dem sozial widr-
tigeren der Cesamtheit weldren muß, gewann immer mehr an Boden.

Dieses Rechtsempfinden einer sozial gebundenen und verpflichtenden Eigentums-
ordnung fand ihren ersten konkreten Niedersdrlag in der §Teimarer Verfassung von
1919. Dort heißt es: ,,Eigentum verpflichtet. Sein Gebraudr soll zugleich Dienst sein
für das gemeine Beste." Auctr das Grundgesetz der Bundesrepublik bekennt sidr
im Art. 74 zum sozialgebundenen Eigentumsbegriff, indem es fast den gleid-ren
§Tortlaut benutzt, ,,Eigentum verpflidrtet, sein Gebraudr soll zugleidr dem §flohle
der Allgemeinheit dienen." In der Veimarer Verfassung und im Grundgesetz erhält
der Cesetzgeber darüber hinaus die positive Aüfgabe, Inhalt und Sd-rranken des
Eigentums zu bestimmen und zu fixieren.

Ein in jeder Beziehung unbesdrränktes Eigentum hat es also niemals gegeben. Das
Pendel schlug nur etwas stärker nadr der einen oder anderen Seite aus. Dem Auftrag
des Verfassungsgebers an den Gesetzgeber, Inhalt und Sdrranken des Eigentums
zu bestimmen, konnte die Legislative zur Zeit der Iü/eimarer Verfassung audr nocll
weitgehend nachkommen, da die Verfassung audr eine entsdrädigungslose Enteig-
nung vorsah. Idr darf hier auf das sog. Bethke-Urteil2) von 1930 hinweisen. Das
Reidrsgeridrt hatte in diesem Urteil die Ausweisung von Freiflädren durch einen
Fludrtlinienplan red-rtlich nidrt anders als eine Teilenteignung qualifiziert mit der
Folge, daß in soldren Fällen Entschädigung gem. Art. 153 der Reidrsverfassung
hätte gewährt werden müssen. Die nach diesem Urteil auf die Cemeinden zukom-
mende Entsdrädigungslawine konnte durdl den Gesetzgeber nur durch eine Not-
verordnungs) die in diesen Fällen eine Entschädigung ausschloß, verhindert werden.

Auf diesem \i(ege lassen sich die Sclwierigkeiten heute jedodr nidrt mehr beheben.
Die Substanzgarantie des Art. 19 des Grundgesetzes, nadl der ein Grundredrt in
seinem V'esensgehalt nicl-rt angetastet werden darf, verbietet es dem Gesetzgeber,
das Institut des Eigentums als solches zu beseitigen oder gar nur anzutasten. Denn
das Bundesverfassungsgeric.ht hat das Eigentum ebenso wie die Freiheit zu einem
elementaren Grundredrt erklärt.r) Es ist somit ein unverletzlicles und unveräußer-
lidres Mensdrenredrt. Der Gesetzgeber kann somit niclt mehr völlig frei über den
konkreten Inhalt des Eigentums.verfügen. Deser vakante Raum zur Inhaltsbestim-
mung des Eigentums ist nunmehr von der Redrtspredrung auszufüllen. Das gilt
sowohl hinsidrtlich der Entsdrädigungshöhe als auch hinsrcfitlid'r der Abgrenzung
zwischen der entschädigungslosen Sozialbindung und der entsdrädigungspflidrtigen
Enteignung.

Diese kurze, skizzenhafte Darstellung über die Eigentumsauffassung und den Inhalt
des Eigentums möge als Grundlage der folgenden Ausführungen genügen.

2. Die Enteignungsentsdrädigung als Ausdru*. ihrer Zeit
§Tenden wir uns nun zunädrst der Entsdrädigungshöhe zu mit einem kurzen, histo-
riscl-ren Rü&blick,5) um die Parallelen zur Entwicklung des Eigentumsbegriffes auf-

2) RG-Urteil v. 28.2. 1930, RGZ, Bd. 128, S. 18

r) Notverordnung v. 5. 7. 1931, RGBI. I S. 279

') Urteil v. 7. 8. 1962, NJ'W 62, S. 1667
t) Hierzu ausführlicher: Jens Schulthes ,Die Höhe,der Enteignungsentschädigung"

Dt. Volksheimstättenwerk, W'iss. Reihe Folge 17
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zuzeigen. Das preußisdre Enteignungsgesetz von 1874 prä6e den Begriff der ,,voll-
ständigen" Entschädigung. In den Beratungen des Gesetzes kommt die Auffassung
klar zum Ausdrud<, daß der §7'ert einer Sache und damit die Entsdrädigung nur
objektiv bemessen werden kann. Ein Grundstüd< hat nidrt für den einen diesen und
für den anderen jenen \lüert. Der objektive §7ert eines Gnrndstüd<s und der wirt-
schaftlich relevante Schaden infolge seiner Enteignung besteht grundsätzlidr aus

dem Verkehrswert. Sonstige Sdräden und Nadrteile, deren Vorhandensein aner-
kannt wurde, sollte durch eine ,,reidrlidre" Bemessung der Entsdrädigung ausge-

glichen werden. Diese sog. objektive Methode hat sidr in der Praxis der folgenden

Jahre jedoch nicht bewährt, da es sidr redrt bald als unmöglidr erwies, alle \7ert-
und Sdradensfaktoren in einem \Tertbegriff, nämlidr in dem des ,,objektiven"
§7'ertes zu erfassen.

Das Reidrsgeridrt hat bereits in einem Urteil von 18930) anerkannt, daß neben
dem Redrtsvedust, der durch den Verkehrswert entschädigt wird, weitere Vermö-
genssdräden auftreten können, die nidrt durdr eine reicfiliche Bemessung des Ver-
kehrswertes abgegolten werden können, sondern konkret beziffert werden müssen.

Es benutzt zwar in seiner ständigen Rechtspredrung den Begriff des ,,objektiven"
§/ertes weiter, verstand darunter jedodr den tatsädllich vorhandenen oder eingetre-
tenen Sdraden im Gegensatz zum nur behaupteten.

Diese Entschädigungssystematik funktionierte so lange, wie der Grundstücksmarkt
selbst funktionierte und die Grundstücksbewertung keine Schwierigkeit bot. Noch
dadrte niemand daran, etwa unerwünsdrte Preissteigerungen in der Enteignung
zu korrigieren oder unverdiente §/ertsteigerungen nidrt zu entsdrädigen. Diskutiert
und entsclieden wurde lediglidr die Frage, ob und wie weit über den Verkehrs-
wert hinaus sonstige, durdr die Enteignung entstandenen Vermögenssdräden zu

entsdiädigen seien. Die Enteignung war nodt kein Instrüment der Preis- und Boden-
politik. Bis dahin ging es nur um die ridrtige Entsd-rädigung, nodr nid'rt um die
geredrte Entsdrädigung.

Die politisdren und wirtsdraftlidren Umwälzungen nadr de:a 1. §Teltkrieg rüd<ten

den Eigentumsbegriff jedodr stärker in den Bereid'r der sozialgebundenen Auffas-
sung. Unter dem Eindrud< der wirtsdraftlidren Katastrophe entstand die \iüeimarer

Verfassung von 1919, die die bereits erwähnte verpflidrtende Eigentumsauffassung

sdruf und hinsidrtlich der Enteignungsentsdrädigung die Epodre der ,,vollen" Ent-
schädigung beendete oder dodr beenden solke.

Nadr dem §Tillen der Verfassungsgeber sollte die Enteignung gegen eine ,,ange-
messene" Entsdrädigung erfolgen. \fährend der Begriff der ,,vollen" Entschädigung
nodr einen bestimmten materiellen Inhalt besitzt, ist der Begriff ,,angemessen"
gänzlidr unbestimmt, auslegungsbedürftig und relativ. Idr will versudren aufntzei'
gen, was der Verfassungsgeber unter diesem Begriff verstand und wie die Juris-
diktion den Begriff dann ausgefüllt hat.5)

Zunädrst ist festzustellen, daß der ,,angemessene" §(/ert, aus der Enteignungspraxis
und -gesetzgebung der Kriegszeit für Verbraudrs- und Handelsgüter entlehnt wurde.
Er berüd<sidrtigte bewußt nicht die für den Verkehrswert wesentlid'ren Marktfak-

u) RGZ,8d.32, S.298
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toren ,,Angebot" und ,,Nadrfrage", um eine Art edrten Sachwerts zu erhalten, der
dann der Entsdtädigung zugrundegelegt wurde. Ungeredrtfertigte Gewinne, die
durdr Angebotsknappheit und Nachfragesteigerung eintraten, sollten nidrt ent-
scträdigt werden. Dieser Grundsatz sollte audr für die Entschädigung bei der Ent-
eignung des Grund und Bodens nadr dem Kriege gelten, um spekulationensgewinne
und Bodenpreissteigerungen, wie sie in den Nachkriegsjahren regelmäßig durch die
Fludrt in die Sadrwerte eintretenr von den Entsdrädigungsansprüdren auszunehmerr.

Aus den Beratungen des preußisdren Ausführungsgesetzes zum Reichssiedlungs-
gesetz ist zu erkennen, wie sid-r der Gesetzgeber die Ermittlung der Enteignungs-
entschädigung daclte. Auf eine einfadre Formel gebrac]"rt, sollte das etwa so i.rs-
sehen' Der Bodenwert von 1913/14 wurde als Ausgangsrvert mit dem jeweiiigen
Stand der Valuta multipliziert. Es wurde also untersdrieden zwisdren Preissteige-
rungenr die berüd<sichtigt wurden, und §(rertsteigerungenr die als ungerechtfertigt
nidrt entschädigungspfl ichtig waren.

Es ist eigentlid-r unverständlidr, weshalb der Begriff der ,,angemessenen" Entschädi-
gung in dieser Form in der Praxis nie erprobt wurde. Das juristische Beharrungs-
vermögen an überlieferte Redrtsgrundsätze füllte dagegen diesen neuen Begriff
mit altem Inhalt. In einer Entsdreidung des RG. von 19257) ging es um das alte
Problem der Abgrenzung der Entsdrädigung für den Redrtsverlust und für sonstige
vermögenssdräden. um ungeredrtfertigte vermögensschäden abzulehnen, die ur-
sächli& gar nicht mit der Enteignung zusammenhingen, interpretierte das Reidrs-
geridrt die objektive Theorie des preußisdren Enteignungsgesetzes in den Art. 153
der Reidrsverfassung hinein. Im Ergebnis wurde für die Entsdrädigung des Rechts-
verlustes wieder kritiklos der Verkehrswert angehalten und die angemessene Ent-
sdrädigung in den Bereidr der sonstigen VermögensscJ'räden verlegt, obwohl es dem
Verfassungsgeber, wie idr aufzuzeigen versudrt habe, bei der Entwid<lung der ange-
messenen Entsdrädigung allein darauf angekommen rvar, Maßstäbe zur Einsdrrän-
kung der Verkehrswertentsdrädigung zu finden. Durdr d.e volle Entsdrädigung des
Verkehrswertes war man wieder auf dem Stand vor 1 9l 4 angelangt.

Die nationalsozialistische Entsdrädigungstheorie von der Subjektivierung der Ent-
sdrädigungsbemessung hat sidr in der Praxis ebenfalls nidrt durcJrgesetzt. Das Reicfis-
geridrt ist in seiner ganzen Argumentation für die Entsdrädigungsbemessung konser-
vativ geblieben und hielt ebenfalls bis zuletzt unkritisdr am Verkehrswert fest.8)

In den ersten Jahren nadr dem 2. §/eltkrieg liegt in der Entwid<lung des Enteig-
nungsredrts eine Epodre bemerkenswerter Reformen und Experimente. Die wirt-
sdraftlidre Not, die verzweifelte lage der Industrie, die Unterbringung der Flüdrt-
linge und die zerstörung der Städte begünstigte die starke und allgemeine Bereit-
sdraft zu sozialen Reformen und zwar stärker als nadr dem 1. §Teltkrieg. Das zeigte
sidr vor allem in der Bodenreformgesetzgebung, auf die idr jedodr hier nidrt näher
eingehen mödrte, da sie hinsidtlidr der Enteignungsentsdrädigung im geistigen Zu-
sammenhang mit dem Lastenausgleidr stand. Für das Problem der geredrten Ent-
eignungsentsdrädigung bietet die Bodenreform daher keine objektive Aussagekraft.
Aber bereits bei den Aufbaugesetzen und dem Baulandbesd-raffungsgesetz rü&te die

r) RGZ, Bd. u2, S. tgg
rl vgl. Anm. 160 in rf , S, {g
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eigentlidre Sdrwierigkeit des Enteignungsredrts wieder in den Vordergrund, nämlidr

da-s Problem der Bodenbewertung- Oder genauer: Ob und wieweit sidr die gerechte

Enteignungsentsdrädigung von dem Verkehrswert entfernen durfte. An dieser Stelle

mtißtä jetzi eigentlidr eine ausführlidre Darstellung der Bemühungen um_eine lösung
des Boäen*er-tproblems kommen. Angefangen von den Lehren der Bodenreformerl

über die §flertzuwachssteuer, den Preisstopp, Planungsgewinnabschöpfung, Planungs-

wertausgleich bis zur Baulandsteuer. Idr darf in diesem Zusammenhang auf die

Abhandiung von Bohnsackg) verweisen. §7'enn es gelingen würde, beim Grund und

Boden uner-wünschte Faktoren der Marktbewertung zu entziehen und die Verkehrs-

werte allgemein zu korrigieren, dann ist die Frage nach der geredrten Enteignungs-

entsdrädi-gung gegenstanäslos. Aber die ,,große Lösung",. wie sie den Reformern

uor..h*e6t, it Ulil". nie gelungen und wird auch nidrt gelingen. Der Zeitpunkt ist

verpaßt. Das Ausbleib.t di.t.. großen Lösung zwingt das Fnteignungsrecllt immer

wieäer zu einer selbständigen Auseinandersetzung mit der Grundstticksbeweftung.

Die Aufbaugesetze stehen nodr zu sehr unter dem Eindruck des wirtsdraftlid,en

Zusammenbiudrs und der Zerstörungen des Krieges, als daß ftier lange Ausein-

andersetzungen über die Grundstüd<sbewertung zu erwarten gewesen wären.

De Enteigningsentsdrädigung sollte nadr dem gem'einen rü7ert, also nadr dem Ver-

kghrswert- erfo-lgen. Dabel sollten §Tertsteigerungen, die durdr die Durdrführung

des Aufbaus oäer durdr die Aussidrt darauf entstanden, von der Entsdrädigung

ausgenommen werden.

Eine ähnliche Entsdrädigungsformel wie für die Aufbaugesetze wurde für das

Baulandbeschaffungsgesetz gefunden. Idr zitiere: ,,Bei der Ermittlung des §Tertes

eines von der Entefuriung betroffenen Grundstü&s ist von den \7'ertverhältnissen am

17. Okt. 1936, dal ist äer Stidrtag des Preisstopps, auszugehen. De seither ein-

getretenen Arräerungen in den §ü'erwerhältnissen sind zu berüd<sidrtiggn, _je_d9ch

tl"ib.n sferterhöhu;gen des Grundstüd<s unberüd<sidrtigt, die durd'r die Mtiglidrkeit
einer Anderung der liutzung oder durdr die Aussidrt hierauf entstanden sind oder

entstehen, 
", 

.ä d.rrn, daß der Eigentümer für diese §Terterhöhungen Kapital oder

Arbeit auigewendet hat", also ahnlich wie RSiedlG 1919. Aus der Begründung und

den Erläutärungen des Berichterstatters im Bundestaglo) ist eindeutig zu entnehmen,

daß mit der Ariderung der §Tertverhältnisse nur die Är:derungen der inneren Kauf-

kraft des Geldes gemeint \raren.

An eine Verfassungsmäßigkeit dieser Entsdrädigungsformel hat offenbar nodr nie-

mand gedadrt. Au& *"i d"r Inhalt der Entsdrädigungsformel über die qele{te
Interesänabwägung nadr Art. t+ des Grundgesetzes nodr nicht so red'rt.ins Be*ußt-

sein gedrung.rr-,rrä auch nodr nidrt judizie-rt. §7as der Verfassungsgeber mit der

Abwi-gung äer Interessen bei der Festsetzung der Enteignungsentsd'rädiggg g9-

meintiatlist vielleidrt am besten in der Erläutemng zu erkennen, die Carlo Sdrmidt

im Grundsatzausschuß 1948 gegeben hat:10) ,,lm klassisdren Enteignungsredrt hatte

. . . der Betroffene einen Rechtsänsprudr darauf, daß er kapitalisiert alles erhält, was

an Gegenwartswert und an kapitalisierbarem Zukunftswert in der Sadle- geleg-en

h"t ..I Heute, da es sich darum handelt, die zerstörten Städte sinnvoll wieder

,) Gesellsdraft, Raumordnung, Städtebau, Grund und Boden, NF 6

") In 5), S. 66-68
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aufzubauen, käme man mit den alten Eigentumsbestimmungen, mit der alten
Bestimmung über die angemessene Entschädigung, überhaupt nic}t weiter.

Man müßte praktiscfi die Städte in der alten Anarchie, in der sie gröl3tenteils ent-
standen sind, neu entstehen lassen."

Aus einer anderen vorgeschlagenen Fassung des Art. 14 geht hervor, daß eine
Interessenabwägung nur in Ausnahmefällen erfolgen solle, grundsätzlidr aber
eine angemessene Entsdrädigung zu leisten sei. Hieraus ergibt sidr eindeutig, daß
mit der Interessenabwägung eine Entsdrädigüng unterhalb des Verkehrswertes er-
reidrt werden sollte.

Diese vom reinen Marktwert losgelöste Enteignungsentsdrädigung stieß jedodr
bereits Anfang der fünfziger Jahre auf ernsthaften §Tiderstand.

Das grundgesetzlidre Cebot der gerechten Abwägung der Interessen wurde im
§(/ege der Auslegung immer mehr entsclärft. Zum juristischen und politisdren An-
satzpunkt ist dabei der Glei&heitssatz des Art. 3 des Grundgesetzes geworden.
Auf diesem Cleidrheitssatz beruht die Sonderopfertheorie des Bundesgeridrtshofes.
In der Entsdreidung des Großen Zivilsenats vom 10. Juni 195211) ging es nidrt
in erster Linie um die Höhe der Entschädigung, sondern um den Enteignungsbegriff
selbst. Aus dem Inhalt der Entsdreidung geht hervor, daß durdr die Enteignung
dem Betroffenen ein Sonderopfer auferlegt und damit gegen den Gleidrheitssatz
verstoßen würde. Der Verstoß gegen den Cleidrheitssatz sei aber das wesentlidre
Kennzeichen der Enteignung. Sinn der Enteignungsentsdrädigung muß sein, diesen
Verstoß nid<gängig zu madren. Diese Entsd'reidung ist für die Höhe der Enteig-
nungsentsdrädigung von grundsätzlidrer Bedeutung. Keine andere hödrstridrterlid're
Entsdreidung hat die Vorstellungen von einer geredrten Entsclädigung so sdrnell
und so gründlich erschüttert wie die Lehre vom Sonderopfer. Diese Theorie bedeutet
nidrt nur eine formale Definition der Enteignung, sondern audr eine formale Be-
messung der Entsdrädigung. §7ei1 das tü7esen der Enteignung in dem Sonderopfer
des Betroffenen liegt, muß die Entscl-rädigung dieses Sonderopfer ausgleidren. Die
Ungleidrheit ist aber erst dann wirklich beseitigt, wenn der Betroffene mindestens
kapitalmäßig so gestellt wird, wie er vor der Enteignung gestanden hat und wie
seine nidrtenteigneten Nadrbarn nodr heute stehen.

Damit wurde abermals die volle Entsdrädigung zur Geltung gebradrt, wodurdr das
Redrt der Enteignungsentsdrädigung sich bereits vor I 5 Jahren wieder auf dem
Stand von vor 1900 befand. Eine erstaunlidre Entwid<lung und ein Beispiel für den
restaurativen Einfluß der Jurisdiktion. Einzelne normative Maßstäbe, wie Art. l4 (3)
GG, reidren offenbar nicht aus, um eine traditionelle Enteignungspraxis wesentlid'r
zu verändern. Die Einführung des Gleidrhei,tssatzes in die Entsdrädigungsbemessung
madrt die Interessenabwägung nadr Art. 14 des Crundgesetzes illusorisdr, wenn es
nidrt gelingt, die sich sdreinbar widersprechenden Normen des Grundgesetzes wider-
sprudrslos auf die Entschädigungsbemessung zu applizieren. Jedenfalls führt die
Sonderopfertheorie bei der Enteignungsentsdrädigung zu einer vollständigen Ab-
hängigkeit von der Grundstüd<skonjunktur, ja selbst der Spekulation. Denn Speku-
lationswerte sind von normalen Verkehrswerten, die zwed<mäßg und allein rid-rtig

rtl BGHZ, Bd. 6, S. 270, NJW 52, S. 972
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nadr der Vergleidrsmethode ermittelt werden, dann nidrt zu untersdreiden, wenn
die Spekulation auf eine baldige höhere Grundstüd<squalität oder auf erheblidre
Bodenpreissteigerungen ein ganzes Gebiet erfaßt hat und so den Verkehrswert be-
stimmt. Die gelegentlidr audr in den hödrstridrterlidren Entscheidungen vertretene
Meinung, Spekulationswerte dürften nidrt entsdiädigt werden, wird dadurdr abge-
sdrwädrt, daß die im Grundstücksverkehr erzielten Preise für die Qualität des Grund-
stüdces audr dann maßgebend sind, wenn eine Sidrerheit der künftigen Bebauung
nid,t vorliegt.l2)

Es genügt bereits die Hoffnung auf eine künftige Bebautrng und damit auf einen
erhöhten Gewinn beim späteren Verkauf des Geländes, um bei der Entsdrädigungs-
bemessung die gezahlten Crundstückspreise anzuhalten. Da also seit 1952 für die
Entsdrädigung des Rechtsverlustes wieder der volle Verkehrswert anzuhalter ist,
stand in den folgenden Jahren bei der Enteignungsred'rtspredrung die Problematik
der Ermittlung eben dieses Verkehrswertes im Vordergrund. Bei unbebauten Grund-
stücken mit konstanter oder veränderlid,er Nutzung ist die Bewertung in der
RedTtspredrung inzwischen zu einem gewissen Absdrluß gekommen.ls)

Bei den letzten Urteilen des BGH waren im wesentlidren zwei Probleme zu be-
handeln' 1. Die Qualität oder der Zustand des Grund und Bodens und 2. der
Zeitpunkt der Bewertung.

Die Frage der Qualität ist wohl absdrließend geklärt worden in dem Urteil des

BGH vom 8. 11.1962.12) In diesem Urteil ging es um die qualitätsmäßige Abgren-
zung zwisdren Ad<erland und Bauerwartungsland. Aus dem Urteil ist zu entnehmen,
daß für die Abgrenzungrzwisd,en Aekerland und dem qualitätsmäßig wertvolleren
Gelände von den tatsä&lidl gezahlten Preisen auszugehen ist. Nur Kaufpreise, die
aus persönlidren Gründen oder wegen ungewöhnlicher Umstände besonders hodr
oder niedrig liegen, bleiben außer Betradrt. Theoretische und hypothetisd're Uber-
legungen in Ridrtung auf die Frage,,was darf das Grundstück wohl kosten, mögen
volkswirtsdraftlich sidrerlidr interessant sein, sie haben aber hier nidrts zu sudren
und sind fehl am Platze. Das gilt auch für Flädren des Gemeinbedarfs. Diese
Preisbildung im Grundstüd<sverkehr unter gewöhnlidren Umständen, auf die als

entsdreidendes Merkmal für die qualitätsmäßige Bewertung des Grundstüd<s abzu-
stellen ist, wird audr nidrt von zeitmäßig festumrissenen Fristen, wie etwa die oft
vertreterie Frist von 6 Jahren, innerhal'b derer die Bebauung zu erwarten oder aud'r

nur zu erhoffen ist, beeinflußt. Der Grundstücksverkehr legt sidr nidrt starr auf
soldre Fristen fest. Die Preisbildung im gewöhnlidren Gesdräftsverkehr stellt viel-
mehr auf die gesamten Verhältnisse des Grundstüd<s ab. Das führt je nadr Lage
der Gesamtheit der jeweils zsrberüd(sidltigenden Umstände dazu, daß der Verkehr
für eine höhere Preisbildung sdron die Hoffnung auf eine künftigb Bauerwartung
ausreidren läßt. Liegen aus unmittelbarer Nadrbarsdraft keine Vergleidrspreise vor,
so ist der mittelbare Vergleich heranzuziehen, d. h. es muß zunädrst die Qualität
ermittelt werden, die der gewöhnlidre Grundstüd<sverkehr dem betreffenden Grund-
stüd< zubilligen würde. Nur jetzt ist hier ein mehr hypothetischer rJ7ert des Grund-
stüd<s zu ermitteln.

12) BGH-Urteil v.8. 11. 1962, BGHZ Bd.39, S. 198, NJW 63, S. 1492
,t) vgl.audr: Dittus ,Die Enteignungsentsdrädigung nach heutigem Redrt'in NJW 65, S.2179
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Die Verhältnisse oder Umstände, die diesen \7ert eines Grundstüd<s im gewöhn-
lidren Geschäftsverkehr bestimmen, sind zunächst die örtliche Lage und die sonstige
Besdraffenheit des Grundstücks. Als Anhaltspunkte kommen dafür in Betracht: Eine
günstige Lage noc} innerhalb des Stadtgebretes oder in unmittelbarer Stadtnähe,
günstige Verkehrsverhältnisse durch Straßen, Eisenbahn oder örtliche Verkehrsmittel
sowie die unmittelbare Nähe von bereits ersdrlossenen §7ohn- oder Industrie-
gebieten.

Es werden aber audr andere Umstände berücksidrtigt, wie die allgemeine Ent-
wicllung der in Betradrt kommenden Gegend, insbesondere auch, ob die Gemeinde
infolge §üadrstums ihrer Bevölkerung oder Sdlaffung neuer Verwaltungs-, Handels-
oder Industriezentren, einen Bedarf an Bau- oder Industrieland zeigt oder ob
es sidr um eine in rückläufiger Entwid<lrrng befindlidre Gegend handelt. Dieses
Maß der Eptwicklung und die sich daraus ergebende Vermehrung oder Verminde-
rung des Bedarfs an Bauland werden regelmäßig eine erheblidre Rolle bei der
Einstufung eines Geländes in die Qualität des Bauerwartungslandes spielen.

Zt den die Preisbildung beeinflussenden Faktoren treten ferner insbesondere die
Gesidrtspunkte der Planung hinzu. Der erkennende Senat stellt hierzu fest - meines
lVissens zuletzt im Urteil vom 5. 2. 6814) - auf das idr nodr zurüd<kommen
werde -, daß selbst ein verbindlicfier Bebauungsplan nidrt allein und aussdrließ-
lidr die Qualität bestimmt, maßgebend ist vielmehr im ganzen die Vertschätzung,
die das Grundstücl im gesunden Grundstüd<sverkehr unter gewöhnlichen Umstän-
den und unter Berücksicitigung aller bestimmenden Verhältnisse erfährt, zu denen
die gegebene und die möglidre Nutzung sowie die Möglidrkeit bder Erwartung der
praktischen Durdrführung einer Planung gehören.

Die Erfahrung lehrt, daß gar nidrt so selten das Bauerwartungsland früher bebaut
ist als sog. Rohbauland.

Andererseits sd-rließt die vorbereitende Bauleitplanung ein Hineinwachsen der
Grundstücke in die Baulandqualität nidrt aus, wie der BGH im sog. Friedhofsurteil
vom 25.9. 195815) ausdrücklich betont.

Doch sd'reint hier die Rechtspredrung nodr nidrt gefestigt zu sein. In einem anderen
Urteil vom 29. 11.19651d) untersucht der BGH die Frage, ob bei der Bemessung
der Enteignungsentschädigung auch solcfie Nadrteile zu berüdcsicl-rtigen sind, die
ein Crundstücft dadurdr erlitten hat, daß vorbereitende Planungen, auf die die
Enteignung ursächlicl zurüclgeht, seine konjunkturelle Entwicklung und die damit
verbundene §fertsteigerung ausgeschlossen haben. Solche vorbereitenden Planungen
könne sidr nach Auffassung des erkennenden Senats als Vorwirkung der Enteignung
darstellen, wenn der normale Crundstüd<sverkehr dieser Voiplanung dadurch Redr-
nung trägt, daß Grundstücke nur nodr zu einem niedrige:en Preis oder sogar über-
haupt nicht mehr verkäuflidr sind. Bei der Bewertung des von derEnteignung betrof-
fenen Crundstüd<s ist daher'auf dessen Qualität abzustellen, die es in dem Zeit-
punkt besaß, von dem es aufgrund der vorwirkenden Enteignungsmaßnahme von
jeder konjunkturellen \7'eiterentwicklung ausgesdrlossen wurde.

'n) BGH-Urteil v. 5. 2. 1968 -tt) BGHZ, Bd. 28, S. 160, NH
,u) NJ\^/ 66, S. 497, NF 5, S.

III ZR 217165

3,S.4
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Eine höhere Qualität zugrundezulegen, die dieses Grundstüd< nie besaß, ist nicht
geredrtfertigt, da danri der Enteignete für den Entzug seines Vermögenswertes Ent-
schädigung erhalten würde, der niemals zu seinem Vermögen gehörte. Es ist ja
nidit etwa ein Planungssdraden entstanden, der allerdings hätte entsdrädigt werden
müssen,.sondern hier handelt es sidr um einen entgangenen Planungsgewinn, der
nie Gegenstand der Enteignungsentsdrädigung gewesen ist. Hierin unterscheidet
sich die Enteignungsentsdrädigung grundsätzlidr vom Sd'radenersatzänsprudr. Nadl
ständiger Recitspred-rung bemißt sidr also die Enteignungsentsdrädigung, die audr
dem freihändigen Grunderwerb zugrundezulegen ist, nadt der Grundstücksqualität
zu dem Zeitpunkt, in dem die für die öffentlichen Zwecke benötigten Flädren der
konjunkturellen rVeiterentwiddung entzogen werden, das ist spätestens der Zeit'
punkt der Inanspruchnahme, kann jedodr durdr vorwirkende Planungen früher
liegen. Verschiebbar ist dagegen nadr ständiger Reötspred-rung der Bewertungs-
zeitpunkt für die Preisbemessung. Der Aussdrluß von der konjunkturellen \Teiter-
entwiddung erfaßt nidrt die allgemeine Grundstüd<skonjunktur, sondern lediglidr
die Qualität des Grundstüd<s. Diese VerSdriebung des Bewertungszeitpunktes hat
sidr in der Redrtspredrung erst in den letzten Jahren durdrgesetzt. Ursprünglich hatte

der BGH an d'er bereits erwähnten traditionellen Untersdreidung von Enteignungs-

entschädigung und Scfiadenersatz festgehalten und zunädrst entsdtieden, daß für ein

Grund'stüd<, das vor der \7ährungsreform enteignet, für das aber eine Entsd'rädigung

nidrt mehr festgesetzt worden war, der §7ert im Zeitpunkt dqr Enteignung zu er-
mitteln und nadt den Bestimmungen des \7ährungsumstellungsgesetzes umzu-

stellen war.17)

Erst nadr Aufhebung des Preisstopps für Grundstüd<e hat der BGH die Versdriebung
des Bewerttrngszeitpunktes gründli& systematisiert und zu einem allgemeinen Prinzip
des Enteignungsredrts erhoben. §7ir müssen also heute grundsätzlidr untersdreiddii
zwisdren-zwei versdriedenen Bewertungsvorgängen: 1. Qualitätsermittlung und
2. Preisermittlung. Durdr die Versd'riebung des Bewertungszeitpunktes ist die Unter-
sdreidung zwisdren Enteignungsentsdrädigung und Sdradenersatz demnadr nur nodr

bei der Qualitätsermittlung zu finden.

§flährönil,für die Beurteilung der Grundstücksqualität grundsätzlid'r und immer der

Zeitpunkt maßgebend ist, zu dem das Grundstüd< von einer möglidren Qualifäts-
uerbesrerrrg aüsgesdrlossen wurde, trifft dies für die Preisermittlung nur solange

zu, wie die Entsdrädigung ridrtig festgesetzt worden ist.

Dann allerdings trägt der Eigentümer, der die Ents6.ädigung als zu niedrig zurücik-

weist, audr das Risiko eines mit einem lang andauernden Prozeß verbundenen

Kaufkraftsdrwundes der ursprünglid'ren Entsdrädigungssumme. Anders dagegen,

wenn die Entsd.rädigung von der Entsdrädigungsbehörde zu niedrig festgesetzt

worden ist oder aus irgendeinem Grunde bisher unterblieben ist. Da hier die
Redrtsverfolgung des Betroffenen begründet ist' ermittelt der BGH jetzt den hypo-
thetisd,en \Vert, den das Grundstüd< im Zeitpunkt der letzten Tatsadrenverhandlung
gehabt haben würde.l8) Einige Autoren haben in der Fadrliteratur allerdings _audr

[egen die Unversd'riebbarkeit der Qualitätsbestimmung bei unridrtiger Entsdrädi-

17) BGHZ Bd. 6, S. 91
rs) BcH-Ürieil v. 8. 6. 59, BGHZ Bd. 30, S. 2ßl

BGH-Urteil v. 21. 6. 65, NJW 65, S. t76l
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gungsbemessung Bedenken angemeldet mit der Begründung, dem Eigenttimer müsse
die Qualitätsverbesserung zugute kommen, die er durch Erwerb eines anderen
Grundstüd<s mit gleidrer Entwid<lungstendenz hätte ausnutzen können.lo) Dieses
wäre jedodr eine Entsdrädigung für einen entgangenen Anlagegewinn, der jedodt
auflerhalb der Enteignung liegt.

Die Entsdrädigung wird also nid-rt nur dem §flährungsstand zur Zeit der Aus-
zahlung angepaßt, sondern dem jeweiligen Preisstand speziell auf dem Grund-
stüdcsmarkt.

Der Eigentümer, der das Prozeßrisiko tragen will, braudrt die nad'r seiner Ansi<ht
zu niedrig festgesetzte Entsdrädigung nidrt anzunehmen. Davon wäre ihm sogar
abzuraten, denn wenn er sie annimmt, berüd<sidrtigt der BGH die inzwisdren
eingetretene Preissteigerung nur für den Brudrteil der Entsdrädigung, die er nadr dem
Preisstand im Zeitpunkt der Enteignung zu wenig erhalten hat.20)

Diese hier erwähnte Versdriebung des Bewertungszeitpunktes kommt nur in Be-
tracht, wenn die Enteignungsbehörde die Entsd'rädigung nid'rt unwesentlidr zu niedrig
festgesetzt hat. Für unwesentlidr betradrtet der BGH nodr einen Untersdried von
4-10 o/0.21)

Der Prozentsatz ist aber offenbar nidrt allein das aussdrlaggebende Kriterium,
sondern es ist hier audr zu berücksi,drtigen, ob die konkreten Entsdrädigungswerte'
bzw. der Untersdried wirtsdraftlidr ins Gewidrt fällt. Daher audr die unterschied-
lidren Prozentsätze.

Es ist nidrt nur meine persönlidre Meinung, wenn idt mit Rüd<sidrt auf die vom
BGH praktizierte gleitende Entsdiädigung in Zeiten steigender Grundstüd<spreise
den Enteignungsbehörden empfehle, von Anfang an großzügig zu sein. Das gleidre
gilt für die im allgemeinen ieder Enteignung vorausgehenden Verhandlung über
den freiwilligen Erwerb der in Ansprudr zu nehmenden Grundstüd<e. Damit soll
nidrt den erpressCrisdren Forderungen mandrer Grundeigentümer das \7ort geredet
werden. Nur der Standpunkt mancher Gutadrteraussdrüsse, an der unteren Grenze
der Verkehrswerte operieren zu müssen, ersdreint mir im Ilinblid< auf die Redrt-
spredrung überprüfenswert zu sein.

Jede andere Form der Entsd-rädigungsbemessung ist falsdr und würde der Nadr-
prüfung dur& den BGH nidrt standhalten. Das gilt sowohl für eine Entsdrädigung
nad, dem Verkehrswert im Zeitpunkt der Inanspruchnahme zuzüglid'r Verzinsung
bis zur Auszahlung, als audr für die Ents&ädigung nadr dem früheren Verkehrswert
unter Berüd<sidrtigung des allgemeinen §7ährungsverfalls.

Unstreitig gelten aud'r für Fläd1en, die bereits seit langem dem öffentlidren Verkehr
dienen, für die aber nodr keine Entschädigung gezahlt wurde, die Grundsätze über
den fixierten Zeitpunkt der Qualitätsbemessung und über den variablen Zeipunkt
der Preisermittlung. Daneben sind jedodr nodr andere Probleme zu bewältigen, wie
Zonentheorie oder Theorie des vorgezogenen Hintetlandes, stillsdrweigende §7id-

tt) vergl.: Boele ,Der flir die Bemessung der Enteignungsent§öädigung maßgebende Zeitpunkt' ia
NJW 64, S. 756

il) BGH-Urteil v.27.2.1958, BGHZ Bd. 26, S. 373, NF 3, S. I
!1) Urteil des BGH v. 30, 5. 1963, NJW t963, S. 1916, NF 3, S. I
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mung und Gewohnheitsred'rt, Anliegerleistung, Verjährung, Brudrteilsbewertung als
allgemein ortsüblidre Verkehrsauffassung, Bedeutung der Fluchtlinien und Bauord-
nungen/ Auswirkung des Vorgartens auf die Erragslage des Grundstü&s und nodr
viele andere. Idr muß es mir versagen, auf dieses Thema näher einzugehen, da
dies den Rahmen dieser Ausführungen sprengen würde.

Unhaltbar nadr der neueren Redrtspredrung ist jedoö m. E. die Auffassung des
OLG Hamm v. ?. 12.54, daß eine Entsdrädigung nicht zu leisten sei, für Flädren,
die bereits dem Verkehr gewidmet sind, weil ihr Verkehrswert heute gleidr 0 sei.22)

Das Urteil des gleidren Geridrts von 1964 weidlt dann audr von dieser Auffassung
ab.28)

Mit den Grundsätzen des fixierten Zeitpunktes der Qualitätsbemessung und des

variablen Zeitpunktes der Preisermittlung setzt sidr das bereits erwähnte Urteil vom
5.2. 6814) auseinander. Diesem Urteil lag folgender Tatbestand zugrunde,

Im Jahre 1939140 wurden von einem etwa2,2 ha großen Grundstüd< rd.4000 qm
für den Straßenbau in Ansprudr genommen. Für die gesamte Flädre, die etwa 2 km
vom Zentrum einer mittelgroßen Stadt entfernt lag, war im Jahre 1935 ein redrts-
kräftiger Bebauungsplan aufgestellt worden. Der Verkehrswert für dieses Grund-
stüd< betrug im Zeipunkt der Inansprudrnahme etwa 3,- DM pro qm. Das Ober-
landesgerid,t setzte 1955 die Entsd*idigung für den Redrtsverlust nadr den heutigen
Verkehrswerten in diesem Raum auf 37,50 DM pro qm fest.

Der BGH hat dieses Urteil durdr die Entsdreidung vom 5.2.68 aufgehoben und
zur erneuten Verhandlung an das OLG zurüd<gewiesen, weil nadl Auffassung des

erkennenden Senats das Berufungsgeridrt u. a. den Zustand des enteigneten Grund-
stüd<s im lah,re 1939140 nidrt ridrtig erfaßt hat. Es sei nidrt rid'rtig, ein Grundstüd<
im tatsädrlidren, physisdren Bestand von 1939140 in die Umgebung zu versetzenf
wie es sidr heute darbieten würde, und dann den Vert zu ermitteln.

Bei der Prüfung des Grundstückszustandes im Jahre 1939140 sind neben den
physisdren Merkmalen vor allem die Ersdrließung und der Entwiddungszustand
der Umgebung und die seinerzeit gegebene Nutzungsfähigkeit und §Tertsdrätzung
im normalen Grundstüd<sverkehr zu berüd<sidrtigen. Bei einem vorhandenen Be-

bauungsplan muß audl nodr die Möglidrkeit der Planverwirklidrung festgestellt
werden.

In einer anderen, parallel laufenden Enteignungssadre im gleidren Gebiet und unter
gleidren Voraussetzungen hat der Gutadteraussd'ruß festgestellt, daß das Grund-
sttid< 1939/4O tatsädrlidl die Qualität des Rohbaulandes besaß, da die Umgebung
überwiegend in den Jahren kurz vor und nadr dem §(reltkrieg bebaut wurde. Eine
iiberdurdrsdrnittlidre §Tertsdrätzung im Grundstüd<sverkehr war jedod, nidrt fest-
zustellen, wie durdr einen Vergleidr der Grundstüd<spreise und der Intensität des

Grundstüd<sverkehrs in ähnlidlen Stadtteilen ermittelt wurde.

Als Baunutzung war vor dem Krieg die ein- und zweigesdrossige Einzelhausbe-
bauung zulässig und vorgesehen. Nadr den heute geltenden Bauvorsdrriften ist
dagegen eine höhere baulidre Ausnutzung durdr die Erridrtung mehrgesdrossiger

rt) Bl GBW 1961, S. l47i NF 2, S. I
tr) NF 5, S. 15
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Reihenhäuser und Mehrfamilienhäuser zulässig. Durdr diese intensive Nutzungs-
möglidrkeit sind in den letzten Jahren die Grundstüd<spreise unverhältnismäßig
stark angestiegen. §ürährend die Grundstüd<spreise in Gebieten mit gleidrbleibender
Nutzungsmöglichkeit gegenüber l939l4} bis heute um etwa 900 bis 950'0/o ge-
stiegen sind, sind die Preise in der zur Diskussion stehenden Gegend um das
13 bis l5fadre gestiegen. In Anlehnung an das Urteil des BGH vom 5.2.68 ist
nach Auffassung des Cutadrteraussdrusses der zu entsd-rädigende Verkehrswert für
dre tglg in Ansprudr genommenen Flädren etwa gleidr mit dem 9 bis 10fad-ren
rVert von 1939, da die intensivere Nutzungsmöglidlkeit und die dadurdr bedingte
Bodenwertsteigerung dem betroffenen Grundstüd<seigentümer nicht mehr zugute
kommen kann.

3. Sonstige Vermögenssdräden

Idr komme nun zu einem weiteren Punkt der Enteignungsentsdrädigung und zwar
zu den sonstigen Vermögenssdräden. Diese Folgesdräden der Enteignung treten
sowbhl bei den unbebauten Grundstü.d<en als audr bei den bebauten Grundstüd<en
auf. Bei den letzteren, insbesondere bei den Gesdräfts- und Gewerbegrundstücken,
treten sie jedoch verstärkt in Erscheinung. Es ist daher verständlidr, wenn die hödrst-
richterliche Redrtsprechung im Gegensatz zu der Enteignungsentsdrädigung für
unbebaute Grundistüd<e bei der Enteignung bebauter Grundstüd<e nodr nicht zu
einem stagnierenden Absdrluß gekommen ist. Bei diesen Grundstüd<en bzw. bei
ihrer Enteignung ist neben der Vermögensgarantie die Idee des Besitzstandssdrutzes
besonders zu berücksidrtigen. Sie geht über die Eigentums- und Vermögensga-
rantie - wie sie im vorigen Absdrnitt behandelt wurde - deshalb beträdrtlidr
hinaus, weil das heutige Redrtsdenken den Besitzstand als eine eigenständige und voll
sdrutzwürdige Redtsposition anerkennt.ls)

Das BBauG trägt diesen Redrtsgrundsätzen Rechnung, indem es die zu gewährende
Entschädigung aus zwei selbständigen Bestandteilen zusammensetzt. Der durdr den
Redrtsverlust verursadrte Verqnögensschaden wird durch den objektiv bemessenen
Verkehrswert (§ 95) ausgeglidren, während die sonstigen enteignungsbedingten
Vermögensnadrteile, die mehr subjektiv orientiert sind, gesondert zu ermitteln und
zu entsdlädigen sind (§ 96), wobei kein Element der Entsdrädigungsbemessung mehr
als einmal zvm Zuge kommt, um eine unzulässige Doppelentsdrädigung zu ver-
meiden.

Eine Doppelentschädigung wäre beispielsweise bei einer Vorgartenenteignung die
Entsdrädigung des Bodenwertes und eine Entschädigung für eine sdrledrtere Ver-
mietbarkeit der §Tohnungen. Das Reidrsgeridrt hat diese Doppelentsdrädigung von
Sadrwert und Frtragswert abgelehnt und nur einen von beiden §Terten als Ent-
schädigung anerkannt2a). Ob dieser Grundsatz heute noch haltbar ist, mödlte idr im
Hinblidc auf die neuere Red-rtspredrung in Frage stellen.

Der in § 96 BBauG zu findende Passus über die Entsdrädigung für andere Ver-
mögensteile, daß die Entsdrädigung bis zu dem Betrag aufzustocken ist, der erforder-
lich ist, um ein anderes Grundstüd< in der gleidren §üreise zv nutzen wie das zu
enteignende, gab Anlaß zu erheblichem Auslegungsspielraum. Zunädrst räumte

2r) RGZ, Bd. 67, S. 271

t9t



der BGH im Urteil vom 8. 4. 6525) mit der Ansidrt auf, daß es redrtlich angängig
sei, anstelle der getrennt zu ermittelnden Redrtsverlustentsd,ädigung und Entsdrädi-
gung für sonstige Vermögensna&teile den §Tiederbesdraffungsaufwand direkt ein-
zusetzen. §flenn dieses möglidr wäre, dann wäre es also unerheblidr, ob der Ver-
kehrswert etwas höher oder niedriger angesetzt wird, da er ja ohnehin bis zu den
§/iederbesdraffungskosten aufgestod<t würde.

Der BGH hebt hervor, daß für die Entsdrädigungsbemessung zuerst der Substanz-
vedust als §/ert in Geld bestimmt wetden muß. Mit dieser Gewährung des Ver-
kehrswertes soll der Enteignete in die Lage versetzt werden, einen gleidrwertigen
Gegenstand wiederzubesdraffen. Die daneben nodr erforderlidren Aufwendungen,
um aus dem Grundstüd< den gleidren Nutzen zu ziehen, sind als Folgedräden
getrennt zu ermitteln und zusätzlich zu entsdrädigen.

Gesetzgebung und Redrtspredrung statuieren also übereinstimmend zwei gleidr-
rangige und gleidrwertige Bestandteile der Gesamtentsdrädigung und das Haupt-
problem, mit dem sidr der BGH bisher auseinandergesetzt hatr ist die Frage, weldre
Verluste und Aufwendungen als Folge der Enteignung zusätzlidt-zu entsdrädigen
sind. Dodr audr die Gleichung Verkehrswert : §Tiederbesdraffungswert war Cegen-
stand hödrstridrterlidrer Redrtspredrung. Dodr zunädrst zu den Folgesdtäden:

Im sog. Berghotelurteil vom 27. 4. 642\ hat der BGH die Grundsätze entwid<elt,
nadr denen der Subatanzverlust von den evtl. Folgesdräden abzugrenzen ist. Ein
auf dem Grundstüd< ausgeübter Gewerbebetrieb ist bei der Verkehrswertermitdung
nur zu berüdcsidrtigen, soweit sidr dieses Grundstüd< nadr seiner Lage, Besdraffen-
heit, Einridrtung und Bebauung für dauernd dazu besonders eignet. Ein Gewerbe-
betrieb, der nur äußerlidr mit dem Crundstüd< verbunden ist, ist auf die \7ert-
bemessung des Grundstüd<s ohne Einfluß, wie z. B. ein Büro und ein Laden, die in
jedem anderen Hause ebenso wieder eingeridrtet werden können. Deshalb ist es

geredrtfertigt, bei der Festsetzung des Verkehrswertes eines Grundstüd<s, das für
ein- Hotel eingerichtet ist und auf dem ein Berghotel betrieben wird, nur den
Kaufpreis zugrundezulegen, der für die Besdraffung eines gleidrartig gelegenen und
eingeridrteten Grundstüd<s notwendig wäre. Daneben dürfen bei Erred'rnung des

reinen Grundstüd<swertes soldle Folgesdräden als Teil des Grundstüd<swertes nidrt
zugesd-rlagen werden, die erst mit der Verlegung des Betriebes auf ein anderes
Grundstüd< entstehen. Das sind sonstige Vermögenssdräden, die gesondert zu er-
mitteln und ggf. zu entsdrädigen sind.

lm gleidren Urteil und audr im sog. Sdrladrthausurteil vom 6. 12. 6527) hat der
BGH sdron eine redrt eingehende Ubersidrt über die zu entsdtädigenden Folge-
sdräden gegeben. Es kommen hierfür in Betrad,t:

1. Ertragseinbuße für dieT*it der Betriebsverlegung und Betriebseinridrtung

2. Kosten der Verlegung des Betriebes

3. Kosten des Vohnungswedrsels

4. Aufwendungen wegen Unbraudrbarkeit des bisherigen Inventars

t5) BGHZ,8d.43, S.300, NJW 65, S. 1480; NF 5, S.7
tu) Ithwiesenhotel, BBauBl. 65, S. 26; NH 4, S. 7

") NJW 66, S. 493; NF 5, S. 13
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5. Umbaukosten

6. §üIiederanlaufkosten nadr Verlegung

7. Kosten anfänglidrer Bewirtsdraftungssdrwierigkeiten

8. Verlust der Kundsdraft

9. Einbuße durdr Lageversdrledrterung

Nidrt zusätzlich zu entschädigen, sondern mit dem Verkehrswert abgegolten sind,

1. Kaufpreis für den Erwerb eines gleichartigen Grundstüd<s

2. Maklerkosten

3. Neubaukosten

4. Erschließungskosten

Nun wird jedodr nidrt zu leugnen sein, daß häufig, um nidrt zu sagen itr der Regel,
der Verkehrswertentsdrädigungsbetrag eben nicht ausreidrt, um ein in der Tauglidr-
keit gleidrwertiges Grundstüd< wiederzuerwerben. Entweder, weil derartige Grund-
stücke gar nidrt auf dem Grundstücksmarkt angeboten werden und zu haben, sind
oder weil nadr den allgemeinen Bewertungsregeln und -methoden bei der Verkehrs-
wertermittlung gerade bei den sog. Einzwed<-Gewerbebetrieben erheblidre An-
passungsabschläge zur Berüd<sidrti gun g der Marktlage gemadrt wurden.

Dem BGH ist diesc Tatsadre nidrt unbekannt geblieben, er betont jedodr, vor
allem im bereits erwähnten Sdrladrthaus-Urtei127), daß der Enteignete audr gar
keinen Ansprudr darauf habe, daß er effektiv ein gleiches Ersatzobjekt erhält. Diese
Entsd'reidung wird mit der sdron im Urteil vom 72.3. 6428) aufgestellten Lehre von
der Bildhaftigkeit der Ersatzbesdnffung begründet. Die Enteignungsentsdrädigung
soll nur §7'ertausgleich sein und nur theoretisdr zur Ersatzbes&affu*rg ausreidren.

Idr erwähnte bereits, daß d,ie Redrtspredrung hinsidrtlidr der Enteignungsentsdrä-
digung für bebaute oder audr gewerblidr genutzte Grundstücfte offenbar nodt im
Fluß ist.

Gerade gegen die Theorie der bildhaft zu verstehenden Ersatzbesdnffung werden
Bedenken erhoben und wendet sich die Kritik in der Literatur. Unter Hinweis auf
die Sonderopfertheorie hält Prof. Dittus die Einstellung für anfed-rtbar, daß mit dem
Verkehrswert der Ansprudr aus dem Substanzwert abgegolten sei.

Er wirft in diesem Zusammenhang die Frage auf, ob es nidrt geboten wäre, nidrt nur
auf den §[ertmaßstab abzustellen, sondern audr den Maßstab der Nutzbarkeit zum
Zuge kommen zu lassen. Nadr den heutigen Bewertungsmethoden bestehe keinerlei
Gewähr, daß der Ertrag hinreichend oder gar vollständig berüd<sichtigt würde. Die
subjektiv radizierten Nutzungsmöglichkeiten seien ganz ausgesd'rlossen. Die These
der bisherigen Lehre vom Enteignungsredrt, daß alle Nutzungsvorteile des ver-
lorenen Grundstücks mit der Verkehrswertentsd-rädigung abgegolten seien, so daß
das Gegenteil eine Doppelentsdradigung wäre, weil ja alle Nutzungsvorteile sidr im
Verkehrswert niedergesd'rlagen hätten, läßt sidr nadr Auffassung von Dttus nidrt
mehr verwenden.2o)

28) BGHZ Bd. 41, S. 354; NJW 64, S. 1227
tn) In 18), S. 2181 ff
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Einen headrtenswerten Sdrritt in diese Ridrtung hat der BGH im bereits erwähnten
Urteil vom 27.4.6426) getan, indem er dem Enteigneten neben dem Verkehrswert
auch die in der Person des Eigentümers beruhenden subjektiven Nutzungsvorteile
als entscträdigungspflid-rtig anerkannt hat. Der BGH hat anerkannt, daß der Ent'
eignete infolge seines Alters zwar sein altes Hotel nodr eine Reihe von Jahren
ertragbringend weiterführen könnte, aber nidtt mehr in der Lage sei, die großen
Belastungen eines Neubeginns in einem anderen Hotel auf sidt zu nehmen. Der
damit verbundene Erwerbsausfall wurde zusätzlidr im Prinzip als entsdrädigungs-

fähig anerkannt.

Die entsdreidende Feststellung dieses Urteils ist, daß es rmumgänglidr ersdreint,
audr den Ertragswert des Grundstüdcs zu ermitteln, zumal der Verkehrswert nur die
untere Grenze der Entsdrädigung bildet.

Hier bahnt sidr offenbar etwas an, daß uns vielleid'rt aus dem Dilemma heraushilft.
§(enn nämlid'r der Verkehrswert aus der Enteignungsentsdiädigung versdrwindet
und dafür ein anderer Begriff - wie Nutzungswert oder Substanzwert - geprägt
wird, dann kann aud'r für sog. ,,Brudrbuden", die oftmals wirklidr keinen Verkehrs-
wert i. S. der Legaldefinition mehr besitzen, eine geredrte Entsdrädigung gefunden
werden, die dem mehr subjektiv beeinflußten Nutzungswert für den Eigenttimer
entspridrt.

Die weitere Begründung des Urteils, in dem u. a. fes§estellt wird, daß die Verkehrs-
wertverordnung fär die Entsd,ädigungsgeridrte nidrt bindend ist, erläutert Dittus
efi^Ia so:30)

. . . Die vom Gutad'rteraussd'ruß in Befolgung dieser VO erstellten §[ertgutadrten
sind also sowohl im Ergebnis wie audr in den zugrundeliegenden Uberlegungen nidrt
bindend und nidrt maßgebend. Das wäre audr in der Tat untragbar. Die Sdrätzung
des Cutadrteraussdrssses mißt zwar das konkrete Grundstüd<, sie mißt aber mit
verallgemeinerten Maßstäben. Die \(ertung des Entsdrädigungsgeridrts muß jedodr
die konkreten Umstände des individuellen Grundstüd<s in die Redrnung einsetzen . . .

Deutlidr zeigt sidr das beispielsweise bei der Restnutzungsdaugr, die häufig auf die
Formel 100 j Alter des Gebäude - sdrablonisiert wurde. Dies führt zwangsläuffg
zu der Folge, daß ein C'ebäude an seinem 100. Gebwrtstag in siö zusammenfallen
oder unbenutzbar und erraglos geworden sein müßte, Daß dies mit der [,ebens-
erfahrung nidrt übereinstimmt, liegt auf der Hand. Das älteste deutsdre Gebäude
ist I 1 81 Jahre alt und wird nodr heute sinnvoll genutzt, voraussidrtlidr nodr auf lange
Zeit. ..
Id'r mödrte diese Sätze hier kom'rnentarlos stehea lassen trnd midr absdrließend nodr
kurz einem nidrt rninder interessanten Kapitel der Enteignungsentsd,rädigung zu-
wenden, Es sind dies die enteignungsgleidren Tatbestände.

4. Sozialbindung des Eigenturns und Enteignung.

§7ährend es sidr bei meinen bisherigen Ausführungen um die Entsdrärtigung für die
§[egnahme oder Inansprudrnahme eines Grundstüd<s handelt, geht es jetzt im
wesentlidren um die Abgrenzung der entsdrädigungslosen Sozialbindung des Eigen-

to) In r8), S. 2186

194



tums von der entschädigungspflidrtigen Enteignung. Im BBauG sind die Maßnahmen
und Festsetzungen genannt, die eine Entsclädigung auslösen können. Idr erwähne
hier nur die widrtigsten:

Veränderungssperre
Gemeinbedarfsflädren
unbebaubare Grundstüd<e und
finderung oder Aufhebung einer zulässigen Nutzung

Es ist bekannt, daß den Städteplanern alle städtebaulidren Regelungen, die eine
Entsdrädigung für die betroffenen Crundstückseigentümer nadr sid-r ziehen, ein
Dorn im Auge sind. Immer wieder ist zu hören, hierdurdr werde der Städtebau
über Gebühr versteuertr und mandres notwendige Planungsvorhaben lasse sidr
deswegen nicht durdrführen. Den Grundeigenti.imern müsse deshalb eine größere
Last als bisher aufgebürd«, praktisch also der Begriff der sozialen Cebundenheit
entsprechend ausgeweitet werden. Ausgangspunkt und redrtlid,e Handhabe soll
dabei die grundsetzlidre Norm des Art. 14 ,,Eigentum verpflidrtet" bieten.sr)

Zu Beginn meiner Ausführungen hatte idr bereits im Znsammenhang mit dem
Bethke-Urteit des Jahres 1930e) hervorgehoben, daß es heute Aufgabe der Redt-
sprecl'rung sein wird, festzustellen, wie weit die Sozialbindung des Eigentums geht
und wann ein entscfiädigungspflichtiger, enteignungsähnlidrer Tatbestand vorliegt.

Zu diesem Problernkreis liegen bereits zahlreiche höchstridrterlidre Entsdreidungen
vor, so daß zwat ein verhältnismäßig klares Bild der heutigen Eigentumsauffassung
in der Judikatur vorhanden ist, aber die von juristisd-rer Seite verfaßten Erläute-
rungen zu diesen Urteilen zeigei, daß audr hier nodr einiges im Fluß ist.sr)

Anknüpfend an das Bethke-Urtell, in dem das Reid,sgeridrt 1930 die Ausweisung
eines bisher als Valdgelände genutzten Grundstücks als Freiflädre als entsdrädi-
gungspflidrtige Teilenteignung qualifizierte, möd-rte ich auf einen Parallelfall aus dem
Jahre 1956 hinweiser, um die untersd,riedliche Redttsauffassung darzulegen. Bei
dem sog. ,,Grünflädren-Urteil" vom 20. 12. 1956s2) ging es um die Aufnahme
eines bisher landwirtsdraftlidr genutzten Grundstüd<s in das Grünflädrenverzeidrnis
des Ruhrkohlenbezirks. Der BGH hat wegen des Aussd'rlusses einer zukünftig er-
tragbringenderen Nutzungsmöglidrkeit eine Entsdrädigung mit der Begründung ver-
sagt, das Grundeigentum sei seiner Natur nadr belastet mit einer begrenzten Pflidr-
tigkeit, die die Rechtsposition dann nidrt beeinträd'rtigt, wenn dem Eigentümer für
die Zukunft eine bisher nodr nidrt verwirklid-rte Verwendungsart untersagt wird.

Die hier entwid<elte Pflidrtigkeitstheorie als Folge der soge. Situationsgebundenheit
des Grundeigentums ist zwar in einer Reihe weiterer ähnlich gelagerter Fälte judiziert
worden, es soll aber nidrt verhehlt werden, daß gegen diese Art von Redrtsprechung
erheblicle Bedenken bestehen, weil hier nidrt Redrt gemäß der Verfassung, sondern
im Sinne einer Einflußnahme auf das Verfassungsredrt gesprod'ren würde.sl)

De Bedenken ridrten sidr vor allem gegen den § 41 (1) des BBauG, nadr dem keine
Entsdrädigung verlangt werden kann, wenn u. a. die besondere Lage des Grundstüd<s

tt) Hierzu vergl. Sellmann ,,sozialbindung des Eigentums und Enteignung" in NJW 65, S. 1O8g ff
sz; BGH-Urteil v. 20. 12. 56 NJW 57, S. 538
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in der Ortlidrkeit es erfordert, das Grundstüd< oder Teile davon von der Bebau'

ung freizuhalten. Hier hat offenbar die Theorie der Situationsgetrundenheit des

BGH Pate gestanden. Mit dieser Theorie lällt sidr audr das sog. Budrendomurterl
vom 25. 3. l957ss) des BGH erklären. Hier wurde die materielle Nutzung einer
Bucfiengruppe aus Crründen des Natursdrutzes versagt und eine Entsdrädigung ab-

gelehnt. Die Kritiken wenden ein, daß dem Eigentümer ein Sonderopfer zugemutet
w,ird, weldres nadr neuerer Redrtsauffassung durdr eine Entsdrädigung auszuglei-

dlen ist. Der \fidersprudr zwisdren der Theorie des Sonderopfers und der Theorie
der Situationsgebundenheit, der letzten Endes gleidrbedeutend ist mit dem bereits

erwähnren §Tidersprudr zwisdren Art. 3 und Art. 14 des GG sdreint die Redrt-

spredrung in diesem Punkt wieder.in Fluß zu bringen.

Für die Veränderungssperre sieht das BBauG eine Entsdrädigung nur vor, wenn sie

länger als 4 Jahre dauert. Meines §ilissens liegt nodr kein t-Irteil vor, ob diese

Zeiidauer durdr die Sozialbindung des Eigentums oder dessen Pfli&tigkeit geded<t

wird oder nidrt.

In dem Freiburger Bausperrenurteil vom 25.6. lg5gsl) hat der BGH allerdings
sdron vor Inkrafttreten des BBauG entsdrieden, daß zur planerisdren Vorbereitung
und Neuordnung eines Gebietes eine Bausperre von 3 Jahren zeitlidr geredrtfertiS
und die darüber hinausgehende Besdrränkung als ein enteignungsgleidrer Eingrifi zu

betrad.r.ten sei, der eine Entsdrädigung auslöse. Deses Urteil ist aber audr hinsidrtlidr
der zu gewährenden Entsdrädigung interessant. Danadr ist die Entsdrädigung der

kapitalisierten Bodenrente, gleidrzusetzen, die der Eigentümer durdr Vermietung,
Verpadrtung oder dufdr Erbbauzins aus dem Grundstüd< hätte herausziehen könnm.

Es ist dabei belanglos, ob das Grundstüd< im Zeitpunkt des Eingriffs so genutzt war
oder nidrt. Entsdreidend ist allein, ob es objektiv so nutzbar war.

Ein Umlegungsverfahren nimmt erfahrunggemäß längere Zeit in Ansprudr. Deshalb
ist audr eine längere Zeitdauer der damit verbundenen Verfügungsbesdrränkungen
offenbar mit der Pflidrtbindung des Eigentums vereinbar. Im urteil vom 14. 7 . 6585)

hat jedenfalls der BGH eine vom Berufungsgeridtt angenommene Zeitdauer von

5 Jahren ungerügt gelassen.

Anders liegen die Verhältnisse im sog. Außenbereidr. Flier wird den betroffenen
Grundeigentümern eine Entsdrädigung für die ihnen durdr das Bauverbot erwadr-
senden Nadrteile im allgemeinen versagt, weil den Gemeinden durdr ein Bauen im

Außenbereidr unübersehbare Aufwendungen für Verkehrs- und Versorgungsein-
ridrtungen, für die öffentlidre Sidrerheit oder für sonstige der öffentlid'ren Hand
obliegenden Aufgaben erwadrsen würden. Das BVerwG hat jedodr im Urteil vom

29. 4. 64s6) festgestellt, daß die Versagung einer Baugenehmigung im Außenbereidr

dann mit dem verfassungsmäßig gewährleisteten Eigentum unvereinbar ist, wenn im
konkreten Einzelfall durdl ein Bauvorhaben im Außenbereidr ausnahmsweise irgend-

weldre Beeinträdrtigungen öffentlidrer Belange nidrt zu befürdrten sind. Ein Bau-

gesudr kann somit nidrt pausdral mit der Begründung abgelehnt werden, daß das

tt) BBauBl. 57, S, 472
rr1 BGHZ Bd. 30, S. 338, NJW 59, S. 2156
$; NJW 65, S.2t0t
[1 NJW 64, S. 1973
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Grundstüd< im Außenbereid, liege, sondern es sind jeweils die einzelnen entgegen-
stehenden öfftl. Belange konkret darzulegen. Bei der Anderung oder Aufhebung
einer zulässigen Nutzung können entsdrädigungspflidrtige Planungssd-räden ein-
treten. § 44 des BBauG sieht eine Entschädigung jedodr nur vor, wenn die bisherige
Nutzung den heutigen §7ohn- und Arbeitsverhältnissen nidrt widerspricht.

Nadr der Redrtspredrung des BGH sieht es nidrt so ausr als ob sidr dieser vorge-
sehene Aussdrluß der Entsdrädigung mit der Inhaltsbesdrränkung des Eigentums
bzw. mit der Eigentums- und Besitzstandsgaranti.e begründen oder vereinbaren
läßt. Im Urteil vom 10. 12. 1957s7) hat der BGH die Umklassifizierung eines Grund-
stüd<s als einen enteignungsgleidren Eingriff angesehen.

Hier wurde ein Grundstück, das bisher in zulässiger §üeise sowohl gewerblid'r als
audr für §7'ohnzwed<e genutzt wurde, von der gewerblidren Nutzung ausgesdrlossen,
weil der Bebauungsplan das Gebiet als allgemeines §Tohngebiet auswies, um bessere
§Tohnverhältnisse zu sdraffen.

5. Süluß

Trotz großer Ahnlidlkeit mit dem früheren Redrt ist in der Entwicklungslinie der
Enteignungsentsdrädigung eine spürbare Verbesserung zugunsten des Enteigneten
festzustellen. Vielleidrt ist diese Tendenz audr auf die §flertermittlung durd'r die
Gutadrteraussdrüsse zu übertragen, solange die öffentlid're Hand nodr versudrt, die
Grundstücke im §7ege des freihändigen Erwerbs zu erhalten.

Die Redrtspredrung stagniert jedodr nodr nidrt in allen Punkten der Enteignungs-
entsdrädigung. Bislang wird nodr nadr der vorherrsdrenden Sdrweretheoriess) des

BHerwG gefragt, ob dem Einzelnen die entsdrädigungslose Hinnahme des obrig-
keitlidren Eingriffs zugemutet werden kann oder nid1t, vielleidrt wird in absehbarer
Zeit in erster Linie danadr zu fragen sein, ob es für die Allgemeinheit nod'r oder
nidrt mehr tragbar ersdreint, dem Betroffenen für den Eingriff in seine Eigentums-
sphäre eine Entsdreidung zu gewähren.80)

Verzeidrnis der Abkürzungen

BBauBl Bundesbaublatt

BGH Bundesgeridrtshof

BGHZ Entsdreidungen des BGH in Zvilsadren

BIGB§7 BHtter für Grundstüd<s-, Bau- und §Tohnungsredrt

BVerwG Bundesverwaltungsgeridrt

NF Sammlung §(idrmann, Neue Folge, Sd,riftenreihe
NJ§7 Neue Juristisdre §üodrensdrrift

RG Reid'rsgeridrt

RGZ : Entsdrlidungen des RG in Zvilsadren

n) NJW 58, S. 380
s) BVerwG: Abgrelzungskriteriu ist das Moment der Söwere und Tragweite des Eiagriffs,

NJ\^I 57, S. 1534
!) So auÖ Sellmaaa in u), S. 1694, der u, a. versuüt, die Abgrenzung delSozialbirdug von der

Enteignung als ei! fiDatrzielles bzw. fiskalisÖes Problem danustellen,
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Der Bodenwert eines bebauten Grundstücks

Von Vermessungsoberrat Dipl.-lrg. Jürgen Stumpf, Katasteramt Burgdorf

l. Das Thema soll hier von der A u f g a b e, die sich den Gutadrteraussdrüssen
stellt, gesehen werden. Es soll also untersudrt werden, was bei der B ewertun g

des Bodens eines bebauten Grundstücks zu beadrten ist.

Der Cutaclterausschuß steht immer wieder vor der Notwendigkeit, den B o d e n -
wert eines bebauten Grundstücfts aus einem Gesamtkaufpreis auszusdreiden, da
im allgemeinen in den Kaufverträgen bebauter Grundstüd<e Bau- und Bodenwert
nidrt getrennt sind. (lm Kreis Burgdorf hat eine Untersudrung ergeben, daß in
20 Gemeinden (etwa rlr der Gesamtzahl) nur 13'0/o der Kaufverträge teilweise
Angaben enthielten, die eine Trennung f,auws1f - Bodenwert ermöglidren würden.)

Für die Lösung dieser Aufgaben stehen zvr Zeit die 3 bekannten §trertermittlungs-
verfahren Ertragswert-, Sachwert- und Vergleichswertverfahren zur Verfügung.

2. Bewertungsver{ahren

Die folgenden Untersuchungen sollen die Gefahrenstellen oder kritischen Punkte
dieser Bewertungsmöglichkeiten aufzeigen.

In den Abbildungen 1 bis 3 sind die versdriedenen Bewertungsverfahren in verein-
fachter Form schematisd-r dargestelk. Zusätzlidt sind in den Sdremata die für das
jeweilige Verfahren notwendigen Eingangswerte angegeben. Je nachdem, ob diese
Eingangswerte direkt oder indirekt gewonnen werden (indirekt heißt in
diesem Falle, durch Entnahme aus Tabellen, Durdrsdrnittswerten u. ä.) sind die Ver-
bindungslinien Eingangswert - Verfahrensgang als

+ frir direkte Eingangswerte

fttr indirekte Eingangswerte dargestellt.

Die Gefahrenstellen der Bewertungsverfahren sind durcl-r vorgesetzte Ausrufungs-
zeidren gekennzeidrnet.

2.1. Ertragswerwerfahren: (Ermittlung des Bodenwertes über den Ertrag)

Das Schema zeigt den Verfahrensgang nadr seinem allgemein tiblldren Ablauf. In
den Einzelheiten sind selbstverständlidl - wie audr bei den anderen Bewertungs-
verfahren - Variationen möglich.

Cefahrenstelle Nummer eins ist bei diesem Verfahren bereits der erste Eingangs-
wert - die M i e t e. Die zur Zert tatsä&lidr erzielte Miete eines Gebäudes ist
in sehr vielen Fällen nidrt identisdr mit der nachhaltig erzielbaren Miete;
Grundlage einer plausiblen §Tertermittlung kann jedodr augensdreinlidr nur die
letztere sein.

Das trifft nicht nur auf ältere Gebäude zu. Da die erzielbaren Mieten wesentlidr
von der Marktlage - Angebot und Nadrfrage auf dem §Tohnungs- und Gesd'räfts-

198
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Abbildung 2
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markt - abhängen, gilt das ebenso für moderne Gebäude. So mußte vor kurzem
in einem modernen Miethaus in Burgdorf die Miete von ca. DM 4,-/qm auf
DM 3,50/qm gesenkt werden, also um 12,5 olo.

In einem weiteren modernen Miethaus standen mehrere Monate lang 4 große
§/ohnungen [eer, damit waren etwa 3O o/o der §ürohnflädre unvermietet. Mit hoher
§[ahrsdreinlidrkeit hat bei der sdrließlidren §(iedervermietung der Hauseigentümer
Einbußen an Mieteinnahmen in Kauf nehmen müssen.

Selbst kleinere Sdrwankungen im Mietertrag führen bei der Eigenart des Ertrags-
wertverfahrens aber sdron zu unwahrsdreinlidren Sdrwankungen des Bodenwertes.
R ö s s I e r gibt in seinem §ferk ,,Sdrätzung und Ermittlung von Grundstüd<s-
werten" ein Beispiel, bei dem eine Änderung in der Miete von Solo zu einer Ände-
rung des Bodenwertes von 80 o/o führt.

Die zweite Gefahrenstelle des Verfahrens bildet der Kapitalisierungsfaktor oder
Vervielfältiger. Zu dea Einzelheiten seiner Ermittlung darf hier auf die Fadrlite-
ratur (2. B. das erwähnte \7erk von Rössler) venviesen werden. Seine Verwendung
geht bekanntlidr auf die [Iberlegung zurüd<, daß sidt einerseits der Grundstü&s-
wert angemessen verzinsen soll (Sollzinsen), andererseits mit fortsd'rreitender Le-
bensdauer eine Erneuerungsrüddage (Absdrreibung) gebildet werden muß.

Dieser Vervielfältiger ist nun außerordentlidr empfindlidr gegen die Anderung des -angenommenen, gesdrätzten - Sollzinssatzes.

Bei einern ktirzlidr durdrgeredrneten Fall (Kaufvertrag über ein 3-gesdlossiges Miet-
haus mit angegebenem Jahresrohertrag) ergab sidr ein Reinertrag (Bau und Boden
zusammen) von etwa DM 31 (X)Or-. Mit dem nadr den ,,§ü'ertermittlungsridrt-
linien" (Fassung 1966) bei Mietwohngrundstüd<en ,,in der Regel" anzusetzenden
Sollzinssatz, das sind 5 o/0, ergab sidr ein Ertragswert von ca. DM 600 000,-.
Gezahlt wurden jedodr DM 730 000,-. Deser Abweidrung von ca. DM 130 000,-
entspridrt eine Sollzinsänderung von nur lolo, d. h. der Kaufpreis hätte sidr bei
der Annahme eines Sollzinssatzes von 4 o/o ergeben. Audr wenn der Bodenwert
nur einen Prozentsatz des Gesamterffagswertes ausmadrt, so führen dodr derartige
Sdrwankungen audl zu unwahrsdreinlidren Bodenwerten.

Es muß aber darauf hingewiesen werden, daß Unridrtigkeiten bei der Verviel-
fältiger-Annahme sidr im wtsentlidren bei neueren Gebäuden auswirken. Bei
älteren Gebäuden mit nur nodr geringer Restnutzungsdauer sind die Vervielfältiger
sehr viel weniger untersdriedlidr.

Ein weiterer gefährlidrer Punkt des Verfahrens ist die Ermittlung des unbekannten
Gebäudeanteils des Ertragswertes. De Methode, die Neubaukosten mit einem
Faktor (100/Sollzinssatz) zu kapitalisieren, gibt Rössler an. Er meint, das
Verfahren - praktisdr ein abgekürztes Ertragswertverfahren - führe nur bei
gemisdrtgenutzten und reinen Gesdräftsgrundstüd<en zu braudrbaren \ü[erten, da
Ertragswert- und Sadrwertbered'rnungen bei Vohngrundstüd<en selten überein-
stimmen.

Ob jedodr nadr dem Vetfahren Rössler gearbeitet wird, oder aus anderen Ertrags-
wertermittlungen die Cebäudeanteile übernommen werden, die Möglidrkeit ver-
fälsdrter Eingangswerte bleib't - in gleidrer §7'eise wie oben zum Rohertrag ausge-
führt, bestehen.
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2.2. Sadrwerwerfahren

Vorausgeschid<t sei, daß die Ermittlung des Bodenwertes mit Hilfe der Sadrwert-
ermittlung eines Gebäudes zwingend das Vorliegen eines Gesamtkaufpreises, er-
fordert, von dem der Sachwert abgezogen werden kann.

Das Verfahren sdreint eine sehr sidrere Basis zu haben, da es von Kosten ausgeht,
deren Höhe ziemlid-r sicher zu ermitteln seien. Abgesehen jedoch von der Tatsadre,
daß erfahrungsgemäß das Sadrwertverfahren selten sofort zum Verkehrswert führt
sondern an ihn nodr ,,angepaßt" werden muß, enthält auch dieses Bewertungsver-
fahren 2 Gefahrenstellen.

Gefahrenstelle I ist der Baupreisindex.

In der Fadrliteratur werden allgemein die vom Statistisdren Bundesamt herausge-
gebenen Indices kommentarlos oder kritiklos übernommen. Es gibt jedodr Unter-
suchungen, deren Ergebnis den Bauindex mit einiger Vorsidrt anzuwenden gebietet.
In einer Arbeit ,,Preisindex und Baukosten im rüTohnungsbau" (Kräntzer und Heit-
mann; ersdlienen als Nr. 1386 der ,,Forschungsberidrte des Landes Nordrhein-
\7estfalen", §Testdeutscher Verlag Köln und Opladen 1964) wurden anhand kon-
kreter Beispiele die Erhöhungen der Baukosten und deren Auswirkung auf den Bau-
preisindex untersud'rt. Das Untersudrungsergebnis und seine Konsequenzen seien
hier ganz kurz zusammengefaßt.

De Entwid<lung der §[ohnungsbaukosten stimmt mit der durdr die Preisindices
ausgedrüd<ten Entwiddung nur bedingt überein. §7'ährend z. B. der Baupreisindex
von 1950 (: 100) auf 183 im Jahre 1962 stieg, erhöhten sidr die wirklidren 1i7oh-

nungsbaukosten von 1950 (: 100o/o) im Jahre 1962 auf 3550/o! (Diese Zahlen
aus der Arbeit zitiert). Erklert wird diese Abweid'rung aus der veränderten Art,
Größe und Ausstattung sonst gleidrartiger §Tohnungen. Es wird dazu festgestellt,
daß die Abweidrungen kleiner werden, je kürzer der Zeitraum einer Indexreihe ist,
d. h. praktisdr, je öfter eine neue Ausgangsbasis (lndexzahl 100) nadl entspredrenden
Untersuclungen festgestellt wird.

§(enn man bedenkt, daß ein nur um 10 Punkte fehlerhafter Index bereits merkbare
Anderungen des Sadrwertes bringt, die voll in den Bodenrvert eingehen, dann ist
die genannte Untersudrung ein deutlidres \7arnsignal.

Gefahrenstelle 2 ist die ,,Tedrnisdre §Tertminderung", in ihr speziell die \tr[ertmin-

derung wegen Alters, und in dieser Altersminderung wiederum in einzelnen die
Frage der,,Restnutzungsdauer" und der Absdrreibungsart.

Die Restnutzungsdauer kann zweifellos nidrt so verallgemeinert werden, wie es

üblich ist, d. h. als Differenz, 100 Jahre abzüglidr bisherige Lebensdauer des

Gebäudes. Oder wie soll sonst ein ca. 300 Jahre altes, nodr gut erhaltenes Gebäude
bewertet werden - dieser Fall ist beim Gutadrterausschuß Burgdorf tatsäülidr
vorgekommen -? AudT der übliche und z. B. in den Vertermittlungsridrtlinien vor-
gesdrriebene Mindest-Restwert von 30 oder 40'0/0 führt nadr Ansidrt des Verfassers
zu keiner plausiblen §flertermittlung.

Uber die Art der Absdreibung bestehen bereits früh in der Fadrliteratur geteilte
Meinungen. Ob die wohl meist gebräudtlidre R o s s sdre Absdrreibungskurve sidt
heute nodr korrekturlos anwenden läßt, ist zumindestens zu untersudlen.
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2.3. Verglei&swertverfahren

Das Vergleidrswertverfahren, also die Ermittlung des Bodarwertes eines bebauten
Grundstüd<s aus Vergleidrspreisen für den Boden unbebauter oder anderer bebauter
Grundstüd<e gilt als sidrerstes \(ertermittlungsverfahren.

Diese Sidrerheit liegt allerdings in erster Linie in der Durd'rführungsart. De auf-
tretenden Verbesserungen (Ab- und Zusdrläge) sind gegenüber denen der beiden
anderen Verfahren sehr klein, die Eingangswerte werden also nidrt wie beim Er-
fegsvvert oder Sadrwert übermäßig ,,extrapoliert". Trotzdem enthält aud'r dieses

§flertermittlungsverfahren eine Gefahrenstelle, und zwar die Beredrnung der Zu-
oder Absdrläge, die an dem Vergleidrspreis anzubringen sind.

Allgemein wird in der Bewertungsfadrwelt als Tatsadre vorausgesetzt, daß die Be-

bauung eines Grundstüd<s seinen Bodenwert beeinflußt.

Vergleidrsgrundstüd< und Bewertungsgrundstüd< (vgl. Abb. 3) sind also nur dann
gleidr zu bewerten, wean die Bebauung des Bewertungsgrundstüd<s der zulässigen
Bebauung des unbebauten oder der tatsädrlidren Bebauung des bebauten Vergleidrs-
grundstüd<s entspridrt.

D}ie auftretenden Unterschiede drüd<en sidr dann in Zu- oder Ab-
sdrlägen aus.

Da die Ausnutzungszahl, d. i. der Quotient zwisdren Gesdroßflädre und Grund-
sttid<sflädre, das am einfadrsten zu ermittelnde Merkmal der Bebauung ist, wird sie

vorzugsweise ftir die Beredrnung der Ab- und Zusdrläge angewandt.

Abbildung 4 a

Stadtrand Burgdorf, §Tohngebiet

Abbildung 4 b

Innenstadt Burgdorf, Kerngebiet
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In den Abbildungen 4a und 4b ist an praktisdren Beispielen untersudrt worden, wie
sid'r der Einsatz der Ausnutzungszahl auf die Vergleid,spreise auswirken würde.
Als Vergleichspreise wurden dabei Preise unbebauter Grundstüd<e eingeführt, die in
vergleidrbarer Lage, Größe und sonstigen Eigensdraften in der letzten Zeit tatsädrlidr
gezahlt wurden.

Als Beredrnungsmethoden wurden - ohne damit diesen Methoden generell den
Vorzug zu geben - angewandt,

a) Das Verfahren von Rö s sler (a. a. O.):

Bildung des Quotienten
tatsächli che Ausnut zung

ftir

zulässige Ausnutzung

das Bewertun gs grundsfü&

da s Verglei chs grundstück

b) Das Verfahren von H. K. R. Müll er (,,Die Baulandbewertung", §Tichmann-
Verlag 1955).

Entnahme eines Bodenwertfaktors aus Tabellen nad'r Ermittlung von tatsächlicher

Ausnutzung und Lagezu- oder -absdrlägen.

Abb. 4a zeigt einen Sdmitt, gewissermaßen ein Grundstüd<s-,,Längsprofil" durch
einen Teil eines reinen §flohngebietes am Stadtrand von Burgdorf längs einer Straße,
Abb. 4b ein ebensoldres Profil durdr einen Teil der Innenstadt von Burgdorf (Kern-
gebiet).

Die tatsädrlidren Ausnutzungszahlen sind aus der Höhe der einzelnen Grundstüd<s-
säulen ersidrtlid-r, die zulässigen Ausnutzungen sind über den Grundstäcken als ge-

rade Linien angegeben.

In beiden Abbildungen ergeben nun die angewandten Beredrnungsmethoden starke
Preissd'rwankungen, wobei die M-ethode M ü I I e r für niedrigere Bodenwerte offen-
bar etwas sanftere Ubergänge zeigt (s. Abb. 4a).

In Abb. 4a sind die untersdriedlidren Preise für die Grundstücke 1-3 sicher irreal.
Unwahrsdreinlid-r ist auch der verhältnismäßig hohe Preis für das 1-Familien-Reihen-
grundstüd< (Beispiel 4), ebenso unwahrscheinlich der niedrige Preis für das 2-Fa'
milienhaus grundstüd<.

Ubrigens wurden in den Jahren 1964/65 für alle - damals unbebauten - Grund-
stüd<e, audr für Grundstüd< 6, einheitlidr DM 15,-/qm gezahlt.

AucI Abb.4b zeigt recht unwahrscheinlidre Preissdrwankungen, wenn auch in einem
Kerngebiet zweifellos sehr viel untersdriedlidrere Bodenwerte als in einem reinen
§7'ohngebiet vorkommen werden. Zu vermuten, allerdings wirklich n u r zu ver-
muten wäre eine Preisentwiddung, wie die punktierte Linie, am Anfang und Ende
gestützt durch Vergleichspreise, zeigt. Die hier sidr mit den Berechnungsmethoden
ergebenden Preise berüd<sidrtigen weder die Grundstückslage (der zufällige Preis-

anstieg zum Grundstüd< 6, das an der Hauptgesdtäftsstraße von Burgdorf liqt,
wird hier ja nur durch die zufällig sehr hohe tatsäd,lidre Nutzung verursadrt), nodr
berücksidrtigen sie die versdriedenartige Nutzung - §ürohnung oder Gewerbe -,
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noch nehmen sie Rüd<sidrt auf den Bauzustand (auf Crundstück 3 steht ein Neubau!).
Letzten Endes §eht sogar die versdrieden hohe Bebauung in den untersdriedlichen
Crundstüd<sgrößen unter.

Nun kann man natürlidr die verwandten redrt groben Beredrnungsmethoden ver-
feinern, etwa indem man die versdriedenartige Nutzung durd-r Einführung von Ge-
wichten für den Ansatz der versdriedenen Gesdroßflädren eines Gebäudes berüd<-
sichtigt (Kellermann ZN 1962) oder weitere Zu- und, Absdrläge wegen der Bau-
art madrt (Methode Arnold, s. Frenkler in Heft 211956 der Nachridrten der
NdsVuKV). Man kann sidr streng auf Vergleidrspreise nur gleid,artiger Grundstüd<e
stützen (dann sdreidet alletdings die Methode M ü 1l e r aus, das sei hier am
Rande erwähnt). Man wird sidr sidrer audr die Bebauungsuntersdriede zwisdren
Vergleidrs- und Bewertungsgrundstüd< von anderen Gesid-rtspunkten als der Aus-
nutzung her in Ansatz bringen können. Man wird diese Verbesserungen und Unter-
sudrungen letzten Endes sogar nidrt nur ausftihren k ö n n e n sondern ausführen
müssen.

3. Ergebnis und Konsequenzen

Hier scheint nun der Punkt erreidrt, an dem man das Ergebnis der Untersud'rtrngen
und die Folgerungen, die daraus zu ziehen sind, festlegen kann.

Die Untersudrnungen der 3 Bewertungsverfahren zeigen mit ziemlidrer Sid-rerheit,
daß Verallgemeinerungen in den Ansätzen n i c h t zu plausiblen Bodenwerten -und ebenso wenig zu plausiblen Gebäudewerten - führen. Vielmehr müssen die
aufgezeigten Gefahrenstellen durch umfangreidre Untersuchungen entsdrärft werden,
die zu einem sidreren und immer wieder zu überprüfenden Fundus an Vergleidrs-
werten und Vergleid-rsbeziehungen führen.

Diese Untersud-rungen müssen weitgehend spezialisiert werden je nadr der Art
der Vergleidrs- bzw. Bewertungsobjekte. Die Spezialisierung ist audr regional vor-
zunehmen, d. h. die Verhältnisse liegen in Großstädten zweifellos anders als in
kleineren Städten und dort wiedet anders als in dörflidren Ortsd,aften.

Entspredrend gesichert ist dann jedes der betradrteten Bewertungsverfahren und
sind audr eventuell neue Verfahren oder Veränderungen und Verfeinerungen der
bestehenden anwendbar, solange man sidr ständig am Gesdrehen auf dem Grund-
stüd<smarkt orientiert.

Anlage I

Bei-
spiel

Preis/qm
It.Vertrag

20,-
12,-

14,-

20,-
65,-

Vergleichspreis/qm
(Richtwert)

Preis des Bauwerks
(lt. Vertrag)

1

2

Altr,varmbüchen

Bissendorf

Burgdorf

Burgdorf
Isernhagen NB

15 000,-
t 5 172,-

2 600,-

27 820,-
63 725,-

(§ürhs)

(auf Abbruch
gekauft)
(Garage und
Stall)
(§üIhs)

(§ürhs)

(25 ,-)
1 2,- bis I4,-

20,- bis 22,-

(25,- bis 28,-)
65 ,-
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4. Einige praktisdre Untersudrungen.

Die Anlage 1 gibt eine Zusammenstellung der wenigen Kaufverträge aus dem Bezirk
des Gutadrteraussdrusses Burgdorf, in denen Bau- und Bodenpreise getrennt ausge-

wiesen wurden. Die Grundstückspreise sind gegenübergestellt den geltenden Ridrt-
werten oder zur Zeit des Verkaufs gezahlten Preisen unbebauter Grundstüd<e im
Vergleidrsgebiet.

Eine eindeutige Aussage über den Einfluß einer vorhandenen Bebauung auf den

Bodenwert gibt wohl nur das Beispiel 5 dieser Tabelle; dort kann k e i n Enflrfl
festgestellt werden. Bei Beispiel 4 (älteres Miethaus arn Stadtrand von Burgdorf)
ist ein Einfluß in Form einer §(Iertminderung zu vermuten.

Bei den übrigen Beispielen dürften andere Einflüsse die Abhängigkeit Bodenwert -
Bebauung überwiegen, und zwart

In Beispiel 1 : Erhebli&e Lage, und Zusdrnittverschledrterungen gegenüber den für
die Ridrtwertfeststellung maßgebenden Grundstücken.

In Beispiel 2: Bebauung des Grundstüd<s ist nur gering und auf dem groflen Grund-
stüd< (ca. 23 ar) bei einem Neubau nur wenig störend.

In Beispiel 3, Vermutlidr ,persönliche" Verhältnisse. Das Grundstüd< war vom Ver-
käufer t962iär DM 9,-/qm gekauft, der Bau des §(ohnhauses äber
nidrt mehr begonnen worden.

In der Anlage 2 sind an 12 Grundstü&.en mit versdriedenartiger Bebauung 2 Mög-
Iidrkeiten des Vergleidrswertverfahrens untersudrt worden.

1. Einsetzen von Vergleidrspreisen unhbauter Grundstüd<e o h n e Berüd<sidrti-

gung irgendeines Einflusses der Bebauung.

2. Einsetzen von Vergleidrspreisen unbebauter Grundstüd<e wie bei 1, aber Berüd<-

sidrtigung der Ausnutzung gemäß R ö s s I e r.

Auf die Anwendung der Methode M ü I I e r muß verzidrtet werden, da sidr in den

untersudrten Cemeinden außer Burgdorf keine überzeugenden Grenzbodenwerte
ableiten lassen.

Ausgewählt wurden Kaufpreise aus

einer Kleinstadt' B u r g d o r f
einergrößeren gemisdrten Gemeindet I s e rnh a g e n
(Dorf- und §Tohngemeinde)

einer kleineren gemisdrten Cemeinde: A h I t e n

einer reinen Dorf-Gemeinde, A I i g s e

Als Bodenpreise wurden Preise unbebauter Grundstüd<e in der näheren Umgebung
der Versudrsobjekte zw Zeit ihres Verkaufs gewählt, in Ahlten und Aligse die

Ridrtwerte, die dort mit den überwiegend gezahlten Kaufpreisen identisdr sind. Um
einen Vergleidrsmaßstab zu erhalten, wurden nadr der Ermittlung der Bodenwerte
mit den !eia." o. a. MOglidrkeiten aus dem Rest Gesamtkaufpreis ,:Z Bodenwert die

Quotiertten Restpreis : Gesdroßfläche gebildet und, nebeneinander gestellt.
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Anlage 2

Bei- |

spiel 
I

Ort Gesamtpreis Anmerkungen

135 000,-
140 000,-
140 000,-
730 000,-

450 000,-
168 200,-
195 000,-

lgg 725,- *)

135 000,-
75 O0O,-

60 000,-

103 000,-

(ohne Erschl. Kosten)

Restpreis

Gesdroßfladre
ohne 

I 
mit Ausnutz.

mit Ersdrl. Kosten

n

(mit Ersdrl. Kosten)

Ersdrl. Kosten nodr
zu zahlen

n

(mit Ersdrl. Kosten)

nidrt beitrags-
pflidrug

(mit Ersdrl. Kosten)

In der Spalte ,Anmerkungen" sind die_ Angaben über die Ersdrließungskosten in
Klammern e-ingesetzt, wenn sle niöt aus den Verträgen hervorgingen und angenommen
wenden mußten.
*) Zam Beispiel 8: lt. Kaufvertrag für Grundstäd< und Au{Senanlagen DM 35 600,-

gezahlt, Außenanlagen auf DM 10000,- gesdrätzt, damit ver-
bleibender Bodenpreis ca DM 35,-/qm.

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

tt

t2

Bei-
spiel

1

2

3

4

5

6

7

8

9

l0
11

t2

979

656

1 059

1328

1297

t36t
1013

7to
716

l052

338

748

215

320

255

tt70
900

142

230

26
195

274

252

19t

Burgdorf

u

n

n

n

Isernhagen NB

n

Isernhagen KB

,t

Aligse

I

Ahlten

Fläche
Grdstd<. I Gesöoß

1-Familienhs.

n

,t

3-gesdr.
Miethaus

il

1-Familienhs.

t,

n

,t

2-gesdr. Alt-
bau

11/z-gesdr.
Altbau

1-Familienhs.

0,4

0,4

0,4

o,9

0,9

0,2

0,4

0,4

0,2

o,6

o,6

o,4

0,22

0,49

0,24

0,88

o,62

0,10

0,22

0,38

0,27

0,26

0,75

O,26

te62/ 1969

tg64/ 1968

ts62/ tg68

1965 / 1968

1962/ 1965

ca 1930 / 1968

1964/ 1968

t9&/ 1968

t9&/ 1968

ca 1930 / 1967

ca1880/1967

t963/ 1968

30,-
30,-
30,-
30,-
15,-
65,-
30,-
35,- *)

32,-
(12,-)
(12,-)
(13,-)

16,5O

36,80

18,-
29,4O

1 1,60

32,50

16,50

3 3,30

43,20

5,20

15,-
8,50

490,-/qm
376,-/q*
424,-/qm
579,-/qm
464,-/qm
492,-/qm
720,-/qm
590,-/qn
549,-/qm
228,-/qm
222,-/q*
ß1,-/qm

553,-/qm
362,-/qm
474,-/q*
5gl,- / qm

483,-/qm
873,-/qm
776,-/q*
376,-/ qm

534,-/qm
254,-/qm
218,-/qm
56,-/qm
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§7ie sdron nadr der vorhergehenderi Untersudlung des Vergleidrswertverfahrens
zu vermutenr sdrwanken bei der Methode Rössler die sid, ergebenden Boden-
werte und damit audr die Vergleidrsquotienten stark. Im übrigen sei auf die Dis-
kussion der Abb. 4a verwiesen.

Die Schwankungen in den Quotienten der Spalte 6 sind nad'r der untersdriedlidren
Bauweise der betreffenden Häuser nid'rt unwahrsdreinlidr.

Beispiel 4 ist ein Miethaus mit guter Ausstattung und 22 \ifohnungen (gegenüber 9
bei Beispiel 5).

De Beispiele 7 und 8 sind sehr aufwendig gebaute Bungalows.

Die Quotienten in den Altbaubeispielen l0 und 11 erhalten ihre Stütze durdr eine
Bewertung eines ähnlidren Objektes wie Beispiel 11 durdr den Gutadrteraussdruß
(und vorher, wie erst später bekannt wurde) durdr einen Sadrverständigen. Die
Bewertung (nadr dem Sadrwerwerfahren und eingesetztein Vergleidrs-Bodenpreis)
ergab dabei etwa übereinstimmend DM 50 @0,- insgesamt.

Im Ergebnis sind nur bei den 3 ersten Beispielen und dem Beispiel 12 auffällige
Abweidrungen nacih unten gegenüber den übrigen Quotienten der Spalte 6 festzu-
stellen. Ob diese Abweid'rungen auf einen Einfluß der Bebauung hindeuten, ist
vielleidrt in der Art eines ,,Aussdrlusses aus der konjunkturellen §Teiterentwiddung"
nur zu vermuten. Möglidrerweise haben die bei den genannten Beispielen außer-
gewöhnlidr niedrigen Bodenpreis zur 7*it des Erwerbs (bei' 1, S,-lqmi 2:
18,-lqm;3:5,-lqm;4' 8,-/qm) irgendweldre §ferteindrüd<e bei den Beteiligten
geprägt.

Im Beispiel 7 könnte audr die Vorstellung von einem Bodenpreis in Höhe von
DM 50,-/qm eine Rolle spielen; in der weiteren Umgebung des Grundstüd<s sind
derartige Preise zur Zeit des Verkaufs gezahlt worden (der entsprechende Quotient
in Spalte 6 würde damit zu DM 628,-/qm).

Im ganzen genommen sdreint sidr nadr dem Untersudrungsergebnis eine Berüd<-
sidrtigung der Bebauung bei Vergleidrspreisen unbebauter Grundsttid<e auf dem
Lande und in reinen §(rohngebieten von Kleinstädten nidrt zu lohrien, vermutlidr
werden andere Einflüsse bei der Preisgestaltung überwiegen.

Selbswerständlidr ist das statistisdre Material für eine endgültige Entsdreidung
hierüber in diesem Falle nodr zu gertng; diese Untersudrung hatte mehr einen
Methodenvergleidr bezwed<t.

Noch ein §7ort zur Statistik. Die Tatsadre, daß eine Reihe von §Terten innerhalb
eines gewissen Bereidres vom Mittelwert liegt, besagt zunädrst nodr nidrts über die
Abhängigkeit zweier verknüpfter Merkmale (in der vorliegenden Untersudtung
weidren die Quotienten bei den Beispielen 2 und 7 mehr als 20'0lo vom Mittel aus

den Beispieler 7-3,6-9 und 12 abi die übrigen Beispiele dürfen ihrer Anders-
artigkeit wegen, nidrt zur Mittelbildung benutzt werden).

Verbindlidre Aussagen über diese Abhängigkeit lassen sidl erst.geben, wenn weitere
Untersudrungerf etwa die Beredrnung des ,,empirisd'ren Korfelationskoeffizientefl",
vorgenommen werden. Die Abweidrung vom Mittelwert sagt nur etwas aus über

,,zu streidrende Beobadrtungen".Zvr sidreren Beredrnung des o. a. Koeffizienten ist
jedodr eine größere Anzahl von §trerten notwendig als hier gegeben sind.
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5. Nodr eine kurze praktisdre Untersudrung zu der Cestaltung von Bodenpreisen
bei einer störenden und abzubredrenden Bebauung

Aus dem Kreis Burgdorf sollen 3 Fälle dieser Art hier angeführt werden.

In der Stadt Burgdorf, im - 526ig1ungsbedürftigen Kerngebiet - hat die Stadt
selbst kürziidr ein ca. 200 mz großes Grundstüc}, bebaut mit einem etwa 130 Jahre
alten Flaus, für DM 15000,- gekauft. Das Cebäude wurde abgebrodren. Lassen
wir einmal die Abbrudrkosten außer adrt, dann ergibt sidr ein Bodenpreis von
ca DM 80,-/qm. Das verkaufte Grundsttid< hatte bei ca. 9 m Straßenfront eine
große Tiefe, es liegt an einer engen Nebenstraße (Einbahnverkehr) in erner Vohn-
gegend mit sdrledrtem §(ohncharakter. An einer etwas entfernt gelegenen Haupt-
straße (ca. 500 m Luftlinie) ist vor 2 Jahren ein ebenfalls mit Altbauten bebautes
Grundstück in bester Gesdräftslage (Ed<grundstüd<) für DM 100,-/qm verkauft
worden. Nadr den, allerdings sehr wenigen vorliegenden Vergleidrspreisen hätte
das Grundstüd< allenfalls einen Verkehrswert von etwa DM 6 000,- gehabt, d. h.
Gebäudewert O, Grundstii&swert DM 3o,-/qm. Auffällig ist jedodr, daß die Stadt
tsurgdorf audr noch ein anderes Altstadtgrundstüd< für den gleidren Preis
(DM 15 0O0,-) sclon 2 Jahre früher gekauft hatte - etwa gleidre Voraussetzungen
wie hier (Abbrudr der Gebäude), Bodenpreis umgeredrnet DM 75,-/qm. §far hier
einerseits der lVunsd,, im zukünftigen Sanierungsgebiet Grundstüd<e in die Hand zu
bekom,men und andererseits vielleidrt audr der in der AbsoluthOhe (DM 15 OOO,-)
nidrt so sehr ins Gewidrt fallende Kaufpreis Anreiz für diese Käufe, bestehen hier
also besondere §Tertvorstellungen ?

Ein zweites Beispiel, Eine Bank kaufte vor kurzem ein bebautes Grundstüd< in sehr
guter Geschäftslage in Burgdorf. Bebauung etwa 70 Jahre alt, mehrgesdrossig, sehr
hohe Ausnutzung. Ein Sadrverständiger bewertete das Gesamtobjekt mit etwa
DM 22O 0@,-, gefordert wurden vom Verkäufer DM 400 000,-, gezahlt wurden
sdrließlich DM 330 OO0,-. Da die Gebäude abgebrodren werden sollen, gibt das
einen Bodenpreis von ca. DM 350,-/qm. Da das Grundstück zukünftig nidrt mehr
in vollem Maß ausnutzungsfähig ist - die Baufludrt muß zurüd<genommen wer-
den - hätte man ihm ohne Berücksidrtigung der Bebauung nadr Vergleidrspreisen
eventuell einen §flert von DM 100,- bis DM 120,-lqm geben können.

Selbst wenn es sidr um eine Art Zwangskauf handeln sollte - der Käuferin gehört
bereits ein, nur durdr eine Nebenstraße getrennt, benadrbartes Grundstüd< - so
wird kein Gesd'räftsmann für ein Grundstüd< mehr ausgeben, als er glaubt durdt den
Kauf wieder gewinnen zu können. Hier also wohl die §Tertvorstellung vom erziel-
baren Umsatz, die bisher nodr ungeklärt sein dürfte.

Ein letztes Beispiel aus Lehrte' Ein Gesdräftsmann kaufte 1968 ein Grundstüd< mit
einer 1O0 Jahre alten Bebauung an. Im Kaufvertrag wird die Bebauung als ,,abbrudr-
reif" bezeidrnet. Ausnutzung des Grundstüd<s gering, gegenüber Planung starke
,,Unterbebauung". Grundstüd<spreis: DM 46,-/qm. Demgegenüber die Preise im
betr. Gebiet bisher bis maximal DM 39,-/qm. Hödrster G:undsti,id<spreis in lehrte
bisher DM 47,50 (mehrgesdrossige §Tohnbebauung). Ob der Verkäufer für ein
gänzlidr unbebautes Grundstüd< einen höheren Preis hätte erzielen können, ist sehr
fraglidr.
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Audr hier könnte wieder der ,,geplante Umsatz" beim Käufer im Vordergrund des

Interesses stehen.

Diese Fälle beweisen zwar nicht die Nidrtbeeinflussung des Bodenwertes durdr eine

störende Bebauung, sie lassen aber zumindest vermuten, dalJ dieser Einfluß gegen-

über dem des Kaufes stark zurüd(treten wird, und zwar in Dimensionen, die bisher
nodr unbekannt sind.

6. Sdrluß

In den vorstehenden Ausführungen ist, genauso wie in anderen Tagungsvorträgen
zum Ausdruck gekommen, daß es zur Lösung aller den Gutadrteraussdrüssen ge-

stellten Bew;ertungsaufgaben nodr umfangreidrer theoretisdrer und praktisdrer Un-
tersudrungen bedarf.

Mit der bisherigen personellen und ftnanziellen Ausstattung der Gesdiäftsstellen
allein läßt sidr jedodr diese Aufgabe erst in unverhältnismäßig langer Zeit lösen.

Um aber diese dringend notwendigen Arbeiten zigig zu erledigen und um die
eventuell sd'ron vorliegenden Ergebnisse allen Gutadrteraussdrüssen verfügbar zu
madren, sei hier die Einridrtung einer oder mehrerer Zentralgeschäf ts-
stellen angeregt.

Dese Zentralgesduäftsstellen könnten, frei von der täglidr anfallenden Arbeit der
Geschäftsstellen (Auswertung der Kaufverträge, Vorbereitung und verwaltungs-
mäßige Abwicklung der Verkehrswertgutadrten) Untersudrungen anstellen und
Theorien überprüfen. Bei ihnen könnten sidr die Vorsitzenden der Gutadrteraus-
sdrüsse informieren und eventuell in der gleidren Form wie in der ,,Arbeits-
gemeinsdraft der Gutad-rteraussdrüsse" in NR§fl Erfahrungen austausdren.

Budrbespredrung

Dr. A. Roesler, Einführung in die Baulandumlegung und Grenz-
regelung, 59 S., kart. DM 13,90, Herbert §flidrmann Verlag,
Karlsruhe, 1969 (Sammlung §Tidrmann, Neue Folge Heft 8).

Der Verfasser, städt. Vermessungsoberrat bei der Stadt Hildesheim, teilt seine SdTrift
in drei Absdrnitte ein. Absd,nitt 1, betitelt ,,Das Umlegungsverfahren", behandelt
die widrtigsten materiell-reütlidren Einzelfragen, die sidr während einer Umlegung
ergeben. Hier seien besonders genannt das Verteilungsprinzip, die Bewertung (Ein-
wurfs- und Zuteilungsbewertung) und ihre praktisdre Anwendung, erläutert an
Beispielen für die \Tertumlegung als Aufsdrließungsumlegung und Neuordnungs-
umlegung sowie für die Flädrenumlegung. Unter der Ubersdrrift ,,Besondere Redlts-
fragen" wird u. a. die Vorwegnahme der Entsdreidung nadr § 75 BBauG mit ihrer
Problematik für die Führung von Liegensdraftskataster und Grundbudr behandelt.
Absdrnitt 2 behandelt die formelle Verfahrensdurdrführung mit Beispielen für die
Gesd'räftsordnung eines Umlegungsaussdrusses sowie für die versdriedenen Bekannt-
madrungen während des Verfahrens. Eine stid'rwortartige Zusammenfassung des
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Verfahrensablaufes und Hinweise auf die Führung der Um,legungsakten folgen am
Schluß des Absdrnitts. Im Ab,schnitt 3 wird die Grenzregelung nadr dem BBauG
gesdrildert. Vervollständigt wird die Sdrrift durdr Auszüge aus dem BBauG (§Tieder-
gabe der für das Thema einsdilägigen Paragraphen) und die im vorangehenden
Text näher erläuterten Beispiele.

Nadr dem Vonrort so[ die Abhandlung ebenso Leitfaden und Stütee sein für Mit-
glieder von Umlegungsaussdrüssen, Angehörige der öffentlidren Verwaltung u.ä.m.
wie für den beruflidren Nadrwudrs, der sidr rnit bodenordnenden Maßnahmen ver-
traut madren will. Sie dürfte in ihrer knappen und klaren Form diesen Zwed< durdt-
aus erfüllen.

Dr. §7endt
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